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Vorwort 



Die vorliegende Schrift ist gegen den Bankgesetz- 
entwurf des Reicliskanzleramts gerichtet. 

Sie unterzieht denselben einer eingehenden Kritik hin- 
siehtlich seiner leitenden Gimdsätze und aller seiner wich- 
tigeren Einzelbestimmmigen und gelangt zu dem Ergebniss, 
dass auf diesem Wege keine erspriessliehe Beform m 
erwarten ist. 

Der Gesetzentwurf legt in einem blinden Vonirtheil 
gegen alles Banknotenwesen den Zettelbanken, damit 
aber dem ges am mten deutschen Verkehr, ebenso 
zwecklose als schädliche Kestrictionen auf. Er muthet 
die letztem in gleicher Weise der Preussischen Bank 
zu und untergriibt damit wahrhaft unverantwortlich die 
Wirksamkeit dieses bewährten Instituts. Die Umbildung 
der Preussischen Bank zur Reichsbank, welche im 
Interesse der Volkswirthschaft des Deutschen Reichs drin- 
gend zu verlangen ist und auch ebenso wichtige als be- 
rechtigte politische Interessen des Beichs bei-ührt, 
unterbleibt Scheinbar im Literesse unserer Währungfr- 
und Mttnzreform entwoiÜBn, wird das Beformproject nur 
die Schwierigkeiten noch unendlich steigern, welche der 
Durchführung der Münzrefonn in Folge der Versäumnisse 
und der kleinlichen, auf Nebengewinue für den Fiscus be- 
dachten Maassregeln der leitenden Behörden des Reichs 
und Preussens sich täglich immer schärfer und immer 
offenkundiger entgegenstellen. Li einem Zeitpuncte, wo 

1Ü0644 
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der uns bisher durch die Oontribution gelieferte Betrag 

Gold sich als viel zu niedrifr erweist und die Neube- 
schaÖimg von Gold, ja bereits die Erhaltiiii^^ des vorlian- 
denen Golds immer schwieriger wird, steigern wir wohlge- 
muth UDseni Goldbedarf durch eine Bankpolitik, welche 
auf ganz falschen theoretischen Prämissen beruht und 
durchweg Ursache und Wirkung in der Bewegung des 
Notenumlaufs verwechselt, noch um einige hundert 
Millionen! 

Dem kritischen Theil dieser Sclirift schliesst sich ein 
motivirter und lormulirter UegenentwurfeinesBank- 
gesetzes an, so dass mich wenigstens der Vorwurf 
blosser Negation nicht treffen kann. Ich befOrworte warm 
die sofortige Erhebung der Preussischen Bank 
zur Reichsbank, tmter gleichzeitiger gesetzlicher 
Regelung und Beschränkung, nicht aber Aufhebung 
der (ihrigen Zettelbanken. Den Weg zur Umbildung der 
Preussischen Bank lege ich dar. Es ergiebt sich, dass 
diese Schwierigkeit keine so presse ist, wenn man nur 
will. Die Gegengrttnde sind mir nicht unbekannt, aber 
wiegen nicht schwer, und ohne jedes Gewicht sollte 
sicherlich derjenige Gegengiimd sein, welcher leider that-" 
sächlich sehr stark mitzuspielen scheint : der wohlgemeinte, 
aber kleinliche Fiscaüsmus des preussischen Fiiianzmiai- 
steriums. 

Die Aussicht, den Plan, welchen' diese Schrift und 
bekanntlich grosse Kreise der deutschen Bevölkerung ver- 
treten, zur Geltung zu bringen, ist, das weiss ich wohl, 

gering, auch wenn das Reichskanzleramt, die preussi- 
schen Ministerien und, nacli den neuesten Nach- 
richten, selbst die Ausschüsse des Bundesraths nicht 
schon für das Project, welches ich bekämpfe, Partei er- 
griffen hätten. Dass es nicht immer gelingt, selbst höchst 
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mittelmässige Gresetzentvttrfe, welche die genannten 
Stadien durchschritten haben, im Reichstage zu Fall zu 
bringen oder doch wenigstens zu amendiren, zeigt das 
verwandte Beispiel des sehr mangelhaften (iesetzcs über 
die Beichskassenscheiue. Indessen ist doch auch manch 
anderes Beispiel aufzuzälilen, ich erinnere an die eben so 
schlecht redigirte als schwach motivirte Voriage Uber den 
Beichsinvalidenfbnds, welche im Reichstage immeriiin eine 
ganz andere Oestalt gewonnen hat In der viel wich- 
tigeren Bankfrage ist doch am Ende noch zu hoifen, dass 
der Reichstag ebenfalls nicht unbesehen das Project des 
Reichskanzleramts und die falschen Doctiinen, auf denen 
es beruht, sich zu eigen mache. 

Diese Hoffiiung hat midi bewogen, in einer Frage 
midi offen und rttckhalüos zu äussern, in der mir audi 
G^egner die Berechtigung eines Urtheils Afters zuge- 
standen haben. 

Berlin, 28. Sept. 1874. 

Adolph Waguer. 
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Zur Orieutiruiig. 

Das Keichskanzleraiiit hat endlich den iviederholtw 
Mahnungen des Parlaments und den weit verhreiteten 

Wünschen der Bevölkerung Folge geleistet und kurz vor 
dem abermaligen Ablauf des proNisorischen Banknoten- 
gesetzes vom 27. März 1870 (31. Dec. 1874) einen Bank- 
gesetzentwurf ausgearbeitet. Eine amtliche Ver- 
öffentlichung dieses Entwurfs und seiner Motive ist 
dringend gewünscht worden, aber unterblieben. ]>ocfa 
ist der Entwurf, man weiss nicht ob durch Zulassung 
einer Regierung oder absichtlich ausseramtlich , in die 
Oeftentlichkeit ^^edrungen und hat die verschiedenste, im 
Ganzen wohl eine überwiegend ungünstige Beui'theilung 
in der Presse und im Publicum er&hren. Das ist leicht 
begreiflich und an und ihr sich noch nicht so schlimm. 
Denn in der schwierigen Frage ist es nicht mö^ch, alle 
Parteien zu befriedigen. Ein Gesetzentwurf aber freilich, 
wie der vorliegende, welcher eine definitive Regelung 
abermals noch 10 Jahre hinausschiebt und bis dahin 
weder entschieden die Centralisation der Notenausgabe 
durch die so vielfach genrünschte Emchtung einer Reichs« 

A. Wagoer, SattotbankMÜinB. . 1. 
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bank ins Auge fasst, noch consequent den Staudpunct der 
Becentralisation der Notenemission, noch endlich den- • 

jenigen der Beseitigung aller metallisch nicht voll p:edeckten 
Noten und damit des eigentlichen Banknoten- und Zettel- 
bankwesens überhaupt vertritt, genügt natürlich Niemandem 
recht, da Niemand darin seine Ideen und Wünsche hin- 
sichtlich der ihm richtigerscheinenden Gestaltung des Zettel- 
wesens verwirklicht sieht Nimmt man hinzu, dass nach dem 
zehnjährigen „Uebergangsstadium" ein Definiticum eintreten 
soll, über welches der Entwurf und die Motive sich in 
ein gleiches, aber durchaus nicht beredtes Schweigen 
hüllen, ein Definitivum, über dessen Gestalt in der That 
audi so wenig Sicheres zwischen den Zeilen des Entwürfe 
und der Motive herauszulesen ist, dass die Einen an- 
nehmen, durch das Uebergangsstadium solle im Gehehnoi 
nur der Preussischen Bank der Weg zur Reichsbank ge- 
bahnt werden, über die Leichen oder Trümmer der 
übrigen Banken hinweg, während unigekehrt die Anderen 
durch das neue Gesetz die Stellung der Preussischen j 
Bank selbst unteigraben sehen, — nimmt man diese I 
Ungewissheit der Zukunft hinzu, so begreift maii vollends, 
dasB der Entwurf wenig Freunde findet. Selbst auf dem 
letzten volkswirthschaftlichen Congresse in Krefeld, dessen 
Stimmführer in der Banknotenfrage doch einijiermassen 
ähnlich stehen, wie der Verfasser des Gesetzentwurfs, ^ 
war die Aufnahme des letzteren eine ziemlich kühle, j 
obgleich die persönlichen Beziehungen dem Kinde des j 
wissenschaftlich hervorragendsten Freihandels-Theoretikers I 
gegenaber sehr deutlich Rücksichten geboten. Der Wunsch 
nach einer Reichsbank konnte seihst in dieser Versamm- 
lung nicht unterdrückt werden und ist in ihre Resolu- 
tionen übergegangener 

Im Folgenden soll nun eine etwas eingehendere . i 
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Kritik des Gcset/entwurfs versucht werden, sowolil seiner 
leitenden Gesichtspuncte, als in Verbindung damit seiner 
iviehtigsten Specialbestimmimgen. Um dies gleich hier 
offen aasznsprecben, so halte ich den Entwurf, wie er 
vorliegt^ in seinen Hauptpuncten, welche die direete oder 
indirecte C!ontingentirung des Nolientnnlanlis betreffen, und 
mit seiner ge^m die Preussische Bank frenchteten Spitze 
für unannehmbar und hotie, er werde, wenn nicht 
schon im Bundesrathe, so im Parlamente verworfen 
werden. Meinen Standpunet in der Zettelbankfrage 
überhaupt und in der deutschen insbesondere habe ich 
noch vor Kurzem in meinem umfassenden „Systeme der 
Zettelbankpolitik" (Freib., 1873) und in aller Kürze jüngst 
in meiner kleinen Schrift „Staatspapiergeld , Beichscassen- 
scheine und Banknoten" (Berlin, 1874) dargelegt und am 
ersteren Orte, glaube ich, hinlänglich begründet. In der 
Hauptsache halte ich auch hier an diesem Standpuncte 
fest Aber unyermeidlich muss ja ein Jeder, welcher 
einen gesetzgeberischen Act befürwortet, seine spedellsten 
individuellen Ansichten und Wünsche etwas modificiren 
und in seinen practischen Vorschlägen mit gegebenen 
Thatsachen, wohin namentlich auch wohl oder übel ein- 
mal weit verbreitete Anschauungen zählen, sich abfinden. 
Dies geschieht in meinem positiven Gegenvorschläge, den 
ich im letzten Thefle vorUegender Arbeit dem Gesetz- 
entwurfe des Beichskanzleramts entgegenzustellen wage. 
Die Abweichungen in diesem Vorschlage von dem ziem- 
lich detaillirten Befoniii»rojecte in meinem gr()sseren Werke 
sind Zugeständnisse an gegnerische Ansichten und Forde- 
rungen, bei welchen es sich aber meiner Ueberzeugung 
nach nicht um principielle Differenzen meinem früheren 
Plan gegenüber handelt Meine positive Forderung geht 
audi jetzt, wie in meinem „System'', auf die sofortige 
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VerwandlungderbewährtenPreussischenBank 
in eine Deutsche Reichsbank hinaus, welche hin- 
sichtlich der Notenausgabe wesentlich die- 
selben Befugnisse wie bisher die Preussische 
Bank behält. Neben dieser Reichsbank werden die 
vorhandenen Zettelbanken zu erhalten, aber 
liinsichtlich der Höhe ihres Notenumlaufs sämmt- 
lich zu fixiren sein, ohne dass es dabei nothwendig 
oder nur erwünscht ist, so exorbitant zu restringiren, 
wie es der Gesetzentwurf des Reichskanzleranits beab- 
sichtigt. Die Umlaufsfähigkeit der Noten aller dieser 
anderen Banken ist durch die Errichtung von Ein- 
lösung sstellen und durch die feste Organisation 
des Notenumtausches unter den Banken in Ver- 
bindung mit den richtigen, Ulirigens meistens schon jetzt 
ausreichenden Not ende ckungs-Grunds ätzen ge- 
nügend herzustellen. Bei der Fixinmg des Notenumlaufs 
der einzelnen Banken kann noch etwas weiter in der 
Beschränkung gegangen werden, als ich es in meinem er- 
wähnten Werke vorschlug. Aber die Banken der grösseren 
deutschen Staaten („Mittelstaatsbanken'') und einzel- 
ner bedeutenderer Plätze (Frankfurt, Bremen) sind ohne 
Gefahr für das Ganze, ja selbst im Interesse unseres 
Creditwesens immerhin erheblich liberaler zu behandeln 
hinsichtlich der Höhe ihres Notenumkufe, als die Banken 
der Kleinstaaten in kleinen Orten und Jdeijenigen 
Zettelbanken, welche schon jetzt wesentlich nur Local- 
banken sind, wie die preussischen Provincialbanken und 
einige andere. Von der Feststellung von Normativbe- 
dingungen füi- etwaige neue Zettelbanken sehe ich, ab- 
weichend von meinem früheren Vorschlage, im Folgenden 
ab und füge mich dem Princip des Gesetzes von 1870 
und des neuen Bankgesetzentwurfe, dass eine neue oder 
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eine erweiterte Befugniss der Notenausgabe nur durch 
ein Reichsgesetz erlangt werden kdnne. 

Die Wdterentwicklung kann man bei der Annabme 

der liier vertretenen Principien dann fretrost der Zeit 
überlassen. Die Keiclisbank wird nach uml nach, aber 
ohne Verletzung anderer Kechte und mehr oder weniger be- 
rechtigter Interessen, den andern Banken Boden abgewinnen. 
Jedoch wird für letztere, besonders £&r die Banken der 
grösseren Mittelstaaten und wichtigeren Pl&tze (Gruppe 
der „Mittelbanken*^) ein genOgender Spielraum nützlicher 
Wirksamkeit bleiben. Dies entspincht nicht nur dem 
wirthbchaftlichen und politischen Character des Reichs, 
sondern ist grade nach manchen neueren Erfahrungen 
Englands, das auch neben der Englischen BankdenMangel 
einiger tüchtiger mittelgrosser Zettelbanken empfindet 
und nur imter dem TJeberfluss zahlreicher ganz kleiner 
Zettelbanken leidet, auch allgemein volkswirthschaftlich 
und creditwirthschafüich erwünscht. . Im Uebrigen wird 
die Preussische Bank als Reichsbank mit ihrer erprobten 
trefflichen und unparteiischen Verwaltung bald genug im 
aasserpreussisehen Deutsehland Propaganda für sich 
machen und manche politische und voUcswirthschaffliche 
Yonmheile tkberwinden. 

Sowdt idi es abers^, steht der hier yertretenen 
Auffassung di^enige Sonnemann's in ^seinen Aufsätzen 
in der Frankfurter Zeitung (aucli separat als Broschüre 
erschienen: „Keichsbank oder Notensteuer?" Frankf., 1874) 
ziemlich nahe. Dieser scharfe politische Gegner PreussenB 
yerficht hier die richtige und gesunde Idee der Erhebung 
der Preusrischen Bank zur Reiebsbank, und zwar wesent- 
lich unter Beibehaltung der bisherigen Grundlagen der 
auch nach Sonnemann mustergiltigen Preussischen Bank 
lUr die Notencirculation , Deckung und Geschäftsbefug- 
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nisse. Eine förmliche Ironie des Schicksals, dass ein 
Sonnemann diese Idee aufoimmt, die die preussiBclieii 
Finanzmftniier und die Sfönner* des Reichskansleramte 
theils aus engen fiscalisehen Gründl, theüs aus mancher- 
lei Voreingenommenheiten nicht zu fassen wagten! Ich 
stimme auch darin Sonnemann bei, dass er, ein Wort 
von Bagehot citirend, davor warnt, ein im Ganzen, 
von einzelnen (und leicht abzustellenden!) Mängeln ab> 
gesehen, gut bewahrtes Banksystem, das seit einem Viertel- 
Jahrhundert dem deutsehen Verkehrsleben die wichtigsten 
Dienste geleistet hat, zu zerstören, ohne dass man selbst 
nur eine Idee hat, was an seine Stelle treten soll, — 
einer doctrinären Schrulle zu Liebe. 

Diese doctrinäre Schrulle, man verzeihe den starken, 
aber ganz bereehügten Ausdruck, ist die übertriebene 
Voreingenommenheit, um nicht zu sagen Feind- 
seligkeit, gegen Banknoten und Zettelbankwesen, 
welche sich wie ein rother Faden durch den Gesetzent- 
wurf des Reichskanzleramts hindurch zieht. Freilich 
werden dann trotzdem fol^^ewidrig aus dieser Auffassung 
die Consequenzeu nicht gezogen, welche der volkswirth- 
schaftliche Dilettantismus in der Bankfrage neuerdings so 
oft in der Forderung nur metallisch vollgedeckter 
Banknoten prodamirte. Mein principieller Dis- 
sens von dem Bankgesetzentwurf liegt grade in der 
verschiedenen Autfassung der Banknoten und der Zettel- 
banken in der modernen Credit wir thschaft. Dies 
ist jene Form der Tauschwirthschaft, weichein Anknüpfung 
an die Geldwirthschaft zwar durchaus das Metallgeld 
bei den Zahlungen als Währung und Preismaass 
bestehen lässt — worin der wesentliehe Unterschied 
der.Creditwirthschaft von der Papiergeldwirth- 
schaft liegt — , aber die wirkliche körperliche 
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Benutzung der Münze als Tausch- oder Umlaufs» 
mittel durch den freiwilligen Gebrauch von Anwei- 
sungen verschiedenster Art und von Bankein- 
richtungen als ^ Geld surrogateil " vielfach, beson- 
ders im grösseren Verkelir, einsetzt. Die Zettelbank nun 
mit der Notenausgabe ist ein noth wendiges, nütz- 
liches und bei richtigen Gautelen durchaus 
unbedenkliches Glied im Organismus der 
Creditwirthschaft Nicht um Beseitigung oder 
flbermässige Verminderung der Banknoten handelt 
es sich bei uns, sondern um Anbringung der erforder- 
lichen Ca ut eleu, welche bisher vielfach fehlten, was 
die wahre Ursache der wesentlichsten Missstände war. 
Durch andere Einrichtungen des Credit- und Bankwesens, 
besonders durch das Cheeksystem, welches in Ver- 
bindung mit dem Despositenbänkwesen, dem System 
der laufenden Rechnungen und dem Prineip steht, 
die von der Bank in der Wechseldiscontirung u. s. w. 
gewährten Credite einstweilen gutzuschreiben, statt 
sie sofort in Koten oder MUnze baar auszuzahlen; ferner 
durch das sogen. Glearinghouse-System (Auoglei- 
cfaungshaus), weiches das Gomplement des decentralisirteii 
Bankwesens bildet, lässt sieh das Zettelbankwesen und 
der Gebrauch der Banknoten als „Creditumlaufsmittel" 
oder „Geldsurrogate" (richtiger bloss: als Surrogate der 
Münze in deren Function als Tauschniittel) mehr oder 
weniger ersetzen, wie uns Grossbritannien und Nordamerica 
lehren. Indessen nicht vollst&ndig, wie dieselben Länder 
zeigen, zunftdist einerlei, ob die Notenausgabe centrafisnrt 
ist oder einer Vielheit von Banken zusteht. Femer Ifisst 
sich diese Ersetzung nicht sofort auf Commando eines 
Gesetzes bewerkstelligen, der Credit kann auch hier, mit 
Bagehot's Worten, „nicht construirt werden'', weder im 
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Ganzen, noch hinsichtlich der Formen, in die er sich 
kleidet. Auch muss, besonders in Zeiten von Credit- und 
Bankkrisen, auf die Banknote, als primib!e Form der 
Tansdimittel der Chreditwirthschaft, surackgegiiff^ werden. 
HindemiBse in dieser Beiiehang sind, zu Niemandes 
Nutzen, mit grossen Nachtheilen und Gefahren ver])un(len, 
nicht nur für die zunächst den Bankcredit erlangende 
Geschäftsclasse, sondern für den ganzen Verkehr und da- 
tier auch fUr andere Kreise. 

Endlich aber ist es der fundamentale Irrthum der 
Gegner des Zettelbankwesens , den man allenfalls jenen 
zabbeiclien yolkswirthsehaftlidien Dilettanten, welche 
„Tod den Banknoten " schreien, verzeihen kann, mit Be- 
fremden aber bei dem oder den Verfassern des Bank- 
gesetzentwurfs wahrnimmt, — anzunehmen, dass Banknote 
und Zettelbank grundsätzlich verschieden von anderen 
GeldBumgaten, Zahlungseinrichtungen undBanken auf Geld- 
umlauf Preiseund Gang der wirthschafUiehenGeschftffceein- 
^ wirken und, was mit dieser Auffassung zusammenhängt, 
die viel bedenklicheren, im Grunde genommen schädlichen 
Einrichtungen des Creditverkehrs seien, deren möglichste 
Besdiränkung und Ersatz durch Münze und Depositen- 
bankwesen unbedingt wttnschenswerth sei. 

Es kann hier bei einer unmittelbar praetischen Frage 
nicht die Aulgabe sein, auf diese wesentlich theoretische 
Controverse einzugehen, so wichtige praetische Gonse» 
quenzen die Stellung zu derselben auch mit. sich bringt, 
wie sich jetzt wieder in der deutschen Bankfrage im 
Ganzen, ebenso wie in wichtigeren Einzelheiten, z. B. in 
der Billigung oder Verwerfung des sogen. C!ontingentirungs- 
piiueipe zeigt Angesichts des Verhaltens joier zahl- 
reichen Vei&sser von Bankbroschikren und mancher Pu- 
büdsten in dos Zeitungen, welche das Yerdict wider 
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metaUisch nicht vell gedeckte Noten und damit ttberhanpt 
irider Banknoten — denn was sie im Auge haben, änd 
eben nur noch Despositenscheine — und folglich wider 

Zettelbanken fällen, immer von „fictivem Gelde" reden 
und das Zettelbankgeschäft mehr oder weniger offen als 
Raub bezeichnen; femer angesichts jener Gegner der Zettel- 
banken, die zwar weniger heissbltttig, doch in den Be- 
Btrictionen der Notenausgabe gar nicht weit genug gehen 
können, wie im voriiegenden Banlcgeaetzentwuife, wäl 
sie in den Zettelbanken die ünheüsdfter des Gredit- 
wesens, die Verursacher excessiver Speculation und rui- 
nöser Credit- und Handelskrisen, die Vertheuerer der 
Waarenpreise und sogar die Vorbereiter der Papiergeld- 
wirthschaft sehen ; angesichts jener hanseatischen Stimmen, 
die sich in emseitiger Polemik grade gegen das Zettel- 
bankwesen Uberbieten, kurz angesicfats dieser Aller darf 
doch betont werden, dass diese Aufitoungen von der 
besonderen Nachtheiligkeit und Gefahr gi-ade der Zettel- 
• banken wissenschaftlich jedenfalls vielfach bestritten, um 
nicht direct zu sagen antiquirt und durch die neueren 
Erfahrungen von Ländern mit streng regulirtem Bank- 
notenwesen, als durchaus schief und einseitig, wider- 
legt sind. 

Von den absoluten Gegnern der Banknoten, — Bam- 
berger giebt ihnen den guten Spitznamen: Metalltempe- 
ranzler, — den Perrot, Teilkampf, Hirth , Geffcken, 
Kämmerer, Augspurg und anderen reinen Dilettanten auf 
diesem Gebiete mehr, will ich gar nicht weiter reden. 
Sie haben die besten Absichten, sehen aber die Sache 
nur aus einem einseitigen und daher schiefen Gesichts- 
punkte, und ignoriren, wohl weil sie sie meistens gar 
nicht kennen, oder es für ihre agitatorischen Zwecke 
nicht für der Muhe werth halten, darauf einzugehen, — 
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für weiüäuflig^ in einer ,»80 tin&chen Sache* wie 
der Zettelbankfrage! — sie ignoiiren TollBtSndig die 
ganze wissenschaftliche Bankliteratur Englands, Deutsch- 
lands, Frankreichs. Diese rührt, namentlich in England, 
\ielfach von eminenten Praktikern, freilich von theoretisch 
gebildeten, nicht von Koutiniers her und dreht sich 
grösstentheils um die Notenfrage. Unter den wissen- 
schaftlichen Theoretikern anf diesem Gebiete befinden 
sieh hervorragende, selbst Namen ersten Ranges in der 
nationalökonomischen Wissenschaft, welche die principielle 
Berechtigung der Banknote durchaus anerkennen und nur 
etwa in ihren Ansichten über die Zettelbanksystenie, Cen- 
tralisation, Deceutralisation u. s. w. auseinander gehen. £s 
genügt also hier, einfach za constatiren, dass die Wissen- 
schaft keineswegs auf Seiten der piindpieUen Gegner alles 
Zettelbankwesens steht Ohnehin aber besitzen wir ein- 
mal in Deutschland ein sehr entwickeltes Notenwesen, 
das kein Besonnener vollständig beseitigt wissen will. 
Indessen auch die wissenschaftlichen und deshalb ge- 
. mässigten, die bloss „relativen" Gegner des Zettelbank- 
wesens in Deutschland, welche sieh meistens für sehr 
wdt gehende Bestrictionen der Notenausgabe erklftren, 
womöglich nur, oder doch noch am Ersten Central-, wenn 
es geht, nur Monopolzettelbanken zulassen wollen, für 
diese dann aber das Contingentirungsprincip zum Dogma 
erheben, also in Deutschland viele Mitglieder der „Deut- 
schen Freihandelspartei'* oder des volkswirthschaftlichen 
Gongresses, der Veilssser des Bankgesetzentwurfes, u. 
a. m., auch diese Mfinner sammt und sonders argumen- 
tiren doch durchaus nur mit dem Rostzeug der alten 
englischen Currencyschule, deren Doctrin zum llieil der 
sogenannten Peel'schen Bankgesetzgebung vo.n 
1844—45 zu Grunde liegt. Nun, diese Curreneydoctrin ist 
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bekanntlich von den henrorragendsten englisclien National« 

Ökonomen, einem Tooke, einem Mi 11 angegriffen und 
meines Erachtens durchaus widerlegt worden. Die t h e o r e - 
t i s e h e n P r i u c i p i e n derPeerschen Acte gelten in England 
immer allgemeiner als irrig und in ihrer Anwendung 
auf die Englische Bank als schädlich. £in6 ganze grosse 
Litoratorbewegung in England und theilweise selbst auf 
dem Gontinente kntipft sidi an die Debatte Uber jene 
Acte in der Nationalökonomie an. Stehe man zu der 
Controverse, wie man wolle : jedenfalls heisst es sich den 
Beweis sehr leicht machen, wenn man mit den Punkt fOr 
Punkt strittigen Lehren und Schulmeinungen der Currency- 
theorie, ohne irgendwie die anderen Ansichten zu wider- 
legen, eine ganz bestimmte Entscheidung der deutschen 
Bankfrage „begrOnden** will. Das geschieht aber nicht nur 
allgemein von den deutschen Currencytheoretikem, son- 
dern auch in den Motiven" des Gesetzentwurfs kehrt 
in den th eor e tische n Partieen ganz nackt und ein- 
seitig die Argumentation der Currencyschule wieder. Auch 
nicht ein Gesichtspunct, auch nicht ein Satz, der nicht 
schon vor 80 und mehr Jahren in England au^iestellt^ 
bestritten, widerlegt worden ist, und diese abgestandenen 
„Gründe" werden zur Basis unserer Bankreform gewählt! 
Die armen Zettelbanken, immer sind sie es wieder, welche 
„ungesunde Preisverhältnisse herbeiführen'', „die Solidität 
des Geldumläufe'' stören, welche „Ueberspeculation und 
Krisen^' Yerursachen! Grade so rftsonnirte Sir Robert 
Peel, nicht nach eigener Einsidit^ sondern die Ideen des 
Banquiers S. J. Llo y d (Lord Overstone) yertretend, frei- 
lich sie auch noch verballhornend, im Jahre 1844. Der 
Notenumlauf wurde aufs Stärkste restringirt bei den 
kleinen Banken. Der Englischen Bank wurde die Zwangs- 
jacke derPeel*schen Acte angel^ wodurch sie unter den 
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damaligen YerbiUtiiisseii, vor den caUfonusch-austraUschen 
Goldiimdea, beschiänkt irurde, irie etwa die PreussiBehe 
Bank durdi die ,^nialen Idee'' der ftn^trocientigen Noten- 
steuer. Handels-, Geld-, Creditkrisen sollten nnn nieht 

mehr wiederkehen können, denn diese waren bisher ja 
immer durch die Zettelbanken verschuldet. Und siehe 
da, kaum drei Jahre waien vergangen, so hatte England 
die grösste KrisiB wieder, die es bis dahin durehgemacht> 
schon im Jahre 1847! Mehrmals in schwächerem Maasse» 
zweimal noch schlimmer als 1847, nemUch 1857 nnd 1866, 
wiederholten sich diese Krisen, nachdem ihnen immer 
masslose Ueberspeculationen bald im Waaren-, bald im 
Effectengeschäft, bald in Ennssionen fremder Anleihen, 
bald in „Gründungen'* vorangegangen. Die gar nicht ein- 
getretene Notenvermehrung hatte daran doch nicht mehr 
Sdrald Sehl können. Wohl aber stimmte alle Welt jenem 
Minister bei, der da sagte, die Peel'sdie Acte thnt in 
dner Woche oft mehr Schaden, als sie in Jahren Gutes 
thun kann; denn sie hindert die rechtzeitige und wirk- 
same Hilfsleistunc^ der Centraibank in der Krise, stei- 
gert dadurch die letztere noch bedeutend, musste bisher doch 
jedesmal, nachdem sie Unheil genug angerichtet, suspen- 
dirt werden und untergräbt so die Function der Central- 
bank grade in dem wichtigen Zeitponcte, wo eine solche 
Bank sich, verglichen mit kleineren Banken, besonders 
nützlich erweisen kann. — Hilft Alles nichts. Die Zettel- 
banken sind doch die Sündenböcke, so versichern unsere 
Currencytheoretiker nach wie vor und aus . den Motiven 
des BankgesetzentwurÜB sdiaUt es ebenso heraus. 

Wir würden uns desselben Fehlers schuldig machen, 
den wir an dem Gegner tadeln, wenn wir ebenfalls die 
Gegengründe gegen unsere Ansicht einfach ignorirten. 
Wenn ich trotzdem ein näheres Eingehen auf diese Contro- 
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yersen, von deren Austrat in letster Linie die wiflsen- 

schaftlich begründete Stellung jedes Einzelnen zur prac- 
tischen Bankpolitik abhängen muss, hier vermeide, 80 
glaube ich dies jedoch nicht nur mit Rücksicht auf den 
unmittelbaxen practischen Zweck dieser kleinen Schrift, 
sondern aus dem Grande thun zu dttrfen, weil idi selbst 
mehrfach, soweit es in meinen Erftften hig^ diese Contro- 
yersen nach allen Seiten behandelt und danach erst 
meine den Zettelbanken verhältiübsmassig günstigeren An- 
sichten gewonnen habe. Ich wüsste in dieser Beziehung 
dem, was ich in meinem „System der Zettelbankpolitik" 
und für die mehr theoretische Seite der betreffenden 
Fragen in meiner Monographie »Die Geld- und Gredit- 
theorie der PeePsehen Bankacte" (Wien, 1861) erMert 
habe, nichts WesentKches hinzuzufiigen. Für die nähere 
Begründung meines Standpuncts in der Kritik des Bank- 
gesetzentwurfs und in dem Gegen vorschlage glaube ich 
aber auch auf die Erörterungen in diesen beiden Werken 
verweisen zu dürfen, wenn in der vorliegenden Schrift 
Manches nicht genauer motivirt wird. 

Auch was die meines Erachtens übertriebenen An- 
klagen gegen die Deutsehen Zettelbanken und 
gegen die E n t w i c k 1 u ii i hr e s N o t e n u m 1 a u f s in den 
letzten Jahren anlangt, — je nach dem sonstigen bank- 
politischeu Standpunkte bald gegen die Banken insgesammt, 
bald gegen die Freussische Bank oder die ganz kleinen 
Banken (thüringer u. s. w.) oder gegen einzehie andere 
spedeO, — so kann ich der Anschauung, wie sie in den 
„Motiven" sich äussert und in der Tagespresse, auf dem 
volkswirthschattlichen Congresse u. s. w. vielfach verlautete, 
nach genauerer Tiitersuchung nicht beitreten, muss aber 
auch für die speciellere Begründung dieser „Heterodoxie" 
auf die statistischen Fartieen meines Banksystems ver- 
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weisen, was wenigstens die Zeit vor 1870 anlangte In 
den Anhängen zu diesem Werke ist «ach die Periode 
seit 1870 nfther statistiseh untersucht worden. Auf diesen 

Zeitraum gehe ich unten aber noch besonders ein. 

Ich bemerke endlich noch, dass meine Ansicht unter 
den wissenschaftlichen deutschen Kationalökonomen, von 
denen sich freilich nur sehr Wenige grade mit dem 
Bankwesen näher be&sst haben, keineswegs allein steht. 
Insbesondere vertritt £. Nasse in der Notenfrage in 
seinen yortrefflichen Aufiätsen Uber Banknoten und Bank- 
wesen in der Tübinger Zeitsclnift für Staatswissenschaften, 
in Hildebraud's Jahrbüchern und in seiner nocli lieute 
besondei*s beachtenswerthen Schrift: „Die Preussische 
Bank'' (Bonn, 1866), der besten Schrift über dieses gross- 
artige Institut, einen mit dem meinen wesentlich fiber- 
einstimmenden theoretischen Standpunkt. Ich habe nach 
Nasse meine ursprünglich der CentralisaÜon der Noten- 
ausgabe viel zu einseitig gegnerische Anschauung be- 
richtigt. Auch Max Wirth ist so wenig als ich ein 
Currency theoriker und scheint an seinem Standpunkte 
durch die abweichenden Ansichten seiner volkswirthschaft- 
liehen Parteigenossen nicht irre zu werden. 
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We Hauptpuncte des Bankgesetzeiitwurfs. 

Die leitenden Gesichtspuncte des Bankgesetzentwurfs 
werden zwar weder in diesem selbst, nocli in den Motivea 
deutlich und präcis hingestellt und hinsichtlich der letzten 
Ziele seiner Bankpolitik Itet uns der Verfasser, vielleicht 
absichfli<^, im Dunkeln. Aber folgende Gesichtspuncte, 
Grundsätze und Vorschriften treten wohl als die haupt- 
sächlichen in dem Projecte hervor: * 

1. Die Stellung des En twu rfs zur Bankno- 
te n a u s g a l) e. Nur die Banknotenausgabe und das Zettel- 
bankwesen bedarf vom gesammten Bankwesen einer neuen 
eingreifenden reichogesetzlidien Begelung. Die Grande 
dafür sind: weü die Kotenausgabe tkberhaupt in yolk&- 
wirtfasdialtlicher Hinsicht besondere Gefahren oder 
wenigstens Bedenken l)ietet; weil die particulare 
deutsche Zettelbankgesetzgebung keine genügenden 
Cautelen enthält, das deutsche Zettelbankwesen sich 
auch bereits thatsächüch in gefahrdrohender Weise 
entwickelt hat und zumal jetzt beim Uebeigang zur 
Goldwilhrung Scfalünmes befürchten l&sst, während da- 
gegen die Gesetzgebung fttr das übrige Bankwesen aus- 
reicht. 



2. Die HerBtellungr eines UelieTgsngBzti- 

stands vor definitiver Ordnung des Zettel- 
bankwesens, unter freiwilliger Mitwirkung 
der Banken. Wäre tabula rasa vorhanden, so Hesse 
sich sofort ein Neubau des Bankwesens, d. h. Zettelbank- 
wesens, ,,nach einheitüchen Prindpien'' vornehmen. Nach 
welchen Principien, darüber machen Gesetzentwurf und 
Motive indessen keinerld Andeutung. Einstweilen muss 
man mit den gegebenen Verhältnissen, dem ein- 
mal bestehenden Zettelbankwesen, mit den Privi- 
legien und Rechten der Banken pactiren. Daher 
soll für eine Periode von zehn Jahren (1B76— 1885) ein 
Uebergangszustand geschaffen werden, in welchem 
die Gesetzgebung sich begnügt, das deutsche Zettelbank- 
wesen von den wesentlichsten Missständen zu 
befreien. Die Vorschriften für diese Uebergangszeit 
sind so einzuricliten, dass die Banken, wenn auch dem 
Druck eines mehr oder weniger sanften Compelle wei- 
chend, im Wesentlichen doch freiwillig sich dem 
Reichsgesetze fOgen, daftkr auch statt der territorialrecht- 
licÜbi Stellung eme reichsrechtliche erlangen, sich 
aber bequemen, auf ihr Recht zur Notenausgabe 
vom J. 1886 an zu verzichten. So kann von da an 
die Reichsgesetzgelmng nach (unbekannt bleibenden) ein- 
heitlichen Prineipien das Zettelbankwesen ordnen, unbe- 
hindert durch Rücksichten auf erworbene Rechte. Das 
neue Bankgesetz setzt also nur ein neues, längeres Provi- 
sorium an die Stelle des demnächst wieder ablaufenden, 
wiederholt verlängerten Provisoriums des Gesetzes vom 
27. Mäi-z 1870. welches man wohl das Gesetz über die 
„Baiiknotensperre'" genannt hat. 

S. Die reichsgesetzlichen Normen wäh- 
rend des Uebergangszustands. Während dieses 
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neaeii Frövisoriiuns sollen die bisherigen Missstttnde im 
Zettelbankwesen, welche der Gesetzgeber als yorhandea 
amumint, theüs durch Yorschiifteii ftber eine gl eich - 
beitliehere richtige Notendeckn ng, Ober No- 

teneiiilösungsstell en an grossen Plätzen auch 
für die in kleinen Orten doniicilirenden Banken, tlber 
die gegenseitige Annahme der Noten jeder Bank 
bei jeder anderen Bank in Zahlung, und über die Besei- 
tigung kleiner Notenstttcke; theils und nach 
der ausdrücklichen Absidit des Gesetzgebers haupt- 
sächlich durch eine directe und indirecte Con- 
tingentirung des sogenannten ungedeckten, 
(d. h. nicht durch Metall und Reichscassen.^cheine ge- 
deckten) Notenumlaufs behoben werden. Die directe 
Gontingentirung besteht in der Fixirung des gesamm- 
ten ungedeckten Notenumlaufs für alle deut- 
schen Banken, ausserhalb Baiems, auf 300 Millionen Mark 
und in der Repartition dieser Summe auf die ein- 
zelnen Banken nach dem Verhältniss ihres wirk- 
lichen Notenumlaufs im Durchschnitt der Jidire 1867 
—69 (für die Badische und Wiü'ttembei-gische Bank 1872). 
Unabhängig vom Umfang und der territorialen Grenze 
des bisherigen Kotenrechts wd also hier nach der Go- 
tischen Ausübung dieses Bechtes repartirt, aber Jedes 
Becht von nun an begrenzt. Die indirecte Gontingen- 
tirung besteht in der hohen fünf procentigen Be- 
steuerung desjenigen, im Principe zugelassenen weiteren 
Theils des ungedeckten Notenumlaufs, welcher die für 
jede Bank berechnete Quote an den 300 Millionen Mark 
übersteigt Für Baiem, beziehentlich seine Zettelbank, 
würde dieser Summe von 300 Millionen Mark ein wei- 
terer Betrag hinzuzusehlagen sein, nach dem Massstabe 
der Bevölkerung etwa 36 Millionen Mark. Diese indi- 

A. Wagner, Zettelbuikreform. 8 
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recte Coirtingentii'ung durcli das Mittel eiuer holien Noten- 
steuer ist ein Zugeständniss an die Gegner der Con- 
tingentirung. Die directe Contingentirung allein, nach 
dem Muster der Peelschen Acte, wird in den Motiven 
jetzt selbt als unanwendbar auf deutsche Yerhfiltnisse 
und nadi den Erfahrungen als prindpieU unpassend be- 
zeichnet. 

Formal werden im Uebrigen die Zettelbankcn im 
Entwurf gleich behandelt, nameiitlidi ohne Rück- 
sicht auf die Bedeutung des einzelnen Staats, welcher 
ihnen das Privileg ertheilt hat und, abgesehen von dem 
obigen Beparütionsmasstabe für die ungedeckten Noten, 
ohne Bücksieht auf die faetische Stellung der 
einzelnen Bank und auf ihre Leistungen fftr 
den Verkehr. Doch macht das Gesetz eine Unter- 
scheidung zwischen den Banken, wonach dann diese zwei 
Kategorien bilden und in einigen wichtigen Puncten, 
besonders hinsichtlich des Umfangs ihrer Notenausgabe, 
verschieden gestellt werden. Nach den Motiven würde 
diese Unterscheidung in der Natur der Sache liegen. 
Die eine Classe umfasst solche Anstalten, welche ihre 
Notenausgabe auf denjenigen Theil ihres 
Grund Capital s beschranken, welcher zur Zeit des 
Inkrafttretens des Gesetzes vom 27. März 1870 einge- 
zahlt war. Der Notenumlauf dieser Banken gilt als f(^ster 
Betriebsfond, der auch für den Geldverkehr seine Be- 
deutung verliert, da er einen ein für allemal fixirten Be- 
standtheil des Umlaufe an Zahlungsmitteln bildet Zur 
zweiten Classe gehören die Banken mit sogenannter 
unbegrenzter oder mit einer das Gr un d ca p i tal 
weit ü b e r s t e i g e luh? n Notenausgabe. Weder der 
Entwurf, noch die Motive nennen diese Banken. Es sind 
nach den geltenden Privilegien: d|e Preussische, 
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Sächsische, Leipziger, die Gothaer, Geraer, 
B ückeb u rge r Bank mit unbegrenztem Notenrecht, eine 
Gruppe, der sich dann noch mit weiterer Befugniss, 
meistens mit dem Bechte, ungefähr dreimal soviel Noten, 

als das eingezahlte Capital beträgt, auszugeben, an- 
schliessen die stid westdeutschen Banken des I)is- 
herigen Guldenfusses, die Frankfurter, Badische, 
Wttrttembergische, Darmstädter. Diesen Banken 
ist, nach den Motiven, von der zuständigen Landesge- 
walt im öffentlichen Interesse die Sorge für die Begelung 
des Zahlmittelbedarfe im Lande übertragen, (der Preussi- 
schen Bank für Preussen, der (ieraer für Reuss ä. L. 
und der Bückeliurger für Schauniburg- Lippe — !). In 
nothwendiger Consequenz hiervon soll die Geschäftsthätig- 
keit dieser Banken auf das Landesgebiet eingeschränkt 
werden inttssen. Der Gesetzentwurf stellt nun Bedingun- 
gen des Geschäftsbetriebes für jede dieser Gruppen auf. 
Die Bedingungen für die zweite Gruppe gelten auch für 
die, übrigens nicht besonders genannte, Preussische 
Bank. Diese, welche seit Jaliren unirofälH' zwei Dritt- 
theile des gesammten deutschon Notenumlaufs (etwas nielir 
von totalen, etwas weniger von ungedeckten) reprilsentiit. 
geniesst nur kraft ihrer bisherigen Stellung den einen 
Vorzug, nach dem gewählten Bepartitionsmassstabe. 
dem Durchschnitt des factischen Notenumlaufs der Jahre 
1867—69, etwa zwei Drittel jenes Fixums von 300 Mill. 
Mark ungedeckter Noten, circa 190 Mill. Mark, für 
sich und zu dem Normalsteuersatz von T'/o in Anspruch 
nehmen zu dttrfen. Darüber hinaus darf auch sie nur 
gegen Zahlung von 5% mehr ungedeckte Noten aus- 
geben und ist sie sonst den anderen Banken gleichge- 
stellt. Preussen benimmt sich also, die Frage vom poli- « 
tischen Gesichtiipuiicte betrachtet, sehr uneigenützig. 
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Selbst GothA und Schaumburg kGnnen nicht über Ver- 
gewaltigung klagen : sie stehen Preussen ganz i^eich, und 

ebenso ihre Banken: die allen aufgelegten Restrictionen 
treffen alle gleich. Aber seinen Gewinn an th eil über 
die dem Beiche zufliessende Notensteuer hinaus bezieht 
Preussen weiter für sieh allein. 

Prüfen wir nun die Richtigkeit der leitenden 6e- 
sichtspuncte imd Haaptgrunds&tze des Gesetzentwurfes. 
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Kritik des Bankgesetzentwurfs. 
1. : SeiBO Stelling zur Bankiotemuugabe tLberhaBiL 

Die Stellung des Entwuifs zur Banknotenausgabe ist 
die oben sclion cbarakterisirte der Currrencyschule , die 
der Voreingenommenheit und Feindseeligkeit 
gegen das Zettelbankwesen überhaupt. Diese 
principielle Stellimg in der Frage liefert die eigentliche 
Erklärung für die Vorschriften des Entwürfe. Sie wird 
in unseren speciellen deutschen Verhältnissen noch unter- 
stützt, aber keineswegs ei-st begründet durch die wirk- 
lichen und vermeintlichen Missstände, welche sich im 
deutschen Zettelbankwesen gezeigt haben oder haben 
sollen. Es werden denigemäss ganz consequent auch in 
den Motiven besondere Missstände bestimmter einzelner 
Bankgruppen nicht gerade scharf betont. Vielmehr findet 
vor den Augen des Verfassers des Entwürfe keine einzelne 
Bank und keine Gruppe von Banken nach ihrem bis- 
herigen Verhalten rechte Gnade. Sie sind allzumjil Sün- 
der und mangeln alle des Ruhmes, das ist deutlich die 
Ansicht des Entwurfs. Nicht nur die kleinen, in der 
öffentlichen Meinung wenig geschätzten Banken der thtl- 
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ringischen Staaten u. s. w.. sondern aucli die Preussische 
Bank })ildet emm Öteiu des AustQSses, das ist zwischen 
den Zeilen zu lesen. 

In dieser piincipiellen Opposition gegen das Zettel- 
bankwesen überhaupt und gegen dieEntwickelung desselben 
in Deutschland kehren nun, wie gesagt« durchaus nur die 
alten schiefen oder Einzelnes stark Übertreibenden Argu- 
mente der englischen Cur ren cyth eori e wieder. 
Die Thatsachen im deutsclien Zettelbankwesen dienen 
eigentlich bloss zur Verbrämung dieser Opposition. Sie 
werden auch nur ganz in Bausch und Bogen in den Mo- 
tiven dtirt und ohne den Versuch emes näheren Nach- 
wdses so ausgel^, um die weitgreifenden Restrictionen 
des Gesetzentwurfs zu rechtfeitigen und in Deutschlands 
Lage als besonders nothwendig erscheinen zu lassen, zu- 
mal mit Rücksicht auf unsere Münzreform. Die Beweis- 
führung ist aber dui'chweg eine sehr willkührliche, den 
Thatsachen wird Zwang angethan, auf Grund unrichtiger, 
jedenfalls unbewiesener und streitiger Doctrinen werden 
unnöthige und bedenkliche Forderungen des Gesetzgebers 
aufgestellt und einigen ganz richtigen, auch als Restrictiv- 
massregeln genügend wirksamen Vorschriften mehrere 
andere hinzugefügt, die theils ül)erhaupt zu weit gehen, 
theils wenigstens die Preussische Bank in ihrer ei*probten 
Leistungsfähigkeit zwecklos und zum Schaden, nicht bloss 
oder selbst weniger der Bank, als der ganzen Volks- 
wirthschaft lahm legen. 

Die für die Banken geltenden Vorschriften, so heisst 
es in den Motiven, bieten keine genügende Bürg- 
schaft gegen die Ausdehnung des Notenumlaufs zu einem 
Uebermasse, welches zu ungesunden Preisver- 
hältnissen führen und die Solidität des Geld- 
umlaufs gefährden wQrde. Auf diesen Lieblingsvorwurf 
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der Currency theorie kommen die Motive noch mehrfach . zu- 
rück« Die willkahrliche Vermehrung derpapier- 
nen Umsatzmittel ttberreize leicht die Specula- 
tion, fldire dadwch zn Verkehrscalamitäten u.8.w. 
Die hohe Notensteuer yon 5 Proc. wird grade aus diesem 
Gesiehtspuncte befürwortet: sie vei-folicre nicht sowohl 
einen hscalischeu, als einen verkehrspolitischen 
Zweck. 

Diese Theoiie von der Gefahr der eher Omission 
(strict einldsbarer) Banknoten** ist euier der 
Kempuncte der Currencydoctrin und wissenschaftlich fitar 
die verschiedenen Systeme der Zettelbankpolitik widerlegt 

worden. Bei einer M e h r Ii c i t oder Viel h e i t von 
Zettel])anken bietet grade hier einmal das Prinoip 
der Concurrenz unter den Banken, verbunden mit der 
richtigen gesetzlichen Voi-schrift, dass die Noten an 
Centralplfttzen einlösbar sind und mit dem System der 
gegenseitigen Annahme der Koten in 2«ahlttng und des 
Notenumtausches, meist schon genügende Garantie.« Letztere 
kann allerdings in dem besonderen Falle, dass ganz 
kleine Notenstücke ausgegeben werden, mitunter nicht 
vollständig ausreichen, indem hier die Speculation über 
Gebühr mit Hilfe kleiner Noten angefacht oder, rich- 
tiger gesagt, etwas länger erhalten werden kann. Durch 
den gesetzlichen oder thatsächlichen Ausschluss der Idei- 
nen Noten unter einem nicht zu niedrigen Mimmalbetrage 
wird auch diese Gefahr wirksam beseitigt. Die beliebte 
manchesterliche Phrase, welche die Motive einmal an- 
wenden, „den Notenumlauf durch das selbstthätige 8i)iel 
der Interessen und Motive sich regeln zu lassen", enthiüt 
hier wirklich einmal ausnahmsweise die Wahrheit, ohne 
dass es dazu aber der Steuereinrichtung des Gesetz- 
entwurfs, wie die Motive meinen, erst bedtkrfen wQrde, 
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und zwar gi*ade bei mehi- oder weniger vollständiger 
Zettelbankfreiheit und Decei\tralisation der Notenausgabe. 

Im Wesentlichen lieg^ der Fall ebenso in dem „ge- 
mischten** JäankBystem, wo eine grosse pavüegirte oder 
anch nur factJsch bedeutende CentraHuuik und kleineüe . 
Zettelbanken, neben einander besteben. Die erstere kann 
hier zugleich unter Innehaltung der vorerwähnten Pris- 
cipien als C ontroli ns tanz der ü])rigen Banken dienen: 
in gewissem Umfange controliren die letzteren hier aber 
auch die Centraibank und namentlich sich unter einander. 
In Deutschland liegen die thatsächliehen YerhältnisBe wk 
um in emf^Mshster Weise unser Zettelbankwesen von den 
bisherigen kleinen MissstAnden zu befr^en und das ge- 
mischte Banksystem durch Erhebung der Pi'eußsisehen 
Bank zur Beichsl)ank auf das Beste einzurichten und 
fimctioniren zu lassen. 

Bei der vollständigen Monopolisirung der 
Not^wusgabe lilsst sich theoretisch die MgUchkeit einer 
zdtw^ligen Zuvialausgaba w Banknoten und damit die 
Möglichkeit der Folgen, welche der Gesetzentwurf w-* 
hüten will, nicht ganz ebenso sicher bestreiten. Insofern 
hat der Gedanke der Contingentirung hier mehr Be- 
rechtigung. Aber abgesehen davon, dass diese Cou- 
tingentirung, in directer oder indirecter Weise durch- 
geführt, wieder , viel mehr schadet als sia besten Falles 
nittsen kann, so ist auch hier durch, d^ Ausschluss 
kleiner Noten* und die £inlösbarkeit der Notmi 
an verschiedenen Plätzen der etwaigen Gefahr der 
Zuvielausgabe meist schon wirksam zu begegnen. Ausser- 
dem ist auf die richtige Verwaltung und auf eine 
rationelle Discontopolitik. und Notendeckuug 
Gewicht m legen. «Normen der Preu«sischen 
Bank fbr die Deckung, .die. Praxis dieser und dar Fran- 
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zösiBchen Baak, Dach ailerdings manchen IiTthttmem, 
vor wie nach -der Pedsdien Acte, auch die Praxis der 
Englischen Bank in der IHscontopolitik, dann aber 
namentüch das alldn bei der Prenssischen Bank eon- 

sequeiit durchgeführte Princip, dass die Bank von 
S t a a t s 1) e a ni t e n ix e leitet wird, welclie niolit pecimiär 
an der Bank betheiligt sind, — dieses Alles steigert die 
(j^aiaatie, audi eine Monopolbank oder eine stark privilegirte 
Gentralbank ohne die Contingentünngsvorschrift der 
Giirrenqrthe«rie richtig geleitet zu sehen, noch wesent- . 
Meh.. Die Prenssische Bank, welche bisher das 
gefiirclitete Recht der „unbegrenzten" Notenausgabe be- 
sass, hat am Allerwenigsten p:ezeigt, dass dies Recht in 
ihren Händen bedenklich sei und verdient es nach ihrer 
Geschichte wahrlich nicht, durch die hohe Notensteuer 
in ^ne ähnliche Zwangsjacke gesteckt zu werden, wie 
die Eoglifiche Bank durch die Feeische Acte. Wer sidi 
an die eminenten Leistungen der Preussisehen Bank im 
J. 1866 und 1870 erinnert, wird es frivol nennen müssen, 
einer falschen dootrinrnen Ansicht zu Liebe die Wirk- 
samkeit dieser Bank zu unterbinden. Dass sogar ohne 
die £mlö6barkeit ihi-er Banknoten eine tüchtig und vor- 
siehtig geleitete Centraibank nicht nothwendig der Oon- 
tingentii-ung des Notenumläufe bedaif , um sidi vor be- 
denkHcher Vermehiiing ihrer Noten zu httten, z^gte un- 
ter ausserordentlich schw iengen Verhältnissen jüngst noch 
' die Oesterreichische Nati onal b a uk. Nachdem 
die in der Lage Oesterreichs vollends thörichte Con- 
tingentii-ungsclausel in der doitigen Bankacte während 
der Wiener BOrsenkrisis suspendirt worden war, hat die 
Nationalbank nach dem Urtheil aller SadiTeistäiidigen 
und Unpai-teiischen musteirfaait operirt und kdneswegs 
ist ein stärkeres Disagio des Papiergelds eingetreten. 
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2. Bio Anklagen gegen die Entwicklnng des deitodieB 

BankiotennaUpüL 

In der deutschen Banknotenfrage wie in unserei* 
Papiergeldfrage (Staats^Cass^ischeiiie) liaben die zu w^t 
gehenden Gegner der Banknoten und des Papiergelds 
namentlieh mit eiaem Äigument grossen Missbraneh ge- 
trieben, nemlich nrit dem Hinweise auf die Gefahren 
unseres Banknoten- und i^apiergeldwesens für unsere 
Valuta und auf die dadurch uns vermeintlich drohende 
reine Papiergeldwiithschaft (uneinlösbares Papiergeld mit 
Zwangseurs). Dieses Argument ist ein ganz veifebltes, 
. denn nieht ein etwaiger Missbraucb der Banknoten- 
ausgabe zu mereantilen Zweeken und auch nidit 
ein Papiergeld wie unser deutsehes, das einlfebar ist und 
keinen Zwangseurs führt, verursachen die Papiertreld- 
wirthKchaft. Letztere ist vielmehr regelmässig die Folge 
einer politisch-finanziellen Lage des Staats, die 
in grossen politaschen Kiisen, in Kriegen, Revolutionen 
zur neuen Ausgabe starker Mengen von Staatspaiüergeld 
mit ZwaagecuTS oder zur Ausbeutung der Zettelbanken 
durch den Staat zwang. Jenes Argument yennengt hier 
grundverschiedene Ursachen. Ich habe dies noch jüngst 
in der Debatte über die Ileichscassenscheine näher aus- 
gefühit und erlaube mir auf meine oben genannte kleine 
Schrift hinsichtlich dieses Punets zu verweisen (Staate- 
papieiigeld u. s. w. S. 6 fif.). 

Ich mikhte nun nicht anndunen, dass der Yer&sser 
unseres Gesetzentwurfs ähnliche Confnsionen, wie etwa die 
Anhänger dieser Ansicht begingen. Aber in den Motiven sind 
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Sätze entiialten, die mlndesteiiB so ausgelegt werden 

können, als miissten auch wehren dieser vermeiiitliclien 
Gefahr für unser Geldwesen die exorbitanten Restrictionen 
des Gesetzentwurfs erf^ritien werden. Der Noten- 
umlauf in Deutschland, lieisst es, habe sich, wie 
allgemein anerkannt sei, zuDimensionenentwl ekelt, 
welche selbst bei Aufreehthaltung der SOberwährung 
schwere Bedenken erregten, bei der G-oldwfth- 
rung aber in Zukunft nach ernstere Gefahren in 
sich trüfren. Ich halte diese Befürchtunj^^^n für ganz 
Ubertiiebea und deshalb für einen schlechten Beweis- 
grund, auch wenn die behauptete Thatsache, die zu 
starke Entwicklung unseres Notenumläufe, richtig wftre. 
Die Berufung darauf dass sie ^allgemein anerkannt* sei, 
ist doch nur eine jücht einmal zutreffende B^uptung, 
im Grunde nur ein populäres Vorurtheil, das der Prüfung,' 
der wirklichen Thatsachen, wie ich sie z. B. in meinem 
System der Zettelbankpolitik angestellt, nicht Stich hält 
(s. daselbst bes. S. 201 ff. u. 720 ff.). Betrachten wir 
indessen die Entwicklung unseres Notenwesens in der 
neuesten Zeit seit dem Kriege etwas niUier. 

Allerdings hat sich der Notenumlauf von 1869—70 
bis 1871—73 nahezu verdoppelt, von 230—260 ist er 
auf 450 bis 480 Mill. Thlr. vorübergehend gestiegen. Allein 
die Hauptursaehe davon ist die enorme Steigerung 
des Cassenvorraths, der zum bei Weitem grössten 
Theile aus edlem Metall und Münze besteht. Dieser ist 
in derselben Zeit von ungefUir 115 auf c. 200 WXL TUr. 
angewachsen, anerkanutermassen Yomehmlieh mit durdi 
die französische Contribution. Von der grosseren 
Notencirculation in den J. 1872—73 war ein erheblicher 
Theil auch gar nicht activ thätig, hi|^ notorisch in be- 
deutendem Betrage in den deutsehen, besonders den 
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preussischeii Staatscassen. Nicht geringe Posten der 
Nöten der Preossiscfaen Bank bildeten femer einen Theil 
des Gassenbestands anderer Zettelbanken und zwar in 
den letzten Jahren yiel mdir als früber, so bei der 

Frankfurter, Sächsischen, manchen thiliingischen Banken, 
beim Berliner Cassenverein. Die Preussische Bank hat 
umgekehrt regelmässig vor der. Umtausch- oder Prüsen- 
taüonszeit ein paar Millionen Tblr. Noten anderer 
preusaischer Banken in Gasse. Man macht also zun 
Theil einen double eiapM derselben Summe, ytenu man 
dergleichen Umstände nicht berfkekslchtigt, Denn bei 
jeder Bank dienen die fremden Noten einstweilen zur 
Decknn^^ eines entspreclienden Postens eigener Noten „im 
Umlaufe/ Ausser durch die Gontributionsgelder ist der 
Baarvorrath und in Folge dessen der Notenumlauf der 
Freussischen und einiger mittelstaatlicben Baaken, wie 
der Sächsischen, Badischen, Wttrtembergiscl^en, etwas 
Tielleieht selbst der Darmstftdter Bank „för Sfiddeutseh- 
land". wie gewöhnlieh in rulnii^en Zeiten des Geschäfts- 
aufschwungs nach dem Kriege dadurch gestiegen, dass 
bei den Eückzaldungen an die Banken mehr Münze als 
Noten aus dem Verkehr abflössen, letztere, als das be- 
quemere Umlau&mittel, also mehr in Girculation blieben. 
Die Erweiterung des Filialnetzes der Preossisehen Bank 
und die Entstehung der sQdwestdeutsdien Banken in 
•Gegenden, wo die Zalilungsvermittelung durch Bank- 
einrichtungen noch fast gar nicht, durch Banknoten noch 
wenig verbreitet war, musste diese Ausdehnung des me- 
tallisch gedeckten Notenumlaufis mit sich bringen» 

Indessen letzterer findet Tor unseren Gurreney- 
theoretlkem Gnade. Es wvd nur leider im Eüer des 
Streits leicht vergessen, dass somit grade nach der Doctrin 
unserer Gegner etwa zwei Drittel der im Ganzen 
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erfolgten Notenvermehrung grade nach ihrer 
Lehre vollständig gerechtfertigt sind. Denn eine solche 
Veiinehning der Unisatzmittel wäre ja auch im „rein 
metaUischen Geldwesen" — diesem falschen Ideal der 
Guirencytheorie (vergl. meine Theorie der Peelschen 
Acte S. 85, 92 ff.) — eingetreten. Die »Notenfluth** ist 
jedod) ein zn dankbarer Stoff der Polemik, um sie nicht 
oft ohne weitere Unterscheidung des metallisch gedeckten 
und ungedeckten Notenumlaufs in die Debatte hinein- 
zuziehen. 

Die wissenschaftlichem Gegner k]ap:en allerdings be- 
sonders den ungedeckten Theil des Notenumlaufs und 
dessen Vermehrung 'an. Wie verhalten sich nun hier die 
Thatsaehen? In der Kegel wird nut von einer »roass- 
losen Vermehrung* unseres ungedeckten Noten- 
umlauüs und von der ^ schlimmen Ein Wirkung die- 
ser Vermehrung auf Preise, Geldumlauf und 
üeberspeculation" gesprochen oder richtiger gesagt 
phantasirt. Prüft man unbefangen die Thatsaehen 
selbst, so ermässigt sich diese „masslose'* Vermehrung 
auf efaie keineswegs so bedenklich hohe Summe, sie be- 
trug im Ganzen etwa von 1868—69 bis 1872—73, und 
zwar in den letzten zwei Jahren nur vorübergehend, 
60—80 Mill. Thlr. . d. h. der ungedeckte Notenumlauf 
stieg von c. 120—130 vor auf M)— ^00 Mill. Thlr. zwei 
Jahre'HaactPdieui Kiiege. Dfl 'abeiTsogsuf ~Tiach uuBüreui 
Geewlzeni^Urte*^ ' llßl. Thlr. (für Baiem ein ent- 
sprechender Zuschlag inbegriffen) für unschädlich gelten,, 
so kann man die Entwicklung vor dem Kriege doch kaum 
selbst vom Standpuncte der Proponenten des Gesetz- 
entwurfs ftlr gar so bedenklich halten. Es kommt also 
in der That wesentlich nur die Vermehrung nach dem . 
Kriege m Betracht Meines Erachtens lässt sich diese 
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nun in der Hauptsaehe reeht wohl erklären und recht- 
fertigen. Sie war, wie die Bewegung des Not^nunlaufe 

und des ganzen Zettelbankgeschäfts (der Discontii-ung 
u. s. w.) überhaupt, auch bei uns in den letzten Jahren 
vielmehr Wirkung als Ursache volkswirthschaft- 
licher Vorgänge, namentlich des Auf- und Niedergangs 
der Speculation. Sie hängt mit der ganz richtigen uad, 
nütdidien ereditwirthschaftliehen Function der 
Banknote zusammen. Sie ist von selbst seit dem zwei- 
ten Quartal des J. 1873 schon wieder im Rückgang be- 
griften. Soweit aber wirklich wenigstens ein Theil der 
Veiniehrung des Notenundaufs in den letzten Jahren ein 
bedenklicheres Gepräge gehabt haben sollte, vielleicht 
bei einzelnen nm&i und bei kleinen mitteldeutschen 
Banken, so lag die Schuld davon wesentlich an dem 
Mangel an.Cautelen, welche allerdings bei einem 
decentralisirten Zettelbanksystem nicht zu entbehren, aber 
auch sehr leicht aiiziil)ringen sind, ohne dass man zu der 
indireeten Contingentining dui'ch eine exorbitante Koten- 
steuer greifen müsste; 

Ln Folgenden wird mehr&ch der Emfluss der fran- 
zösischen Kiiegsentsehädigung zu beillhren sein, worauf 

indessen hier nicht näher eingecrangen werden kann. 
Ich habe diese Fr;i^e aber kürzlich genauer behandelt in 
meinem Aufsätze ,,das Deutsche Reichsfinanzwesen" in 
T. Holtzendorffs Jahi'buch für Gesetzgebung u. s. w. des 
Deutschen Reichs, Jahrg. 3 (1874), S. 86—96 und S. 228 
bis 252, sowie in dem kritischen Refei'ate über die „Li- 
teratur über die volkswiithschaftlichen Wirkungen der 
französischen Kriegsentschädigung" (Bamberger. Sötbeer 
u. s. w.) in Hildel)rands und Conrads Jahrbüchern für 
Nat-Oekon. XXII (1874, I) S. 379—389. 
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Der siegreich beendete Krieg, welcher für lange Zeit 
politische Ruhe v^'bfkigte, musste, wie immer in solchen 
Fällen, dnen grossen Geschäftsaufschwung, eine 

starke Speculation hervorrufen. Natürlich ganz be- 
sondei"S in Deutschland und hier unter dem directen und 
indirecten Einflüsse der fL'anzösischen Milliarden um so 
mehr. Auch fixcesse der Speculation konnten da 
im heutigen Systeme der freien Concurrenz 
nicht ausbleiben, sie wurden durch die französischen 
Gelder auch nicht erst bewirkt, sondern nur gesteigert. 
Die Zettelbanken, einerlei ob man dio Prelis sis che 
Bank oder die Gesammtheit der mittleien und klei- 
nen Banken ins Auge fasst, haben hierzu aber mit ihrer 
Notenemission schlimmsten Falles nur in ganz unter- 
geordneter Weise, meines Erachtens so gut wie gar nicht 
beigetragen. Sie sind ausn»hmelos — wenigstens 
soweit bei ^nzelnen, z. B. der Meininger, Greraer, Thü- 
ringischen, ilir Z e 1 1 c 1 geschäft in Betracht kommt — die 
weitaus solidesten Banken Deutschlands in 
der vergangenen Speculationsperiode, ebenso wie Ixüher, 
gewesen. Man sagt kaum zuviel: fast die einzigen 
soliden. Auch die Börsenkrisis des J. 1873 und die 
Geschäftsderoute seitdem hat keiner dieser Banken 
wesentliche Verluste gebracht. Ohne Zweifel haben die 
grossen Aetieiil)cinken, wie in Oesterreich, so bei uns, 
einen sehr wcseiitliclien Antheil an dem „Schwindel" der 
letzten Jahre und seinen Folgen. Aber nicht die Zettel« 
banken, sondern in allererster Linie die credit- 
mobilierartigen (^Creditanstalten**, Emissions* - 
und GrtLndungsbankeU; auch mandie Banken grade 
mit Depositengeschäft, kurz lauter Banken, far 
welche die Motive unseres Gesetzentwurfs die be- 
stehende Gesetzgebung lüi- ausreichend halten! (S. u. Kr. 3.> 
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Die Verfügung aber die riesige GontribttUon, — 

keineswegs nur und nicht einmal vorzugsweise 
(las Einströmen von Geld in Folge derselben nach 
Deutschland, — die sehr rasche Einziehung der Summen 
vtm Frankreich, die nicht immer geschickte Finanzpolitik 
Deutsehlands und Preussens liinsichtiich der Verwendimg 
der Contribation, — (die naliere Begründung dieses 
übrigens nicht mehr so aUein stehenden Urtheils liefert 
meine oben genannte Abhandlung über das Reichsfinanz- 
wesen in den J. 1871 — 74 im neuesten Jahrgange von 
Y. Holtzendorffs Jahrbuch für Gesetzgebung u. s. w. des 
Deutschen Reichs S. 97 ff.) — . die enormen Ausgaben 
dir das Betablissement und die Verstärkung der deutsehm 
Kriegsmacht, das waren die Factoren» wdehe in Ver- 
bindung mit dem allgemeinen speculativen G^eschäfts- 
aufschwung zu einer so plötzlichen und so starken 
Steigerung der Preise und der Löhne führten. 
Denn die Vorräthe von concreten Productionsmitteln, 
•Bohstofifen, Waaren aller Art und die Arbeitskräfte stan- 
den in Deutschland plötzlich einer Extranachfrage gegen* 
Uber. Mehr Umsätze und Umsätze in grosseren 
Werthsummen waren die nothwendige Folge von dem 
AUen und stärkerer Bedarf an Umsatzmitteln 
wieder die nothwendige l'olge hiervon. Durch Ein- 
richtungen des Depositenbankwesens, Giroanstalten u. 
dergL m. lassen sich auch solche vermehrten und ver- 
grösserten Umsätze vermitteln. Auch bei uns ist das 
geschehen, wie z. B. die viel höheren Umsätze in den 
Girogeschält des Berliner Cassenvereins und der Frankfurter 
Bank zeigen. Aber diese Einrichtungen sind bekanntlich 
in Deutschland noch wenig ausgebildet. In den meisten 
Plätzen fehlen sie noch gänzlich. Für vielerlei Verkelirs- 

•r 

Umsätze rdchen sie auch nirgends aus, nicht einmal in 
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Schottland, England, Nordamerika, so nicht für das Klein- 
geschält und für die Lohnzahlungen. Sie haben aadi 
keineswegs den von den Gegnern der Banknoten behanp- 
teten grossen prindpiellen Vomig, sind nur eine der 
Formen der Geldsnrrogate, za der man oft nur nothge- 
drungen greift, wenn bessere oder bequemere Zahlungs- 
vermittlungen fehlen. 

Soweit nun die permanenten Einrichtungen nicht aus- 
reichten, musste in Deutschland der grössere Bedarf an 
Umsatsmitt^ durch Mttnze oder durch Banknoten 
gedeckt werden. Versttikte Ptftgnng bot uns mehr Mfinze, 
aber in dem hier besonders wichtigen Jahr 1872 noch in 
viel zu kleinem Mau se und zu langsam. Die neue Gold- 
münze wanderte auch vorerst besonders in die öffent- 
lichen Gassen oder in die Banken, welche ihre Silberbe- 
stände dadurch ersetzten. Dieses Silber aber kam nicht 
einmal alles m den Umlaut Die Silberpragungen sistir* 
t^. Das MerrdchiBehe Silbergeld begann abzufliessen. 
Was Wunder, dass also der stark vermehrte Bedarf an] 
Umsatzmitteln um so mehr durch N o t en circulation 
befriedigt wurde? Und zwar zum Tlieil auch durch „un- j 
gedeckte Noten", welche im Discontogeschäfte der | 
Bank ausgegeben wurden, aber offenbar im Verkehr als 
Umsatsndttel nidit nur aecreditirt, sondern auch so noth- 
wendig waten, dass sie eine Zeit lang im Umlauf bUebeh. 
INes, obgleich sie ja jeden Augenblick zur Shdösung und 
in kurzen Perioden zur Abzahlung der verfallenden 
Wechsel u. s. w. an die Bank zurückströme?! konnten. 
Die RückStrömung zur Einlösung mag bei den ganz kleinen 
Banken durch die fehlende Einlösbarkeit an grossen 
ratsen etwas erschwert werden sein, aber der gesammte 
Netenumkuf dieser Banken ist ja doch keine erhebliche 
Grfibse. Die acht besonders missliebigen Udnen Banken 

k. WagB*T, CatMbtaiknfSMtM. » 
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Thüringens und der Nachbarschaft (Weimar, GK)tha, Gera, 
Sondershausen, Meiningen, Bückeburg, Dessau, Braun- 
schweig) haben ihren Noteuomlauf vom 1. Semester 1870 
bis L Quartal 187a von ea. 20 auf 28 MUL Thlr., atoo 
um 8 MOL, den ungedeckten von ca. 18 auf ea. 18 
Mül. Thlr., oder um 5 MilL TUr. vermeihit: Summen, die 
nach der Ansidit Mancher „den ganzen Schwindel'* der 
, jletzteii Periode bewirkt haben müssten ! Die zeitweise 
Verp^rösserunfr des ungedeckten Notenumlaufs der Preussi- 
schea und einiger Mittelstaatsbanken, besonders der Säch- 
sischen und der drei süddeutsehea zu Mannhelm, Stutt- 
gart und Daittstadt, enispraeh aber vollends Bidieifidi 
dnem grosseren reellen Bedarf an Zahhmttefai, da äiß 
Einldsungseinriehtungen bei diesen Banken ausreidittL 
Die Dannstädter Bank löst auch in Frankfurt ein. 

Einen vergrösserten Bedarf an Zahlmittelu durch 
Banknoten zu befriedigen, ist aber v olks wir th schaft- 
lich durchaus zu billigen, sebidd nur, wie bei uus 
im Wesentfichea sdion bisher, duidi' ordentliche Noten- 
deekung und durch aasreidiende Baarfonds die Einl^ 
barkeit gesichert ist. Es ist der grosse Vortheü des 
Zettelbankwesens, die Zahlmittelmenge dem Bedarf leicht 
und bequem anschmiegen zu können. Hindernisse in 
dieser Beziehung stören zwecklos und nachtheilig den 
Gang der Geschäfte. Die Wirkung einer söldien Mehr- 
emission YOii Noten auf den Qeldwertli ist auch gana 
genau dieselbe, wie die Befriedigung des Mehrbedaxib 
au XJmsatzmitteln durch die oben erwähnten Bankein- 
riehtungen anstatt durch Münze. Die gesammten Ein- 
richtungen der Creditwirthschaft zur Zahlungs- 
vermittlung, sowohl die Depositenbanken mit ihrem System 
laufender Rechnung, Giiowesen, Clearing House, als die 
Zettelbanken mit der Kotendreulation, djenen dem nttta- 



Digitized by Google 



— 85 — 



üdien Zwecke, die Umsätze in der Volkswirth- j 
Schaft auf der Basis einer kleineren Sum me Me- \ | 
tallgeld au bewerkstelligen. Sie bewirken daher an l. 
dem nationalenEdelmetallgeldfondB eine volks- 
wirthschaftlieh so gut als privatwirtfaschaftKeh flOr 
die Banken afitdidie Ersparung. Die gegnerisehe An- 
sicht läuft hier anf eine förmliche Midasidee vom Metall- 
gelde hinaus. Hindern wir in einer Lage, wie derjenigen 
Deutschlands in den letzten Jahren, die Vermehrung der 
ungedeckten Noten, so zwingeu wir nur zu einer unnützen 
kostspieligen Venuehrong nnseres MetaUfonds durch aus- 
wiitigen Bezug oder fllhien voUstiliidige Stockungen m den 
ümsätaen, damit noöh keineswegs, wie nan gememt hat, 
in den Speculationen, herbei, wenn dieser Bezug nicht mög- 
lich oder, wie in unserem Falle, nicht durch Prä^^uug sofort 
der Circulation zu Gute kommeü kann. Eine Vermehrung 
der ungedeckten Noten in dem Umfange, wie wir sie jüngst 
saken, ist also ganz ttborwiegend ein Vortkeil und ent- 
hKlt keine Gefährdung unsres Geldwesens, wie die Mo- 
tiTe behaupten. Man gehe sonst doch lieber g^eh einen 
Schritt weiter, verwerfe alle ungedeckten Noten, aber 
folgerichtig alsdann auch alle anderen, auf der Benutzung 
des Credits beruhenden Zahlungseinrichtungen, die sammt 
und sonders den nationalen MetaUgeldfondfi verkleinern 
oder ihn nicht so gross werden lassen, als er sonst sein 
müsste. Dana sehe man auch, wie weit man komme! 
Man fordert em&ch f&r eine entwiekette Volkswirthsdiaft 
etwas Thörichtes. 

Um es also noch einmal zu betonen: nicht der ver- 
grösserte, eine Zeit lang sich wachsend über 
die Baardeckung erhebende Notenumlauf hat 
die höheren Preise und Löhne, die Specu- 
lation, den Gesch&ftsaufschwuug n. s« w. her- 

8* 
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Yorgernfen, sondern umgekehrt: diese Vor- 

gänprc waren, wie iiniiier in solchem Falle, die 
Ursache des h öherenNotenum lau fs überhaupt 
und des höheren ungedeckten Notenumlaufs 
insbesondere. In der That, die jüngsten deutschen 
ErfiOirangen im Zettelbankwesen bestätigen nur die Bich- 
tigkeit der von englischen wissenschaftlichen Practlkem, 
wie Tooke und 011 hart, empirisch entdeckten „Ge- 
setze des Notenumlaufs" : die Z e 1 1 e 1 b a n k e n sind 
viel mehr die in Bewegung gesetzten, als die 
selbst bewegenden Factoren oder gar als di)e 
inneren Verursacher einer wirthschaftlichen 
Bewegung. Die Vorgänge seit dem zweiten Quartal 
1873, nachdem die Speculaäon ihren Hdhepunct Über- 
schritten und ein Rückschlag eingetreten, sind ein neuer 
Beleg hierfür. Seit dieser Zeit ist der Notenumlauf über- 
haupt und der ungedeckte speciell fast bei keiner |Bank 
mehr gestiegen, bei manchen zurückgegangen, Hand in 
Hand mit der Abnahme des Wechselportefeuille's. Bei 
der Preussischen Bank hat dazu die starke Vermehrung 
der Beichsgnthaben beigetragen. Aber warum hat denn 
diese mächtigste Bank nicht weiter mehr ihren Notenum- 
lauf vermehrt? Warum haben das andere Banken, wie 
die Sächsisclie, Darmstadter u. a., nicht mehr gethan ? 
Doch weil sie gar nicht die ihnen beigelegte 
Macht dazu besassen, sondern wesentlich vom Dis* 
contirungsbedarf fta die Notenemission und vom 
Zahlmittelbedarf in Notenform filr die Notencir* 
culation abhängen. 

Ende März 1873 war mit 480 Milk Thlrn. ungefähr 
das Maximum des deutschen Notenunilaufs erreiclit, wo- 
von 343 Millionen Thlr. auf die preussischen (d. i. die 
Preussische Bank nebst den Privatbanken der alten Pro- 
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ifinzen), 137 Mill. Thlr. auf die ttbrigen Banken kamen. 
Der metallisch ungedeckte Betrag war damals 200 (unter 

Anrechnung des Staatspapiergelds und der fremden Noten 
ca. 184) Mill. Thlr., wovon auf die preussischen 125, ' 
auf die anderen 75 Mill. Thlr. fielen. En de Juni 1 874 
betrug der Notenumlauf sämmtlicher 34 deutschen Banken 
ca. 433 Mill. Thlr., wovon auf die preussischen 293, auf i 
die anderen 140 MOL Thhr. Der ungedeckte Notenum- 
lauf war 130 (unter Abrechnung des Staatspapiergelds i | 
u. s. w. 115) Mill. Thlr., bei den preussischen 53 (bez. 
43), bei den anderen 77 (bez. 72) Mill. Thlr. Der starke 
Rückgang der Geschäfte hat neben dem Posten der 
Outhaben die Verhältnisse bei der Preussischen Bank so 
yeii&ndert. Bei den anderen Banken war die Stabilitftt 
grösser. Die kleine Zunahme des ungedeckten Notenum- 
läufe betrifft die sOddeutschen Banken, welche erst in 
den letzten Jahren ihre Geschäfte begannen und in ihren 
Noten ein beliebtes TJmlaufsmittel schufen. 

Kine genauere Vorgleichung der Daten der Bilanzen 
Ober das Notengeschäft und während etwas längerer Zeit- 
räume ist abrigens ohne Rücksicht auf das Depo siten- 
imd Girogeschäft nicht zulässig, was der Gesetz- 
entwurf auch m\{ Unrecht gar nicht beachtet. Im Ganzen 
ist Mitte 1874 die Summe der ungedeckten Noten nicht 
viel grösser, als 1869 — 70 vor dem Kriege, aber eben 
nur, wenn man bei der Preussischen Bank die Gut- . 
haben bei den Passiven nicht mit einrechnet. Nur ' 
bei dieser Unterlassung hat sich die ungedeckte Girculation' | 
der preussischm Banken Terminderfc. Auch beim Ber- 1 
liner Gassenverein, der Frankfurter und Bre-I | 
mer Bank fallen die Deckungen der Noten zu günstig! ' 
aus, wenn nuxn das Giro- und Depositengeschäft weglässt. ' 

Berichtigt man die Daten demgemäss, so stellt sich 
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acaeh fOr 1874 ein grOsserar Betrag metalBseh oder dardi 
Gasse angedeekt» Noten hemus, bei den preusstsdien 
Banken (unter voll ständigem Abzüge der Guthaben 

• u. s. w. von dem BaArbestaiid) etwa von 108. bei den 
anderen Banken etwa von 80 Mill. Thlrn. Gegen die 
Zeit vor dem Kriege, in 1869 — 70, nach einer ähnlichen 
Beriehtigung der damaligen Daten, wird dies eine Ver- 
mehrung von VD^efldir 20 WSL TMrn. bei den pieiusi- 
sehen und Yon ea. 85 Mill. Tlifam. bei den andere im 
Ganzen also von ca. 55 Mill. Thlrn. sein. 

Diese Summe wäre es, gegen welche sich die Gegner 
des Zettelbankwesens besonders wenden müssten, wenn 
sie dauernd sein sollte. In den Motiven wird vielleicht 
auf dmm Fall hingezielt, w«m Mer von der »g^shr- 
bringenden Neigung des Verkam gespvoehen wird, die 
einmal in Folge der Ckmjnnetor gewonnene Ausddmung 
des ungedeckten Notenumlaufs festzuhalten nnd so 
demselben eine immer steigende Ausdehnung zu 
geben." Aber auch hier überschiesst der Einwand das 
Ziel, an und für sicli und special in unseren Verhält- 
nissen. ' 

Die in Folge der Ooignnetur zeitw^se gewonnene 
Ausdebnong des ungedeckten Notennndaufii hat thatsftch- 

üeh der Verkehr nicht festgehalten, sondern eine stiurke 
Einschränkung ist wieder durch den Rückgang des Ver- 
kehrs eingetreten. Berechnet man nemhch die Daten für 
den ungedeckten Umlauf im L Quartal 1873 ebenso unter 
Berücksichtigung des Girogeschafto u. s. w., so st^t sich 
damals der Betaiiig der ungedeckten Noten auf ca. 240 — 
260 Mill. Thlr. gegen ca. 182 Mill. TIAt. jetzt und ca. 
Iä7 Mill. Thlr. vor dem Kriege. 

Soweit die Ausdelmung des ungedeckten Umlaufs aber 
bisher dauert, lässt sie sich ganz gut erklären und recht- 
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fertigen. Sie nftmlich ttb«rwiegeiid auf die P reu »si- 
sehe Bank, ca. 20 Mm. Thlr«, die S&ahsische und 
Leipziger Bank, ca. 10 Mill. Tldr., die drei sftd- 

westdeutschen (Badische, Württembergische, 
Darmstädter), ca. 17 Mill. Thlr. Die territoriale 
Ausdehnung der Geschäfte der Preussischen Bank, dui'ch 
£rö&iung neuer Filialen u. s. w., die ähnliche Entwick- 
bing der Säehsischea Bank in Sachaen und die £rliolni|g 
der LeipDger- Bank von einem zeitweiligen starken Blick- 
gange in den 60er Jahren, dann namentlich die erste Ein- 
bürgerung des Banknotenwesens in Südwestdeutschland 
durch die neu gegründete Württembergisclie und Badische 
• Bank und die daselbst arbeitende Dai-mstädter, diese Vor- 
giUige liefern die genügende Erklärung für die genannte 
VeoTBielmuig des ungededcten Koienumlaiifii. Um so mehr, 
wenn man hedenki, dasa die Freosaische Bank weder in 
Sachsen neeh in Südwesten, mit Ausnahme des Elsess, 
Filialen hat und der Notenumlauf der Frankfurter und 
dei* Bayerischen Bank beschränkt ist. 

In vielen Gegenden Deutschlands benutzt der Ver- 
kehr erst in den letzten Jahren Banknoten und ist die \ ] 
ganz natürliche Folge davon, dass ^ grosserer Betrag ^ , 
des Gesammtumlaofis ungedeckt hkSbU Es handelt sich 
dabei« wie gewöhnlich, gar nicht sowohl um eine wirk- i 
liehe Verdrängung der Münze, als um die erwünschte i 
Difpensation von der Noth wendigkeit, für den grösseren ] 
Zahlmittelbedaii Edelmetall zu beziehen. Statt der geld- 
wirthschaftlichen Einrichtung der Münze wird die credit- 
wirthschaifUiGhe der Note benutzt: durehans nur zum Vor- 
thaü des -Ganacm. 

Endlich aber, selbst zugegeben, dass eiraekie kleinere 
Banken mejnr Koten in Umlauf hatten und haben, als 
berechtigt ist, — was in dieser Allgemeinheit, wie es be- 
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hauptet wird, jedenfalls falsch ist, — woraa hätte deon 
die Schuld gelegen? Offenbar nur daran, dass Ein» 
IdBungBitellen an grossen Plätzen fehlten, die 
Banken durdi gegenseitige Annahme ihrer Noten sich 

nicht pfentigend controlirten und die Apoints bisher 
zu klein waren. In allen diesen Beziehungen ist leicht 
Wandel zu schaffen, wie im Gesetzentwurf ja geschehen 
soll und im Münzgesetz hinsiehtlioh der Stückelung schon 
geschehen ist 

Dies führt mich noch auf «meh Punct, in wäobem 
die Gegner unseres Insherigen Zettdbankwesens and die 
MotiTe mit ihnen besonders Ängstlich sind: für unsere 
Münzreform, bei unserer bevorstehenden reinen 
Goldwährun«^ sollen die Gefahren des übergrossen 
Notenumlaufs doppelt schwer wiegen. Eine Verminderung 
des Noten-, bez. des ongedeekten Notenumläufe sdl zu 
diesen Behule unbednatgt erforderiidb. sein. Ich stimme 
. bis zu einem gevisaen Grade diesem Verlangen bei, 
wundere mich dann sber nur um so mehr darftber, dass 
man sich Seitens der Reichsgesetzgebung nicht gescheut 
hat, ein ganz ungedecktes, weder durch ßaar noch 
durch Wechsel {undirtes Staatspapiergeld für 60, bez. 40 
MilL Thlr. aussugeben. Bei dieser üblen .Maassregel 
wftne die Yoisidit des Beiehflkangleniints mehr am Platse 
gewesen, ids bei unsem sammt und sonders gut timdirten 
Banknoten. Das glaube ich in meiner kleinen Schrift 
„Staatspapiergeld, Reichscassenscheiue und Banknoten; 
kritische Bemerkungen und VorscliUige zu der \ orlage im 
Reichstage, betr. die Ausgabe von Eeichscassenscheinen" 
(Berlin 1874), noch während der Verhandlung über 
diesen Gesetzentwurf und spfttev- in den Bemerkungen 
zu dein so. aoiseiwdflintiüeh ttbereüt m Stande gekom» 
menoi mang^ailen Gesetze in BMebvands JahrbUdum 
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XXÜI (1S74, IL), 8. 54 ttbeneogcnd Dacfagewieson 
m haben. 

Ist aber mm um der Mflnzreform ynHen. zur Ver- 
mindenmg unseres Notenninlaufs die besonders eingrei» 

fende Mitwirkung der Gesetzgebung nöthig, wie 
die Motive meinen ? Mir scheint dies durchaus nicht der 
Fall. Im Geg entheil möchte ich hier einmal das „selbst- 
thätige Spiel der Interessen und Motive", das Ja doch 
woBt die Paaacee unserer Freihandelstheoretiker ist, ftr 
ganz ausreiGliend halten, um, uitaittttBt von den ein- 
£sichen gesetzliehen, gar nidit mehr strittigen Oantelen, 
der Erhöhung des Notenminimums und der Einlösung der 
Koten an grossen Plätzen u. s. w. den Notenumlauf soweit 
wirklich einzuschränken, als dies erwünscht ist, und im 
Interesse der ordentlichen Durchführung der Ooldwfth- 
nmg liegt» Mit der Eihöhung des Notenmininmms sind idr 
ja ßAoa weit genug gegangen (meines EraohteiiB ehfer zu 
weit, 60 Mark statt 100 Miark wäre ganz genügend gewe- 
sen). Die kleineren Banken werden von solchen Noten zu 
100 Mark und darüber nicht sehr viele ausgeben können, 
zumal wenn der Kotenaustausch unter ihnen und mit der 
Preussisehen Bank oiganisirt wird, und Meiningar, Geraer 
und andere Noten in Berlin emgeUet werden moasen. 
Die Binbtkrgerung gehöriger Mengen GoldmAnaen wird 
wdter von selbst den Notenundanf reduciren, obwohF idi 
glaube, dass bei uns oft die Neigung des Puhlicunis für 
Gold statt der doch meist bequemer bleibenden Noten 
überschaut wiid. Wozu bedarf es da also noch einer 
besonderen Restriction durch die hohe Notensteuer, nur 
um den ungedeeiEtonNoteiramlaiif niedrig zu erhaltoi? Das 
wird sieh in der That schon «Tun selbst madien^ ! Dazu ist 
willkmiiehe gesetaliclie Fiximng eines Nonnalbedarfe an 
ungedeckten Noteu auf 300 Mill. Mark ganz entbehrlich. 
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Die Motive sagen ja selbst, dass diese Ziffer nur beliebig 
erdacht ist, denn alle .AAhaltBpanote*»! ibreir BohÄtamg 
fehlte«. 

Beim Verbet aller Note» unter dem fOx uns sdhon 

recht hohen Betrai^e von 100 Mark ist eine Beftkrchtong, 
wie ilie in den Motiven enthaltene, dass unser Goldfonds 
immer schwächer werden könnte, vollends unfasslich. Von 
Willkühl* der Banken, g rosse jMoten in beliebiger Menge 
ailSEQgeben, kann doch earst gar nkht die Bede sein. Denn 
kleine Noten kennen alkaifalls &^ groase Zahlungen 
nicht ml weniger bequem, als für kleine benutst werden, 
aber nicht umgekehrt. Hier ist der Sättigungspunel des 
Verkehrs sehr bald erreicht, der überhaupt für die ein- 
zelnen Kategorien von Apoints ein dem Willen der 
Banken noch mehr als die gesanunte Noteacilcuiation 
entcogenea Moment ist. 

D!i«9Cttigen aber, wddie um jeden Frei» nur mAgMdutt 
viel GoldmUttsen in Ohrculalion haben miMsbten und in 
jeder Kote einen Feind der Münze sehen, mochten wnr 
doch berathen, in ihren Forderungwi etwas Maass zu 
halten. Ks ist ein etwas theures Vergnügen, welches wir 
uns hier gewähren wollen und ein überaus zweckloses 
zudem. Dae bisher gemünzte Gold, ca. 350 Mül. Thhr., 
haben wir ja umsonst, d. ohne wirthsehaftliehe Gegen- 
leistug unseres Lands ans Ausland, dvrdt die Ckmknbu- 
^ tion erhaltmi. Ich halte es für s^r optimistisch, zu 
j meinen, dass diese Summe ausreicht. Den gelegentlichen 
•. AbÜuss unseres Goldes bei Handelsconjuncturen (wie 
I schon im Sommer 1874) kitaen und dürfen wir auch 
Bichl hindeni. Wir wmrden wahrficihfwniiflh w Deckung 
der IhUn und Dei^ositsii« in den Banken und znr Ver* 
mittluiig aUsr der Umsitse, welohe nidit durch Bankein- 
nchtungen und Banknoten ausg^Uchdi werden, ktaien. 
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aoch grösserer GoidbesQg« und einee dammd tUrinfen 
«aticmaleii BdefanetaUfiMids bedüiiBn« 

Die Laune, gleich you der Msherigen 10-Fl.- und 
lO-Thlr.-Note zur 100-Maik-Note überzugehen, nöthigt 
uns zur Beschaffung eines stärkereu Gpldfoiids ohnehin. 

' Dieses weitere Gold erlangen wir nur durcli Ueberschüsse 
unserer Ausfuhr über die Einfuhr und durch Reahsuning 
unseres fremden Effeetenbesitzes 0d»t kleinere Aidcftufe 
fremder Paidere. MH^emWortewirmliMen einen Theil 
unseres werbenden Nationaleapitals in Gold 
anlegen, eventuell unseren Consum einschrän- 
ken. Je weiter wir in der Forderung, die ungedeckten 
Noten zu yermindem, gehen, desto mehr. Ob wir nun 
-wirklich bereits „so heidenmässig reich*' sind, um diesen 
£rwerb imd Besils eines noch grtaeren €k>ldl6nds so 
leicht zahlen zu können, lasse idi dahin gest^H. Bieber 
ist aber, daas unsere VolkBwirflisehaft, Prodocenten und 
Consuinenten, es empfindlich ftihlen werden, wenn wir 
uns durchaus darauf capriciren, unseren grossen Gold- 
bedarf, den die Münzrefonn verursacht, noch so leichten ^ 
Herzens durch die Übertriebenen Forderungen hinsichtliGh i 
der Yerminderang der ungedeckten Noten und der Er^ | 
hohung der Nolenapeints sn Btelgeni. • Ifiadestetta hfttte * 
das doch etTwas Zeit. Grade im AugenbBcfc ftllt es 
wahrlich^ ins Gewicht, ob wir T— 200 Mill. Thlr. Gold 
niehr aus dem Weltmarkte an uns ziehen, als für den 
unadj^SbaFeüIZwpnk df.r-Munzreform nöthig erscheint. 

Ich gelange denmadi hinsicihtlich des wichtigsten 
principiellen GeriehtspimctB des Gesetaentwurfii, seiner 
Auffassung des Zettelbankwesens ttberhaupt imd der Ent- 
wicklung des l^tsteren in Deutschland, und' hinsichtlich 

" der deshalb für die Gesetzgebung gezogenen Folgerung, 
der hothwendigkeit der CootingenUrung des Notenumlaufs, 
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za einem entschieden verwerfenden Ui-theile. Die An- 
sichten über die Zettelbanken, welche im Entwürfe zur 
Geltung kommen, sind durch Yoreingenommenheit ge- 
trübte, wissenschaftlich durchaus strittige, m. E. wider- 
legte. Die Beurtheilung der Entwicklung des deutschen 
Zettelbankwesens ist eine ebenso schiefe und voreinge- 
nommene. Die Consequenz, die Forderung der Contin- 
gentimng, ist demgemäss auch nicht haltbar. Von den 
fünf Sätzen,' in denen die Motive die hauptsächlichen bis- 
herigen Missstände gruppiren, enthalten der erste ganz^ 
der vierte und fünfte grossenth^s nur die unrichtigen 
oder ganz einseitigen Theorien der Currencyschule, wobei 
auch die neueren Erfahrungen anderer Länder, wie Eng- 
lands, Nordamerikas, Oesterreichs, in Betreff der grossen 
Bedenken und Gefahren grade des Geschäfts 
mit verzinslichen Depositen in dem blinden Yor^ 
urtheil gegen die Zettelbanken vollständig übersehen 
werden. Ebenso wird hier in der Polemik gegen die 
Banknoten, als „nicht, wie im gesummten übrigen Ver- 
kehre, mit Zinsausgaben belastete Betriebsmittel'', ver- 
schwiegen , dass die grossen auswärtigen Centraibanken 
von England und Frankreich nur unverzinsliche 
Depositen annehmen, gegen welche demnach derselbe, 
Übrigens nicht stichhaltige Einwand zu erheben wäre. 
Nur der zweite Satz betont ganz richtig einen der bis- 
herigen Hauptmängel bei uns, die Beschränkung der Ein- 
lösbarkeit der Noten vieler Banken auf die kleinen Do- 
micilorte. 

3. Zettelbanken nid Bankei ohne Hetennnsgnbe. 

« 

Wohin die unrichtige und parteische AufÜEissung des 

Zetteibaukweseus führt, zeigt uns endlich ein noch beson- 
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den characterlBtiseher Punct. Der fiogenannte Bank- 

g e s e t z e n t w II r f ist ausdrücklic h nur der Entwurf eines 
Zettelbankgesetzes. In der Reichsverfassung Art. 4, 
Nr. 3 und 4 werden aber zu den der Beaufsichtigung 
und Gesetzgebung des Reichs unterliegenden Angelegen- 
heiten „die Feststellung der Grundsätze Aber die Emis- 
sion von fimdirtem und unfiindirtem Papieirgelde^* und 
„die allgemeinen Bestimmungen Ober das Bankwesen" ge- 
stellt. Nacli unserem freilich zweideutigen Sprachbrauch 
wird unter fundirteni Papiergelde vornehmlich die Bank- 
note zu verstehen sein. Es würde sich nun wohl mit 
Rücksicht auf die Verschiedenheit des particularen Zet- 
telbankrecbts und auf das Beidisgesetz vom 27. Mftrz 
1870, ferner mit Bezug auf die Mtlnzrefonn billigen 
lassen, zuvdrderst die Zettelbankgesetzgebung von Beiehs- 
wegen in Angritf zu nehmen. Allein ein Reichsgesetz 
über das sonstige Bankwesen muss dann doch wenigstens 
nachkommen, nach den schlimmen Erfahrungen der letz- 
ten Jahre auch möglichst bald. 

Aber siehe da, im Reichskanzleramte ist man ande- 
rer Meinung!! Gleich im Eingange zu den Motiven un- 
seres Gesetzentwurfs heisst es: „Der Entwurf erkennt 
die Aufgabe des zu erlassenden Gesetzes in der Rege- 
ln n g d e r N o t e n a u s g a b e , denn für diejenigen Banken, 
welche Banknoten nicht ausgeben, sind die Bestimmun- 
gen des Deutschen Handelsgesetzbuchs, insbesondere die 
reichsgesetzlichen Vorschriften ttber Actien- und Com- 
manditgesellschaften als ausreichend zu betrachten.** 
Die Regelung der Notenausgabe biete die Möglichkeit, 
die in den Privilegien der Zettelbanken gelegenen Hemm- 
nisse einer gesunden Entwicklung der Banken ohne No- 
tenausgabe zu beseitigen. Soli das etwa so viel heissen, 
als die Gründungs- und sonstigen Schwindeleien, deren 
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sidi grade so viek „Banken ohne Notenausgabe'' jüngst 
wieder schuldig gemacht, sind den Zettelbanken zu ver- 
danken?! Fast scheint es so. Eine neue hübsche Illu- 
stration zur Geschichte vom Wolf und dem Seliafe, das 
jeaeia daa Wasser trttbte. 

Sddagen wir aber etarlieh die Sttnden und Müngel 
unseres Zettelbankwesens se bodi an, als wir weiten, was 
bleibt denn von den Klagen über diese Banken bestehen, 
als im Wesentlichen doch nur die Unannehmlichkeit der 
Zersplitterung unserer Notencirculation, das Vorhandensein 
sehr kleiner Notenstücke und öfters kleine Cursverluste 
an den sogenannten wikien Noten. Nidit bloss eine auch 
uns erwttnscht sdieinende grässm Gentralisatioo der No> 
tenausgabe dvreh Eriiebung der Preussisehen Bank sur 
Reichsbank, sondern schon die mehrfach erwähnten, von 
mir seit Jahren für Deutschland empfohlenen und nun 
auch in den Bankgesetzentwurf übergegangenen Gautelen 
helfen diesen hauptsächhchsten Missständen unseres No- 
tenwesens ab: Verbot kleiner Noten, EintösangssteUea an 
grossen Plftteen, gegenseitige Netenannahme, (die dann zu 
einem organisirten Notenumtausch fahren mttsste). Im 
Uebrigen hat sich unser Zettelbankwesen durchaus gut 
bewährt, mehr als dasjenige irgend eines Landes, von 
der Preussisehen Bank an, welche mit Recht als Muster 
einer Centraibank gilt, bis zur letzten thüringischen 
Bank hinab. Aber ebenso hat es sidi auch bewährt dem 
sonstigen Bankwesen ohne Notenausgabe gegenüber, mit 
dem veigMehen es üist allein als wirklidi solide be^ 
zeichnet werden kann. 

Die jüngste SpeculationsUra hat ihre 
Signatur in Deutschland wie in Oesterreich 
durch die Banken ohne Notenausgabe empfan- 
gen. Diese Banken w«rea mit in erster Linie und üsst 
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ohne Ausnahme die wahren Uebelthäter und verursachten 
die maasslosesten Ausschreitungen der Speculation. Viele 
von ihnen fielen der Krisis zum Opfer, und viele von 
denen,. welche sich noch hielten, haben grosse Verluste 
erlitten jond sich nur dadurch gereitet, dasB es ihnen nach 
reditaeeitig gehingen war, andere Leute zn luiniren. 
Man vergegenwärtige sieh nur die Braehefainngen in Wien 
imd Berlin. Dort waren es vielfach Depositenbanken, 
welche das verzinsliche Depositengeschäft und die 
Ausstellung von Cassenscheinen betrieben, und mit den 
Mitteln, welche ihnen die Leichtgläubigkeit und systemar 
tisch graw gesogene Qewmn- und Spielsudit der Masse 
der Bevittharang, der ,,kleiBe& Lente*S «nv^tannite, die 
Orgien des Qrttndungs- und sonstigen BörsensctawMels 
trieben, bis sie zusammenbrachen und ihre Kunden an 
den Bettelstab brachten. Diese und andere Banken ohne 
Notenausgabe, welche ein riesiges, durch^ sich jagende 
neue Emissionen vergrössertes Actiencapital in Gründun- 
gen uBd fimissioDen aller Art, meist zweifelhaftesten 
Werths, feststeekten oder verloren, nach einer kunen Zeit 
der Agiotage, hahen das Ihrige rar Störung des Geldum- 
läufe, zu den Unregelmässigkeiten und Stockungen des 
Geldmarkts, zur wahnwitzigen Ueberreizung der Specu- 
lation, zur Förderung des unsinnigsten Luxus und zur 
masslosen Preissteigerung beigetragen. Sie hahen, allen 
gesunden GnmdsitKen des Bankwesens Hohn, sprechend, 
die venchiedenartigBten imd zahlreichsten BankgeaehiUte, 
Aetiv- wie Passivgeschflfte, cumuKrt nnd oft dazu nodi 
beliebige andere Handelsgeschäfte, selbst Schacher in 
Grundstücken, Häusern, Uebemahme von Eiseiibahnbau- 
ten, Bergwerken gefügt. Sogar Hyi)othekenbauken ha- 
ben sich in die fremdartigsten Geschäfte eingelassen und 
sind halbe Oredits mobiliers geworden. 
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Und trotzdem: diese Banken ohne Notenausgabe 

sind die unschuldigen! Für sie reicht unser geltendes 
Recht, unser mehr als niittelmilssiges Actienrecht aus! 
Die Zettelbanken dagegen mit ihrem gewöhnlich schon 
richtig beschrankten ActiYgesehftftskreiB und einer Noten- 
dednmg, welche selbst nach den Motiven als meistena 
ausreichend bezeichnet werden, sind die Sttndrabdcke! 
Hier heisst es: Hic niger est, hunc tu Germane caveto! 
Sie werden unter ein drakonisches Gesetz gestellt! Die 
„Creditanstalten- und wie die saubere Schaar von Grtin- 
dungsbanken, Maklerbanken heissen mag, bleibt unbe- 
rührt. Warum? Ich weiss keinen anderen Grund, als die 
doctrinare SchruUe hinsichtlich der Notenausgabe, welche 
selbst die erleuchteten Volkswirthe des Reichskanzler- 
amts blind macht. 

Grade bei den bevorstehenden grösseren Beschrän- 
kungen der Notenausgabe und bei der ja manchfach 
wünschenswerthen stärkeren Entwicklung des Depositen- 
wesens ist der Standpunct unsms Gfosetzgebers: nur 
ein Zettelbankgesetz, kein Bankgesetz, ein 
ganz verfehlter. Möchten hier doch die trefflichen 
Erörterungen J. Neuwirth's beachtet weiden, der 
nach den schlimmen Wiener Erfahrungen mit den Banken 
ohne Notenausgabe" offen gesetzliche Normativ- 
bedingungen gegen die Cumulirung aller Bank- 
geschäfte und grundsätzliche Regelung des 
Depositen- und Gassenscheinwesens verlangt (s. 
Die Speculationskrise von 1878, Leipz. 1874, S. 861 ff.). 
Es könnte sonst leicht geschehen — die Absicht hat schon 
mehrfach verlautet — , dass sich unsere kleineren Zettel- 
hanken aus soliden, nützlichen Banken mit vorherrschendem 
Wechsel- und Lombardgeschäft in credit-mobilierartige 
Speculationsbanken ohne Notenausgabe verwandelten. Eine 
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Metamorphose, die vielleicht der Doctrin unserer Currency- 
theoretiker und freetraders for ev^ entspricht, aber 
TolkswirthschafUich sehr schlimm "wäre, denn aus einer 

(recht iingefährlichen) Scylla geriethen wir in eine hoch- 
bedenkliche Cliarybdis. 

4. Bas DMkergangsstadium nnd die freiwillige Zostimmiuig 

der Baaken dazi. 

Der zweite leitende ( iesirhtspunct des Bankgesetz- 
eutwuri's ist das Bestreben, einen U e b e r g a n g s z us t a n d 
von der definitiTen Ordnung des Zettelbankwesens her- 
zustellen, nnd zwar mit der, wie man glaubt, zu errei- 
chenden freiwilligen Zustimmung der Banken, nicht 
direct durch gesetzlichen Zwang (s. o. S. 16). Die 
§§. 16—20 des Gesetzentwurfs enthalten die wichtigsten 
hierauf bezüglichen Bestimmungen. 

Dieses Bestreben hudet seine Erklärung dariu, dass 
der Gesetzgeber seine zwar auch in den Motiven nicht 
entwickelten, aber offenbar viel weiter gehenden Beform- 
pläne vorläufig mit Rttcksioht auf die Befugnisse und 
Privilegien der Banken und auf die Gewohnheiten des 
Verkehrs noch nicht glaubt durchsetzen zu kunnen und 
sich deshalb einstweilen damit bef^aiügl, eine Art Com- 
promiss mit deii Banken zu schliessen und auch im 
Yerkehrsinteresse an das Bestehende anzu- 
knüpfen. Letzteres kann nach so vielen neueren Erfah- 
rungen in politischen und wirthschaltlichen Dingen nur 
gebilligt werden. Aber um so zweifelhafter ist es, ob. 
man jetzt nur einen Uel)ergangszustand s( halfen, nur 
abermals ein, wenngleich längeres P r o v i s or i u m einleiten 
soll, um dann, wie doch in den Motiven angedeutet wird, 
zu einem ganz anderen Banksystem überzugehen. Und 

iu Wagnar, Zattelbankreforai. . 
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ebenso zweifelhaft ist es, ob die Voraussetzung des 
Gesetzentwürfe eintreffen wird, dass die Banken freiwiUig 
oder durch die kleinen Lock- und Drohmittel des Ent- 

wuiis l)ewogen selbst die Ilaiid zu der Heistellunp: dieses 
Ue])er<,^aiigszustaiules bieten wc^nlcii . denn der letztere 
stellt nicht nur schon manche erhebliche Zuniuthungen an 
ihre Opferwilligkeit, sondern an seinem Endtermine steht 
ihnen auch ein ganz ungewisses Schicksal, yielleicht, ja 
wahrscheinlich, wenigstens für die meisten, der Tod 
bevor. 

Ich halte nun den Plan des Entwurfs, zunächst wieder 
einen Uebergangszustand herzustellen, olinc dass auch nur 
angedeutet wird, was dann später an dessen Stelle treten 
soll, fttr verfehlt, und finde es vollends naiv, von den 
Banken zu erwarten, dass- sie sich zu der ihnen zuge- 
mutheten Gapitulation herbeilassen sollen. Ich glaube 
daher nicht, dass man auf der Basis des Gesetzentwurfs 
zum Ziele gelangt. Man wird flas Princip gesetz- 
lichen Zwangs in weiterem Umfange anwenden 
müssen, als der Entwurf fürerst beabsichtigt, eben des- 
wegen aber dann auch nur solche Forderungen hin- 
sichtlich der Reform aufistellen dürfen, welche durch das 
wahre Interesse unseres Geld- und Gredit- 
wesens bedingt werden. Der Entwurf versucht es, 
wie die Motive sagen, zum Ziele zu gelangen, ohne die 
schwierige Frage ])i'actisch zu stellen und zu lösen, ob 
und wieweit die den — nicht auf Kündigung stehenden 
— Banken ertheilten Befugnisse und Privil^en als er- 
worbene Bechte zu betrachten sind. Dieser Versuch, die 
Frage zu umgehen und durch stricte Interpretation des 
Privilegs, namentlich durch unbedingte Beschränkung des- 
selben auf das Territorium des concessionirenden Staats, 
die Banken, deren Privileg nicht demnächst abläuft, zur 
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Capitttlation zu zwingen, möchte schwerlich glttcken. Denn 
fflr manche Banken ist diese Drohung nicht besonders 

gefälirlich, während das volkswirthschaftliche Interesse 
verlangt, dass alle Hanken sich ])estinnuten neuen Normen 
der KeichsgeseUgebuug unbedingt fügen. Diese Normen 
werden ihnen nicht zur Annahme oder Verwer- 
fung nach ihrer Wahl vorzulegen, sondern, wie alle 
Gesetze, zur Befolgung vorzuschreiben sein. Hier 
gilt der Satz, dass ^gewisse staatliche Hoheits- 
rechte durch kein Privileji beschränkt oder 
gar aufgehoben werden" können. Um diesen 
Satz aber nicht in harten Contiict mit wesentlichen Inter- 
essen der Banken und dadurch mit den diesen durch 
Ooncession oder Landesgesetz ertheilten Befugnissen treten 
zu lassen, muss den Banken wiederum nur Dasjenige 
zu{?emuthet werden, was wirklich das vom Staate zu 
vertretende ö f f e n 1 1 i c Ii e Interesse verlangt. Gewisse, 
nur als Ausfluss einer einseitigen Doctrin aufzufassende 
Forderungen sind eben deshalb zu verwerfen. 

Was nun zunächst die Idee, einen Uebergangs- 
zustand vor definitiver Ordnung des Bankwesens zu 
schdifen, anlangt, so befindet man sich hier offenbar doch 
vor folgender Alternative: Entweder werden durch die 
Cautelen und Restri et innen unseres Gesetzent wurfs die 
Missstiinde unseres bisherigen Zettelbankwesens genügend 
gehoben: dann ist nicht einzusehen, wanuu die jetzige 
Gesetzgebung nur eine provisorische sein soll, welche 
einem unbekannten Definitivum Platz macht; und noch 
weniger ist zu begreifen, wie man den Banken zumuthen 
will, sich allen an sie gestellten gesetzlichen Anforderungen 
zu fügen, um sie zum Lohne schliesslich eventuell doch 
zu beseitigen. Oder jene Cautelen und Restrictionen 
reichen nicht aus, es bleiben noch wesentliche Missstände 

4* 
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bestehen, wozu Viele die mangelnde Einheit des 
CirculationsmittelB rechnen werden: dann ist ein 
solches Uebergangsgesetz nichts werth, man verändere 
seinen Inhalt und steuere gleich in ein ordentliches Defi- 

iiitivuin, z. B. dasjenige der Monop oli sirung der 
Notenausgabe, wofür ja viele und triftige Gründe 
sprechen und auch liervorragende Theoretiker, wie z, B. 
L. Wolowski aufgetreten sind, hinüber. Der jetzige Vor- 
schlag ist eine reine, Niemanden befriedigende Halbheit. 
Unsere Freihändler bekämpfen doch sonst solche vermit- 
teln<le Uebergangsmaassregeln bei jeder Gelegenheit. Wie 
oft haben sie in der Presse und auf ihren Congressen in 
F>agen der wirthscliaftlichen Kefonngesetzgebung (Oe- 
werberecht, Handelspolitik u. s. w.) das Beispiel vom 
Hunde gebraucht^ dem der Schwanz zur Schonung „stück- 
weise abgehackt** wird. Nun, dann hacke man doch auch 
jetzt, wenn es denn überhaupt einmal geschehen soll, den 
„Notenschwanz** gleich rücksichtslos ganz ah ! Eine Anzahl 
von Banken, deren Privilegien auf kurze Kündigung 
stehen, hat man ja so wie so in der Hand, voran die 
Freussische Bank. Bei den anderen kann es sich schlimm- 
sten Falls um Expropriation der Notenrechte 
handeln, weldie gar nicht so übennässig theuer kommen 
kann, sobald man sich an die bloss territori|alrecht- 
liehe Giltigkeit der Notenprivilegien bei den einen, 
au die faetische Ausübung des Notenrechts hei 
anderen Banken und an den richtigen, freilich mit 
den Gnindanschauungen auch unseres Entwuiis in Wider- 
spruch stehenden Entschädigungsmaassstab hält. 
Dieser liegt nemllch durchaus nicht in der Grösse d*er 
rechtlich zulässigen und factisch erreichten 
ungedeckten Notenemission, da diese Emission 
nur in Verbindung mit einem Stammcapital 
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(und Reservefonils) yon der und der Höhe und mit 

Befugnissen der Geschäftsthätigkeit, welche 
sich auf ein paar wenig rentable Geschäfte be- 
schränken, ausgeübt werden darf. Der Werth des 
Notenprivilegs einer- und der etwaige Entschädigungs- 
anspruch einer Bank andererseits, was grade die Gegner 
der Notenprivilegien meistens Ohersehen haben, berechnet 
sieh also nicht aus einer irgendwie erfolgenden Capitaii- 
sirung einer landesUl)lichen Rente aus der unf^edeckten 
Notenemission, sondern bloss, fiir die Ablösung schlimmsten 
Falls, aus einer solchen Gapitahsirung der Differenz 
zwischen der Rente, welche die Zettelbank als solche 
durchschnittlich gemacht (bez. als Dividende vertheilt) 
und der Beute, welche durch freie Verwendung des 
Stammcapitals sonst zu verdienen wftre. Ein Blick in 
die Dividendenlisten unserer Zettelbanken zeigt, dass hier 
von einem besonders grossen p]xtragewinne mit we- 
nigen Ausnahmen gar nicht zu reden ist. Gerade die 
kleinen Banken der thüringischen Staaten u. s. w. haben 
im Durchschnitte kaum mehr als den landesQblichen Zins 
verdient (s. die Tabelle A. S. 6^ in meinem Systeme^ 
oder grössere Gewinne anderen als dem KotengeschUfts- 
zweige zu verdanken (z. B. Meininger Bank), wofür bei 
einer Ablösung des Noteurechts nichts zu entschädigen 
wäre. 

£in solches Verfahren g^n die Zettelbanken mag 
hart erscheinoi und hat vom Standpuncte Deijenigen, 
welche diese Banken nicht grundsätzlich bekämpfen, 

volkswirthschaftlich natürlich viel gegen sich. Allein auch 

wir würden uns damit befreunden können, wenn wir dann 
sofort eine Reichs-Monopolzettelbank, am Besten auch wieder 
durch Umbildung der Preussischen Bank zu einer solchen, 
eihielten. Das finanzielle Interesse des Reichs, welches 
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einer solchen Bank das Notenregal zur Ausnutzung 
nbertrOge, lässt sich leicht genügend wahrnehmen, auch 
wenn man die Bank nicht zur reinen Staatsbank (ohne 

Betheili^niii^^ von Privatcapital) macht, sondeiii in dieser 
Hiiiijiflit das bislierif^e erprobte Verliältniss moditicirt 
(d. h. mit stäikerer Gewinnbetheiliguug des Reichs als 
bisher Pi eussens) bestehen lässt. 

Vom Standpuncte der Gegner unseres Zettelbank- 
wesens aus hat ein solches Ver&hren aber viel mehr für 
sich, als dasjenige, welches der Gesetzentwurf vorschläfst. 
Uebemiiumt im Wesentlichen die Reichsbank als Central- 
Institiit die Notenaiisirabe der bisheri'ien 34Zettelbanken, 
so fällt der berechtigte Einwand fort, der g^en die grund- 
sätzliche Beseitigung alles Notenwesens zu erheben wäre. 
£ine Monopolzettelbank Iftsst sich recht wohl so einrich- 
ten und verwalten, dass den wichtigsten Bedürfnissen der 
Greditwirthschaft Befriedigung zu Theil wird (s. mein 
System S. 584— G19), wenn das Monopol auch einige 
kleinere Nachtheile hat und nicht in allen Beziehungen 
der Vergleich zu Ungunsten der Decentralisation der Noten- 
ausgabe oder des gemischten Systems ausfällt, wo wie in 
Grossbritannimi, Italien, Schweden und bisher in Deutsch- 
land eine Centraibank neben anderen Zettelbanken be- 
steht (s. ebendas. S. 617—683). Aber eine Monopolbank, 
namentlich eine in den grossen und bewährten Traditionen 
der Preussischen Bank fortgeführte, schafit uns für ganz 
Deutsehland drei wesentliche Vortheile, welche 
an und fOr sich und vollends in der ausgesetzten politi- 
schen Lage Deutschlands und bei den unter unserem 
Volke einmal hmsichtlich des Zettelbankwesens verbrei- 
teten Anschauungen schwer ins Gewicht fallen. Eine 
solche Bank bringt uns mit der Einheit der Bank- 
note ein einheitliches, allgemein brauchbai'es Creditum- 
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laufsmittel. Sie liefert uns ein vortreffliches F i 1 i a 1 s y s t e m 
und in diesem die Vereinigung der Voitheile der Centra- 
lisaüon und DecentraUsation des Bankwesens, und sie hat 
endlich eine machtvollere Stellung und dadurch 
eine viel grössere Leistungsfähigkeit in Krisen 
als jede andere Bank: der Ilauptvortheil der Centra- 
lisation der Notenausgabe. Die eminenten Leistungen der 
Preussischen Bank in allen diesen drei Beziehungen für 
Preussen und z. Th. schon bisher für ganz Deutschland 
Hessen sich durch Monopolisirung der Notenausgabe bei 
dieser Bank noch eilieblieh steigern im Intei-esse derGe- 
sanimtheit. Und jedenfalls hätte man einen klaren, un- 
zweideutigen l'lan bei einer solchen völligen Centralisiruug 
der Notenausgabe in den Händen £ines Instituts. 

Ein solches Yeiiahren wäre aber endlich auch offen 
und ehrlich und mOsste insofern den deutschen ZetteL- 
banken selbst lieber sein, als der jetzige Entwurf, der 
ihnen ihre bisherige Wirksamkeit mehr oder weniger 
untergräbt, ohne ihnen für jetzt irgend entsprechende 
Gegen Vorth eile zu geben und ohne ihnen eine Zukunft 
zu verbilrgen! Sich aber jetzt allen lästigen und theil- 
weise wenigstens durch das Verkehrsinteresse gar nicht 
geforderten Kestrictionen unterwerfen, die Geschäftsfllh- 
rung danach mit viel Mühe und Kosten einrichten zu 
sollen, um schliesslieh doch wahrscheinlich einikeh bei 
Seite geschoben zu werden, das scheint mir denn doch 
auch eine sonderbare Zunmthung zu sein. 

Eben deswegen möchte ich auch, wie gesagt, an- 
nehmen, dass die eine wesentliche Voraussetzung 
des Gelingens des Planes unseres Gesetzentwürfe sich gar 
nicht erflillen wird: wenigstens eine Anzahl Banken 
haben gar kein genügendes Interesse, sich frei- 
willig den reichsgesetzhchen Restrictionen zu unter- 
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weisen. Hinsichtlich dieser Banken bliebe dann Alles 
beim Alten, in Etwas freilich aucb zu ihrem eigenen 
Schaden, überwiegend aber zum Schaden des Ganzen 
unserer deutschen Volkswirthschaft. In dieser Lage be- 
finden sich im All^jemeinen die Banken in den Mittel- 
staaten, von denen es mir nielir als zweifelhaft ist, ob sie 
sich freiwillig unter das caudinische Joch des Gesetzent- 
würfe beugen werden , da in der That ihr Interesse eher 
dag^n sprechen möchte. Und durch dieses ihr eigenes 
Interesse sollen sie doch, wenigstens vorläufig, dazu be- 
wogen werden. Was aber dann?! Selbst bei einzelnen 
kleinstaatlichen Banken mOchte der Erfolg des Gesetzes 
zweifelliaft sein. 

Das Lockmittel und zugleich das Drohmittel den 
Banken gegenüber, sich dem Gesetzentwurf zu fügen, ist 
die Gewährung einer reichsrechtlichen statt ihrer bishe- 
rigen bloss territorial- oder landesreditlichen Stellung. 
Das Privileg wird bei den Banken, bei welchen es noch 
länger dauern würde, bis 1885 vom Reiche anerkannt, bei 
den anderen Banken eventuell bis dahin verlängert, ihre 
Noten düiien frei iiu ganzen Beiche circuliren (§. 18), sie 
selbst dürfen Filialen u. s. w. in anderen deutschen Län- 
dern errichten (g. 17). Di^enigen Banken, deren Privileg 
alsbald oder binnen Kurzem kündbar ist und welche doch 
die BefugnisB zur Kotenausgabe behalten machten, werden 
sich fügen müssen. Dahin gehören die sämmtlichen preussi- 
schen Banken im Preussischen Staate alten Umfangs, 
die Preussische Bank an der Spitze. Dies würde die Lage 
der Gesetzgebung dieser wichtigsten Bank gegenüber sehr 
«rleiehtem, wenn — bei der £metterang des Privilegs 
dieser Bank das Actionärinteresse entschiede und 
nicht viel mehr wegen der wichtigsten und be- 
rechtigtsten V er kehr sinteressen der Gesammt- 
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heit dies Institut doch nothwendig erhalten 
werden mfisste. Deijenige preossische oder Beichs- 
minister, der ernstlich an eine Beseitigung der Freussi* 

sehen Bank, ohne ein wesentlich gleichartiges Institut an 
seine Stelle zu setzen, dächte, der Nvärc der Geschichte 
einst ähnlich verantwortlich, wie ein Minister, der ir^jend 
eine andere der grossen und bewährten preussischeu 
Institutionen, den Kriegsschatz, die Wehrverfassung, die 
Staatseisenbalinen u. a. m. ohne genügenden Ersatz auf- 
gäbe. Man m(^e die stete Kündbarkeit des Privilegs der 
Preussischen Bank also dazu bentttzen, auch bei der Bei- 
behaltung des Pi-ivatcapitals den für die liankautheils- 
eigner übermässig günsti,i,aii Vertheilungsmaassstab beim 
Beingewinn zu verändern. Aber emstlich kann doch 
wenigstens ein preussischer Staatsmann nicht daran den- 
ken, die „Gunst der Lage^ zur Beiseitesehiebung der 
ganzen Preussisclien Bank zu verwerthen. Man sieht 
übrigens: die kleinen Mittelchen des Gesetzentwurfs wenden 
sich am Ersten gegen dieses Musterinstitut und versagen 
den Dienst mehr oder weniger gegenüber den anderen 
Banken, wo man sie grade vom Standpuncte des Gesetzes 
aus brauchte. 

Ausser der Preussischen Bank und den kleinen Pro- 
vinzialbanken würden vielleidit einige andere Banken 
sich fügen müssen, deren Privileg noch vor 1886 abläuft, 
so die unbedeutende Oldenburger (Ablauf 1878, Noten- 
recht 2 Mill. Thlr.), die ebenfalls kleine Ilostoker (Ablauf 
1885, Notenrecht 1.^^ Mill. Thlr.) und zufällig auch zwei 
der solidesten und aeereditirtesten mittleren Banken, die 
Frankforter (Ablauf 1879, Notenreeht 30 Mill. Fl.) und 
die Leipziger (Ablauf 1879, Kotenreeht unbegrenäst). Im 
Uebrigen stünde es aber bei diesen vier Banken dahin, ob 
sie nicht lieber für die paar Jahre ihres jetzigen Privi- 
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legs noch unverilndert fortdaueiteu, da dies ohne 
grossen Nachtheil für sie gehen könnte, und alsdann ihr 
Notenrecht aufgäben, als sich unter das Gesetz schon von 
1876 an zu stellen. 

Alle übrigen Banken befinden steh aber in der für 
sie gOnstigeren Position, dass ihre Privilegien noch mehr 
oder weniger lange Uber 1886 hinausreichen und ihnen ja 
nach dem Gesetzentwurfe die durch das Privileg erlangte 
1 and es rechtliche Stellung und Befiigniss nicht verkürzt 
werden soll. Dahin gehören die Banken zu Bremen, 
Dessau und Sondershausen („Thüringische Bank'') mit 
unbeschrankter Goncessionsdauer und Kotenrechten Ton 
bez. 5.**, 1 und 3 MiU. Thlm. (auch ungefthr eben so 
grosser factischer Circulation), femer die Banken zu 
Braunschweig (Notenrecht 4.-'^ Mill. Thlr.), Weimar 
(5."), Gotha (unbegrenzt, factisch ca 2\—3), Gera (desgl. 
iactisch an 4), Meiningen (8 Mill.), Bückeburg (unbe- 
grenztes Notoireeht, faetisch jetzt 6 Mill. Thlr.), also die 
meisten YielberufiBnen klonen Banken, deren Privilegien 
bis ungefähr in die Mitte des nächsten Jahrhunderts 
laufen. Die Bayerische Hypotheken- und Wechselhank 
hat bis 1933 sogar ein Exclusivprivileg gegen die Er- 
richtung einer anderen Zettelbank in Bayern (Notenrecht 
12 Mill. Fl.), die Concessionen der Badischen und 
Wflrttembeigischen Bank dauern noch bis Ende des Jahr- 
hunderts O^tenrecht bez. 18 MOLThbr. und 15Mi]]. FL). 
Beide Banken müssen sidi zwar nach der Cloncession 
neuen landes- und reichsgesetzlichen Regelungen fügen, 
aber nach dem Gesetzentwurf würde ihnen kaum etwas 
anzuhaben sein, wenn sie nur die Befugnisse landes- 
rechtlich constituirter Banken in Anspruch nähmen. 
Uebergehen wir ein paar der tlbrigen kleinen Banken 
(beide Lübecker, Hamburger, Leiiiziger Gassenverdn, 
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Bautzener), so bleiben uns noch mit Privilegien bis An- 
fang des nächsten Jahrhunderts die Dannstädter Bank 
(Ablauf 1905, mit einem Notenrechte, wenigstens auf Grund 
des jetzt eingezahlten Capitals, von 16.^ MilL TUm.), die 

Hannoversche Bank (bis 1906, Notenrecht 4.' ^ Mill. Thlr.) 
und namentlich die wichtige Sächsische Bank niitunbegi*enz- 
tem Notenreclite (unbedingt bis 1890, eventuell bis 1910). 

Es mag nun sein, dass die meisten kl ein staatlichen 
Banken sich genöthigt sehen, sieh unter das Beichsgesetz 
zu stellen, wenn sie nicht lieber ihr Kotenrecht ganz auf- 
geben, liquidhren oder zu „Greditanstalten" degi-adiren. 
Aber sicher ist die erstere Entscheidung dieser Banken 
nicht, d. h. sie wählen möglicher Weise doch die Beibe- 
haltung ihrer bisherigen Stellung kraft Landesprivilegs. 
Einmal nemlich haben diese Banken doch im Laufe der 
Zeit auch in ihrem Heimathstaate einige Wirksamkeit 
erlangt, welche mitunter gar zu gering, wenigstens bei 
einigen von ihnen, veranschlagt wird. Sodann trifft zu- 
nächst nicht sie selbst, sondern das Publicum das Ver- 
bot, ihre Noten „ausser Landes'' zu Zahlungen zu ver- 
wenden, nach s5 18, und die Strafe von 150 Mark des § 29. 
Die bisherige Erfahrung mit diesen Notenverboten und 
Strafen, ttber deren Unwirksamkeit alle Welt einig ist, 
ein reiner Schlag ins Wasser, lässt es ohnehin nicht 
ganz unmöglich erscheinen, dass die Noten nach wie vor 
in der „ausländischen" (!) Nachbarschaft etwas cursiren, 
obgleich dies natürlich bei 100 -Mark-Noten schwerer ibt. 
Endlich lässt sich das Verbot des § 17, wonach Banken, 
welche sich nicht den Normativbedingungen des § 19 und 
20 fQgen, nicht ausserhalb ihres Territors „Bankgeschäfte 
durch Zweiganstalten betreiben oder durdi Agenten fQr 
ihre Rechnung betrüben lassen, oder als stille oder offene 
Theilhaber an Bankgeschäften sich betheiligen dürfen''. 
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noch sehr wohl umgehen, grade in deijenigeii Fonn, 
in welcher die kleinen Zettelbanken schon froher viel- 
fach, den Verboten ihrer Noten zuwider, das Diseonto- 

und Lombardfjeschäft an grösseren fremden Flfttzen mit 
ihren Noten betrieben liabcn. Jedenfalls müsste der § 17 und 
der dazu gehörige Straf-Paragrai)h 30 noch strenger gefasst 
und den Banken selbst jede Versendung von Noten zu 
dem Zwecke, mit diesen durch irgend Jemanden, auch 
durdi inmier wechselnde Personen, ausser Landes Geschäfte 
zu machen, yerboten werden. Auch dies mit zweifel- 
haftem Erfolge, und wo bleibt „die Einheitlichkeit des 
nationalen Markts"? 

In ungleich güinstigerer Lage sind aber einige mittel- 
staatliche Banken, von denen es in der That sehr zweifel- 
haft ist, ob sie es in ihrem Interesse finden werden, sich 
den Restrictionen der §§ 19 oder 20 zu fügen. Ich nenne 
namentlich die Sftchsische und die Bayerische 
Bank. Die Hannoversche, deren Noten nach der 
Anne.vion doch wohl im ganzen Preussischen Staate zu- 
gelassen werden müssen, gehört auch hierher, ferner die 
drei anderen süddeutschen Banken zu Stuttgart, 
M an n h e i m und D arm Stadt muthmas^di desgleichen. 
Eine Bank, wie die Sächsische, kann innerhalb Sachsens 
eine ihr ganz genOgende Wirksamk^t haben. Ihre Noten 
finden hier ihren Umlauf. Dass dieselben in grösseren 
Mengen ausser Landes gehen, liegt, zumal bei der Sprocen- 
tigen Notensteuer, die bei höherem Umlaufe unter Um- 
ständen zu entrichten wäre, nicht im Interesse der Bank. 
Was kttanmert es sie, ob diese Koten in Halle verfehmt 
sind und diejenigen, welche sie hier zu Zahlungen ver- 
wenden, der Strafe des § 29 verfallen? Auf die Errich- 
tung von Filialen u. s. w. „im Auslande" verzichtet sie. 
I)eim dieses Hecht sowie dasjenige, ihre Noten ungestört 
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im preussischen , thüringischen Nachbargebiet circulireu 
zu lassen, hat schwerlich so viel Nutzen für sie, um sich 
den Nachtheilen und Kosten der Errichtung von Ein- 
lösungsstellen in Berlin und Frankfurt, der B^chnlnkung 
in denOesefaftften u. s. w. auszusetzen und auf ihr Privi- 
leg von 1886 an zu verzichten. — In ähnlicher Lap:e ist 
die Bayerische Bank, die liöch^itens riskirte. die für Bayern 
in Aussicht gestellte Erweiterung der ungedeckten Noten- 
menge nicht sich zugewiesen zu sehen. 

Wenn nun aber mehrere und sogar wichtigere Banken 
wirklich nicht unter den Bedingungen der §§ 19 oder 20 
capituliren und demgemäss den Beschränkungen der 
17 und 18 ausgesetzt Wiarden (zum Theil nur ausgesetzt 
bleiben, denn rechtlich gelten die Verbote des § 18 
ja meistens jetzt schon), — was ist die Folge? 
Offenbar die, dass an dem bisherigen Zus taude 
sehr wenig geändert oder verbessert wird, 
selbst wenn die in der Notensteuer liegraden Restric- 
tionen auf alle Banken sollten Anwendung finden. Letz- 
teres ist aber bei der sonstigen Anerkennung des Terri- 
torialprivilegs als wohl erworbenen Rechts in unserem 
Gesetzentwurf und da mehrfach die Privilegien oneros 
erworben wurden, ungewiss, was der § 19 unter Nr. 5 
auch im^cite anzuerkennen scheint Denn er spricht 
hier ausdrücklich davon, dass die Bank sich auch unbe- 
dingt den Bestimmungen der 2 — lü, darunter also auch 
den Steuer-Paragraphen 13 und 1-4, unterwerfen müsse, 
um der Beschränkungen der §§ 17 und 18 ledig zu 
werden. Hier wird also auch eine Einwilligung in 
die Steuer vorausgesetzt, womit die Wahrscheinlichkeit^ 
dass die genannten Banken sich freiwillig den §§ 19 
oder 20 fügen, noch geringer wird. Denn fÄllt z. B. für 
die bloss aul dem Landesprivileg beruhenden Banken. 
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die Notensteuer fort, so steht innerhalb Landes 
der Ausdehnung des Notenumläufe bis zur Grenze des 
Notenrechts nichts entgegen. Die Säehsisdie Bank mit 
unbegrenztem Rechte kann dann davon in Sachsen be- 

liebi,ii Geliiaucli machen, nach dein nahen Kingange der 
Leipziger Bank nni so mehr. 

£s ist demgeniäss gar nicht unwahrscheinlich, dass 
wir wenigstens hinsichtlich einiger Zettelbanken den Zu- 
stand behalten, tlber welchen die Motive selbst mit fol- 
genden Worten das Verdict ilUlen. Unter den Miss- 
stftnden, deren Beseiti^ng der Entwurf schon fbr die 
Uel)er2fan^?si)erio(le ins Auge fasst, werden niniilich sub 
3 aufgezälilt: ,.r>ie durcli di»» friilierc EntAvicklun,u als 
Abwehrmaassregehi hervorgerufenen landesgesetzlichen Ver- 
bote des Umlaufe der in anderen Bundesstaaten ausge- 
gegebenen Banknoten bilden eine empfindliche Be- 
lästigung des Verkehrs und beeinträchtigen 
die Einheitlichkeit des nationalen Markts, 
welche zur Vollendung zu führen die Keichsverfassung 
sich zur Aufgabe gestellt hat." Und dieses neniliche, nur 
r ei chs gesetzliche Verl)ot wird jetzt wiederholt, als 
Hauptmittel, um die Banken zum Capituliren zu bringen!! 
Eine wunderbare Logik, selbst wenn das Mittel sicheren 
Erfolg verspräche! 

Allerdings meinen die Motive, „es sei vorauszusehen, 
dass sämnitliehe bestehende Banken es in ihrem Interesse 
finden werden, von den Bestimmungen der §§ 19 o<ler 
20 . . . Gebrauch zu machen, so dass ... die Verbotsbe- 
stimmung des § 18 gegenstandslos werden und der Ver- 
kehr mit inländischen Banknoten durchaus frei sein wird". 
Aber dies ist nadi dem Erörterten eine sehr unsichere, 
fast naive Voraussetzung. Dass sich der Gesetzgeber 
trotz dieser Zuversicht auf seine Droh- und Lockmittel 
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auch doch nicht so ganz unbedingt verlässt, ergiebt ach 
flbrigens auch aus dem Znsatze zu der eben citirten Stelle in 
den Motiven, dass, wenn eine Bank am 1. Januar 1876 

mit ihrer Entscliliessung (sich den 19 oder 20 zu 
füfjeii) noch im Rückstände sein sollte, „die Reichsgesetz- 
gebung weitere Maassregeln im Interesse der Durchführung 
der Reform der bestehenden Banken in Erwägung zu 
nehmen haben wttrde'*. Und bist du nicht willig, so 
brauche ich Gewalt! In Gottes Namen! Aber wie dann 
läugnen, dass auf dem Wege des Gesetzentwurfe die 
Bankfrage nicht gelöst wird, nicht einmal für die nächsteu 
10 Jahre! 

Somit glaube ich , nachgewiesen zu haben, dass auch 
der zweite leitende Gesichtspunct des Entwurfs, erst 
einen Uebergangszustand herbeizuführen, verfehlt und 
nicht einmal die sichere Aussicht vorhanden ist, diesen 

Zustand von den Banken angenoninien zu sehen, was der 
Entwuii zum Gelingen seines Plans voraussetzen n^s. 

S. Di« Mormei des fiitwirfs. 

A, Die nothwendigen Cautelen für die Noten- 
ausgabe. 

Die Normen, welche der Gesetzentwurf für den 
zehnjährigen Uebergangszustand aufstellt, haben den 
Zweck, ' die wesentlichsten bisherigen Missstände m unserem 
Zettelbankwesen zu beseitigen (s. o. S. 17). 

Diese Missstände werden in den Motiven unter fünf 
Hauptgesichtspuncte gereiht Mit denjenigen unter ihnen, 
welche der Gesetzgeber seinem ganzen Standpunct in der 
Notenfrage gemäss wieder für die wichtigsten hält, haben 
wir uns schon oben beschäftigt und sehen daher hier jetzt 
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davon ab. Die Normen, welche die Abstelliin^r dieser 
Missstämle ])o/\vccken, bestehen in ßestrictivmaass- 
regeln. mittelstContingentirung desungedeckten 
Notenumläufe, besonders durch jene indirecte Con- 
tingentirung des höheren ungedeckten Notenumläufe ver- 
mOgeder 5proeeiitigen Notensteuer. Diese Vorschriften gehen 
meines Kraclitens viel zu weit, nanientlicli soweit sie auch 
die Preussischo oder eventuell die Reiclisbank tieti'en 
sollen. Ich verschiebe die Besprechung dieses Puucts 
auf den Abschnitt B (über die Restrictionen), um zuvor 
die übrigen Nomen des Entwürfe, welche allgemeine 
Oautelen für das Notenwesen betreffen, zu erledigen. 

Ueber andere Missstände gehen nenilich die An- 
siclitt'u der verscliiedenen Parteien in der Zettelbankfrage 
nicht wesentlich auseinander. Dasselbe jiilt von der Wahl 
der Mittel 'oder Cantelcn zur Abhilfe dieser Missstände. 
Der Gesetzentwui-f beschreitet hinsichtlich dieser Gautelen 
wo]}l in der Hauptsache den richtigen Weg. Ausstellungen 
habe ich hier nur an Einzelheiten zu machen. Aber ver- 
fehlt ist meines Erachtens auch j^iade in Betreff dieser • 
Puncto das Princip, di(^ Aniinhme oder Ablehnunp: der 
Vorschriften, durch weiche jene Missstiinde beseitigt 
werden, den Banken anbeimzustellen. Yiehnelu* 
müssen ihnen dieselben, nach den Erörterungen im vorigen 
Abschnitte, zur stricten Befolgung einfach ge- 
setzlich auferlegt werden. Namentlich die znn'flchst 
zu l)esprechenden ricstimmungen sind solche, durch welche 
der Staat oder das Keich erst ..die iliin durcli k<'in Pri- 
vilegium zu beschränkenden staatlichen Hoheitsrechte'' 
dem Banknotenwesen gegenüber wahrnehmen. Hierzu ist 
das Reich ebenso berechtigt als verpflichtet. Eine wesent- 
liche Lücke der Particulargesetzgebung wird dadurch 
ausgefilUt: der Staat nimmt erst mit diesen 
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Vorschriften die richtige Stellung zur Bank- 
note als solcher ein, der wichtigste Punct in jedem 
System der Zettelbankpolitik (s. mein System S. 34—73.) 
Wenn dadurch thatsächlich ein Eingriff in die bisherige 
Ausübung der Notenprivilegien geschieht, so ist das an- 
bedenklieh nnd yöllig rechtmässig. Eine Fräce- 
denz liegt anch bereits in der münzgesetzliehen Be- 
schränkung des niedrigsten Notenapoints auf 100 Mark 
vor: ein ökonomisch schwerer wiegender Eingriff in die 
Privilegien, als irgend einer deijenigen, welcher durch 
eine der folgenden Cautelen geschieht. 

Einige hier zu erörternde Puncte hängen abiigens mit der 
Hauptfrage zusammen, anf welche wir im 6. Abschnitte noch 
zusprechen kommen, nendich mitderFrage derReichs- 
bank. Wir wollen aber im Folgenden zunächst ganz 
den Standpunct des Gesetzentwurfs adoptiren und vor- 
läuüg daher voraussetzen, dass auch die Preussische Bank, 
wie die übrigen deutschen Zettelbanken, nur als 
„Landesbank'* , mit den im Entwürfe vorgesehenen Be- 
schränkungen der Notenemission fortbestehen bleibe. Es 
wfirde also an einem Grundzage unseres bisherigen 
deutschen Banknotenwesens, an der Verbindung der 
Central! satio n (in Preussen alten Umfangs) mit 
einer gewissen Pecentralisation der Noten- 
ausgabe (im übrigen Deutschland) während der nächsten 
10 Jahre wenigstens nichts yerändert werden: wir behielten 
das „gemischte" Banksystem. Mein ieigener Befbrm- 
Torsehlag hftlt dieses gemischte Banksystem gleichftdls 
fest, nur dass er der Preussischen Bank die überlegenere 
Stellung der Keichsbank giebt. Die Cautelen, welche 
der Gesetzentwui'f des Eeichskanzleramts enthält, sind 
daher auch für meinen Beformvorschlag nothwendig. 

Die Missstände in unserem bisherigen Kotenwesen, 

A. W»c>«'* ZatfealtaalDMAni. 5 
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welche ich, abgesehen vom Mangel einer Reichsbank, ftlr 
die wesentlichsten , der Gesetzentwurf des Reichskanzler- 
amts wenigstens ftlr gleichfalls sehr erhebliche und noth- 
wendig Bchon jetzt möglichst abzustellende hält, sind 
dmnal Mängel in der Girculationsfähigkeit der 
Banknoten, sodann in der Stuck elung, endlich in der 
Deckung der Koten. Femer erweisen sich genauere 
Vorschriften über das Princip der Publicität und 
über die Bedingungen des Verlustes der Befuguiss 
zur Notenausgabe erforderlich. 

1. Die mangelnde Circulationsf&higkeit der 
Noten im ganzen Deutschen Reichsgehiete stört vor Allem 
„die Einheitlicbkeit des nationalen Markts* im Geld- 
und Oeditverkehr. Die freilieh meistens ^rkungslosen 
Verbote der „fremden'* Noten in den einzelnen Bundes- 
staaten waren schon vor 1866 und 1870 eine Anomalie, 
geschweige seitdem. (Näheres darüber in meinem System, 
S. 37 ff.) Selbst die Note der Preussischen Bank wird 
davon wenigstens theUweise getroffen. Der Verkehr setzt 
sich indessen factisch, wie gesagt, ilber diese Verbote 
und die daran geknt\pften Strafbestimmungen hinweg. 
Theils deshalb, theils wegen des einheitlichen Charakters 
der deutschen Volkswirthschaft vollends jetzt im Deutschen 
Reiche Wird auf solche Verbote nicht wieder zurtlck- 
gekommen werden dürfen. Die bezügliche Be- 
stimmung der §§ 18 und 29 muss daher meines 
Dafürhaltens unbedingt aus einem Reichsbank- 
gesetzentwurf ausgemerzt werden, wie dies ja 
nach den Erörtei-ungen im vorigen Abschnitte die Motive 
selbst zugestehen. Diejenigen Banknoten, welche im 
Deutschen Reiche noch ausgegeben werden dürfen, müssen 
Überall verbot- und straflos frei circuliren oder 
zu Zahlungen benutzt werden dürfen, natürlich wenn 
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der Empfänger einwilligt Sonst giebt es nach wie vor 
keine Einheitlichkeit des Markts. Der Gesetzentwurf 
kommt hier ja mit den Grundsätzen seiner Reliorm selbst 

Iii Widerspruch. 

Die Aufgabe der Refonngesetzgebuug ist demnach, 
Bedingungen gesetzlich festzustellen, welche 
diese Notenverbote auch aus dem Gesichts- 
puncto des Interesses des Geld-, Credit* und 
Bank Verkehrs zwecklos machen und, mit der recht- 
lichen Erlaubtheit der freien Gireulation Oberall im 
Beiche, den Noten auch die f a c t i s c h e Möglichkeit 
und demnach die geeignete Brauchbarkeit geben,, 
so zu ciiculiren. 

Die einzelnen hier erforderlichen Bestimmungen wer- 
den ilbrigens nach dem Charakter des Banksystems etwas 
vmchieden ausfallen können und müssen. Auch nach 
dem vorliegenden Gesetzentwurfe soll der Preussischen 
Bank wenigstens doch ihre Stellung im Preussischeu Staate 
und domgemäss auch ihre Präponderanz im deutschen 
Zettelbankwesen, wie sie sich in dem Antheü an dem 
Notenumläufe der Jahre 1867— 69 ergiebt, erhalten werden. 
Der Preussischen Banknote, als Note der weitaus mäch- 
tigsten Bank, wird daher auch fernerhin die Eigenschaft 
bevorzugter Circulationsfähigkeit ankleben. Der Noten- 
umlauf und die Circulationsfähigkeit der Noten jeder 
andern Bank sind im Unterschiede von der Preussischen 
Bank mehr oder weniger localisirt. Daraus gehen zum 
Theil die bekannten Unbequemlichkeiten für den Verkehr 
hervor. Diese sollen nach Möglidikeit abgestellt werden, 
aber es folgt daraus noch nicht, dass den Noten dieser 
übrigen Banken der vorherrschende Charakter eines lo- 
calen oder provinzialen Umlauf mittels ganz 
genommen werden müsse. Darauf würde etwa nur in 

5» 
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einem völlig decentralisirten Notenwesen , wie dem nord- 
amenkanisdien, hinzustreben sein, nicht bei demjenigen, 
welehes der GeisetzentwuTf f&r die nächsten 10 Jahre 
noeh Air Deutschland in Aussicht nimmt, so wenig als 
etwa in England, tnirden die Noten der kleinen nnd 
Mittelbanken vollständig ihres Local- und Provinzial- 
charakters entkleidet, so könnte dies nur auf Kosten 
der Preussischen Bank geschehen, was wohl die Wenigsten 
wünschen. Jedenüslls führte dies, daraber inuss man sich 
klar sein, TOn der Centralisation der Notenausgabe mehr 
ab m grosserer Deeentralisation. Würde nun vollends, 
wie wir und so viele dringend schon jetzt verlangen, die 
Preussische Bank zur Rcichsbank erhoben, so muss um 
so mehr darauf Bedacht genommen werden, ihren Noten 
den Charakter des universalen, den Noten der andern 
Banken denjenigen eines nur localen oder pirovinzialen 
Oreditumlaufinittels ta wahren. Dies ist möglich, ohne 
die bisherigen Missstftnde besteheti zu lassen. Man wird 
aber mit Bttcksicht auf diesen nicht unwichtigen Gesichts- 
punct selbst bei der Annahme des Bankplans des Reichs« 
kanzleramts einen Punct des § 19 hinsichtlich der Preus- 
sischen Bank etwas modificiren müssen: die Annahme der 
fremden Noten bei ihr (s. u. sub c) ; bei meinem Plane 
der Erhebung der Preussiseken zur Beichsbank nur um 
so mehr. (USti modifidre damit allerdings auch meinen 
eigenen Vorschlag, in Betreff der gegenseitigen Noten- 
annahme bei den Banken in meinem System der Zettel- 
bankpolitik in diesem Puncte ein wenig.) 

Von Einzelheiten kommen dann folgende in Betracht. 

ai; Die Banknoten Jeder Bank mttssen an ihrem 
Sitze (Domidl) sofort bei der Präsentation eingelöst 
werdend Der Entwurf, § 11 Nr. 2 sub a sagt : „am Tage 
der Präsentation", eine Beschränkung, welche sich nur 
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auf den in diesem Paragraphen bestimmten Fall des 
Verlustes des Notenprivile^ beziehen kann: die Ver<- 
p^lichtung zu sofortiger Zahlung nuiss feststehen. • 
Der § 4 mttsste denumch auch hier noch «liirch den Zu- 
satz amendirt werden: Jede Bank ist verpflichtet, ihve 
Noten .... „„sofort bei der Präsentation"'" an 
ihrem Sitze einzulösen, um chicanöse Weitemngen oder 
Nachlässigkeiten einer Bauk zu vermeiden. Nach dem 
Vorgang einzelner Gesetzgebungen, s, B. der badischen^ 
empfiehlt es sich auch, dass im Gesetz dne bestimmte 
4Agliehe Minimalstundenzahl (z. B. 3 oder 5X während 
deren die Einldsungscasse offen sein mnss, festgesetzt 
werde. Die Vorschriften über die Währung, in wel- 
cher bezahlt wird, können auch für die Zettelbanken 
grosseutheils die allgemeinen des MUuzgesetzes, wenigstens 
bei unserer demniichstigen Goldw&hmng, sdn. £s w&re 
aber zu erwägen, ob den Zettelbanken nicht die Ver- 
pflichtung auferlegt werden soll, grössere Summen (z. 
B. aber 1000 Ifark) auf Verlangen in Rollen oder Säcken 
zu zahlen. 

T). Mit Recht verptiichtet der Entwurf weiter die 
Banken, ihre Noten an grossen Centralplätzeu 
einlOsbar zu machen (§ 19, Nr. 3, sub a): ein 
wichtiges Prindp besonders den kleinen Banken gegen- 
über, dessen Durchführung schon allein geeignet ist, 
die meisten Missstände unseres bisherigen Banknoten- 
umlaufs zu heben. In Verbindung mit dieser Vorschrift 
steht die weitere, dass die Noten auch an den an anderen 
Orten befindlichen Filialen eingelöst werden sollen (§ 19, 
Nr. S, sub b). Indessen wird die Fassung, welche der 
Entwurf diesen beiden Verpflichtungen giebt, einer Amen- 
dhrung bedürfen. 

Die Bank soll sich verpflichten (nach dem Stand- 
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puncte des Entwurfs, richtiger, wie gesagt, sie soll ge- 
setzlich verpflichtet werden) „hei einer von ihr zu he- 
zeichnenden Stelle in Berlin und bei einer solchen in 
Frankfurt oder Augsburg ihre Noten .... spätestens im 
Limfe des fttnften Tages nach dem Tage der Präsen- 
tation dem Inhaber gegen inländisches baares Geld ein- 
zulösen." Um die Lage der kleineren Banken nicht zu 
sehr zu erschweren, würde es vielleicht genügen, Gruppen 
zu bilden, so dass wenigstens diese Banken, je nach der 
geographischen Lage, nur in Berlin oder Frankfurt eine 
Einlösungsstelle haben müssen. Die Wahl zu lassen 
zwischen Frankfurt oder Augsburg erschemt auch kaum 
nothwendig. Frankfurt wird als Hauptwechselplatz am 
Passendsten für die südlichen und westlichen Banken 
gewählt. Soll aber eine Wahl hlei])en, so würde an die 
Stelle von Augsburg gegenwärtig wohl besser München 
treten. 

Die Einlösung wird aber ferner nicht auf fünf Tage 
bei einer dieser Haupteinlösungsstellen verschoben werden 
dürfen. Vielmehr muss riehier sofort, wie am Bomicil 

der Bank, erfolgen, zu diesem Behufe auch ein Theil 
des Baarfonds an dieser Stelle stehen müssen. 
Nur dies genügt, nur dadurch werden die Noten sicher 
ai Pari stehen und ist Weiterungen der Banken vor- 
gebeugt» Femer kann nur unter der Voraussetzung 
sofortiger Einlösung in Bei'lin oder . Frankfurt die Ver- 
pflichtung der gegenseitigen Notenannahme unter den 
Banken und besonders nur so der Preussischen in Betreff 
der Noten der andern Banken auferlegt werden (s. u. 
sub c). Denn sonst brächte diese Veri)flichtung unter 
Umständen leicht Gefahren mit sich für die annehmende, 
besonders die'Preussische Bank. 

Weniger Bedenken hat die Beschränkung der Eln- 



r 



Digiiized by Google 



— 71 — 



lösungsverpflichtung bei den Filialen auf spätestens den 
ftknften Tag. Ich würde lieber den dritten Tag yor- 
scblagen, was bei den heutigen Verkehrsveihfiltnissen 
wohl unbedingt genügt. 

Ausnahmen, bei deren Vorhandensein dann auch die 
Rechtsfolgen des § 11 hinsichtlich des Verlustes der Be- 
fugniss zur Notenausgabe suspendirt werden müssten, sind 
so wie so für alle diese Bestimmungen erforderlich, wenn 
durch höhere Gewalt (Krieg u. dgl. m.) Verkehrs- 
störungen entstehen. 

Die Preussische Bank wäre femer besonders zu 
behandeln. Die bisherigen Voi-schriften der Bankordnung 
und die Praxis dieser Bank reichen in Betreff der Noten- 
einlösung völlig aus. Die Bank ist ungleich coulanter 
mit der Einlösung an den Filialen als irgend eine andere 
grosse Centralhank. Der GleichsteUung wegen mag sie 
verpflichtet werden, unbedmgt ausser in Berlin auch 
in Frankfurt einzuigen. Für die Einlösung an den 
Filialen bewendet es am Besten bei der bisherigen, sehr 
liberalen Praxis der Bank. Die grosse Zahl der Filialen 
der Preussischen Bank bedingt eine Sonderstellung der 
letzteren in diesem Puncto, wenn nicht die Zersplitterung 
des Baarfonds zwecklos weit getrieben und dadurch die 
Einldsungsverpflichtung an allen möglichen Orten doch 
illusorisch gemacht werden soll. 

c. Ein wichtiges Princip stellt der § 19 Nr. 4 auf: 
alle Noten einer anderen Zettelbank, deren Umlauf 
im gesammten Reichsgebiete gestattet ist (also nach un- 
serer vom Entwürfe abweichenden Voraussetzung die 
Noten aller Banken) sollen von jeder Bank an 
ihrem Sitze und bei denjenigen ihrer Zweig- 
anstalten, welche in Städten von mehr als 100,000 
Einwohnern ihren Sitz haben, zum vollen Nenn- 
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werthe in Zahlung angenommen werden, so lange 
die emittlronde Bank üuer RmWkwingspfliclit pttnettidi 
naddEOwmt Die ao empfiuigeiieii Neten mflaBen tut 
Sinlösung prftsentirt oder an ^eanastelleiide Bank 

in Zahlung gegeben werden. 

Diesen Grundsatz habe ich seit lange lebhaft befür- 
wortet (s* mein System, S. 49—57, 450, 457, 667 ff.). In 
Verbindiuig mit den unter a und b genannten wird er am 
Besten die l>i8herigen MifiBstönde beseitigen. 

Aber, die Dnrchfillurang dieses scheinbar so emfochen 
Principe ist nicht so leidit imd verlangt wohl nech weitere 
Bestimmungen im Gesetze selbst. Ferner wird sich mit 
Rücksicht auf den oben betonten Gesichtspunct, den Noten 
der mittlereu und kleineren Banken neben denen der 
Prmsischen (und vollends der Reichsbank) den proyin- 
zialen ud localen Charakter zu wahren^ eine-Modüleatm 
der allgemeinen Veipflichtong zur Annahme der fremden 
Koten hiifliehtlich der Preusstoehot Bank nothwendig 
erweisen. 

Die gegenseitige Annahme der Noten und die mit 
Recht vorgeschriebene Präsentation oder Anwendung der 
N(^n znr Zahlung an die mnittirende Bank praktisch 
nicht dqrdiblHrbBr, wenn nicht <m fdrmliohaeg System 
des Notenaustansehes z«ii|fhsn denBankoi organi- 
sirt wird. Zu diesem Zwecke wird ee nothwendig sein, 
in Verbindung mit den beiden Central-No ten- 
einlösungsstellen zu Berlin und Frankfurt 
Notenaustauschinstitute zu errichten, welche sich 
dann iu .Qleaiing-HiMiaem unter den* deutschen Zettel- 
hanlienreintmckefai werdem fifan- kaim . mm ans einem 
Qmnde schwerlich die Bdtiative zu diesen^nnentbdiriichfin 
Einrichtungen den Banken überlassen und sich, nicht, wie 
im Gesetzentwürfe, damit begnügen, das Piincip der gegen- 
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artigen Koteaaimahme doreh das GtoeetB obligatorisch 
zu maehen, weil nmdioh die Frage der Tragang der 
Kotten far die Zusendung der fremden Noten ihre 
erheblichen Schwierigkeiten hat. Handelt es sfcli tun 
Banken an demselben Platze, wie z. B. um die Frank- 
furter Filiale der Preussischen Bank und die Frankfurter 
Bank, deren Koten jene erstere in Frankfurt in Zahlnng 
ainuBunt und regetmftssig in korzen Zwisehenrättitaen au « 
EinKisung oder anm UmtanseSi gegen elgesoB Noten pi%- 
sentirt, so lomimt die Eoslenfrage kaum In Betradit, ob- 
gleich immerhin besondere Manipulations-, Sortirungs- 
arbeit u. s. w. unterläuft. Aber bei Banken oder Filialen 
an verschiedenen Plätzen und vollends bei dem Princip 
nnaeres Gesetzentwürfe, dass die Noten auch bei den 
grttaaerai Filialen gegenseitig angenommen werden fl<dlen, 
ÜSkoi die TesaendongakOBten nloht unbedentend ine 
Gewiebt 

In Preussen ist die Frage der gegenseitigen Noten- 
annahme seit länger ventilirt und jetzt so entschieden 
worden, dass die Noten der älteren preussischen Provin- 
zialbanken (mit Ausnahme der Magdeburger Bank, welche 
dies nicht gewQnacht hat) von der FreussiBehen Bank 
überall, die Keten der Oftrlitaer, Hannoveiedien und Frlink-' 
toter Bank in der betreÜBnden ProTinv angenommen und 
periodisch zur Einlösung oder zum Umtausch übersandt 
werden. Die Kosten hierfür muss aber die betreffende Bank 
tragen, sie belaufen sich bei den einzelnen älteren Pro- 
^vimdalbanken auf je etwas über 1000 Thlr. jiüirlieh. Die 
Banken zeigen, indem sie firaMUig ^Heee.Eofiten beetrait^ 
dass ae Werth aof die Annidmie ütrer Not^ Seitens der 
GentralbBttk legen. 

Wird nun aber die gegenseitige Noten annähme obli- 
gatorisch gemacht, wie auch mir geboten erscheint, so 
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ist eine gesetzliche Bestimmung über die Tragung der 
V^sendungskosten unvermeidlich. Müsste die versendende 
Bank aie tragen, so würde die Prenaeische Bank schwer 
getroffen weiden. Ein Ausw^ aus der Schwierigkeit 
bietet sich in der Art, dass man zunächst die Versendungs- 
kosten von der versendenden Bank, also derjenigen, welche 
die fremden Noten in Zahlung annahm, auslegen, aber 
von ihr jedes Jahr mit einer der beiden J^otenaustausch- 
anstalten diese Kosten verrechnen und sie nach Massgabe 
des Oesammtbetr^gs der einer jeden Bank im Laufe des 
Jahres zugesendeten eigenen Noten repartiren lasst 
Ohne diese oder eine ähnticbe gesetzliehe Vorschrift 
wird eine freie Vereinbarung der Banken über diesen 
Punct nicht so leicht zu Staude kommen. 

Eine solche Entscheidung hat auch das Gute, die 
Versuchung einer Bank, künstlich ihre Noten zu j^enüoca- 
fisiren'' oder sie ausserhalb ihres eignen Geschfiftsge- 
biets in Umlauf zu bringen, abzuschwächen. 

Fttr eine Bank mit zahlreichen Filialen, wie die 
Preussische, macht übngens die Annahme der fremden 
Noten, die Zusendung u. s. w. nicht nnerhebhche Mühe, 
auch bei der BeschräJdkung der Aimahmeptlicht auf die 
Filialen in den grossen Städten des Gesetzentwurfs. 
(6 OrtOi wenn man die Vororte zu Magdebuii; und Han- 
nover hinzurechnet, würden hiemach der Annahmepflicht 
unterworfen, bei einer Erweiterung der Preussischen Bank 
zur Reiehsbank und bei der dann bevorstehenden Errich- 
tung neuer Filialen im Ganzen 10.) Zugleich wird da- 
durch der Notenumlauf der mittleren und kleinen Banken 
am Meisten- und mehr als nöthig und wOnsehenswerfh 
entlocalisirt, was die decentralistische Bichtong ün Noten- 
wesen stärkte. Mit Rücksieht hierauf würde ich empfeh- 
len, die Freussische Bank (oder die Reiehsbank) mit ihren 
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grösseren Filialen nmr zu verpflichten, die Noten der an- 
deren Banken bloss in der betreffenden Provinz 

oder in dem Bundesstaate in Zahlung? anzu- 
nehmen, in welchem die fremde Bank ihr Do- 
micil hat. Es müssten zu diesem Zwecke entsprechende 
Provinzialgebiete ndthigenfialls gebildet werden (z. B. Zu- 
schlag von Thtkringen zur Provinz Sadisen). Dies System 
soll sich in Hannover, Frankfurt bewährt haben. Ob für 
einzelne grössere Banken eine Abweichung? von dieser 
Regel eintreten soll, z. B. eine allgemeinere Annahme der 
Sächsischen, Baierischen Noten bei der Preussischen Bank, 
bliebe zur Erwägung zu stellen. Die Regel des Gesetz- 
entwurfs, dass die Annahme der Noten bei den Filialen 
in Städten von 100,000 Einwohnern und mehr stattfinden 
soUe, erscheint ttbrigens etwas zu mechanisdi. Besser 
würden die betreffenden grösseren Filialplätze nach dem 
Verkehrsbedüi-fniss vom Bundesrath bestimmt. 

d. Einige andere Bestimmungen über die Banknoten 
sind in den §§ 4, 5 und 6 aber Nebenpuncte recht zweck- 
mässig gefasst Sie wttrden im Wesentlichen ebenso in 
Jedes andei'e Bankgesetz übergehen müssen. Besonderer 
Werth ist zu legen auf die Bedingungen für die 
Ein ruf ung der Noten in § 6. Doch hndet sich hier 
eine Lücke; es fehlt nemlich eine Bestimmung darüber, 
wer schliesslich von definitiv verloren gegangenen Noten 
den Gewinn ziehen soll. Die Präclusivfristen bei einer 
Einrufimg mOgüehst liberal auszudi^en, ist gewiss das 
Richtige. Aber ein letzter Präclnsivtermin ist doch end- 
lidi eüimal im Interesse des gesammten Verkehrs gebo- 
ten. Die dann nicht zurückgekonnnencn Noten gelten als 
werthlos und w-erden meistens verloren gegangen sein. 
Diesen Noten entspricht aber ein auf diese 
Weise frei werdendes Activam der Bank. Dies 
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sollte jedoch uleht der Bank TerfliUeii, was auch jetzt 
schon nicht allgemein der Fall ist (Verwendung für wohl- 
thätige Zwecke u. s. w.). Am Richtigsten erscheint es, 
dieses Activum als eine Art herrenloses Eigen- 
tham an das Reich zu übei-weisen. Der Gewinn dabei 
trat wenigstens bishor bei kleinen Noten nicht immer 
ganz unbetrftditlich. 

e. Auch das Princip des % 2, dass die Eigensehalt 
des gesetzlichen Zahlungsmittels im Privat- 
verkehr der Note nicht zu Theil wird und dass die 
Kelchs- und Staatscassen nur durch ein Reichsgesetz 
verpflichtet werden können, Noten in Zahlung anzu- 
nehmen, passt in den Reformplan des Bankgesetzentwurfe, 
weshalb ich auch die bezttglidie Bestimmung des § 12 
Nr. 5 billigen wttrde. üebrigens Iftufk die Sache im We- 
sentlichen, was die Annahme an den Gassen anlangt, 
auf eine F o r m a 1 i t ii t hinaus , der sich die Preussische, 
Baierische, Oldenburger Bank, weichen die Annahme der 
Noten an den Staatscassen zugesichert worden ist, wohl 
ohne Bedenken fügen kSinnen. Denn, nach den Mottven 
selbst sollen die Boichs- und Landesfinanzverwaltungen 
die Ermftchtigung zur facti sehen Annahme der Noten 
geben dürfen, was den Banken ganz genügen kann. 

Auch wenn aber die Preussische Bank Reichs - 
bank werden sollte, wird passender ihren Noten nicht 
nadi englischem Muster die Eigenschaft des legalen Zahl- 
mittels im Privatverkehr zu Thdl. Die Terpflich- 
tungr zur Annahme der Noten an den öfifenflichen Gassen 
ist auch in diesem Falle entbehrlich, falls nicht die Bank 
rein als Staatsbank mit Staatsmitteln dotirt wird. Nur 
das finanzielle Interesse des Staats oder Reichs kann die 
Annahme der Noten an den Gassen zweckmässig erschei- 
nen lassen, weil die Noten dadurch dreulationsfiUdger 
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werden. Aber auch hierftr genigt die Errnftcht^goDg nur 
facüscheii Amiahiiie. 

Bas Verbot, welches der § 27 gegen auslän- 
dische, ausschliesslich oder neben anderen Werthbe- 
stimmungen auf Reichswährung oder eine deutsche Lan- 
deswährung lautende Banknoten u. s.w. triffil;^ wird nicht 
zu yermeiden sein und wendet sich wohl besonders geisen 
eventuelle Operationen von Luxemburg aas. Die in % 27 
an dieses Verbot geknüpfte BachtsiDige soherat mir aber 
zu weit zu gehen und dem Betrug Thor und Thür 
zu öffnen. 

2. Die Stückelung der Banknoten bot bisher in 
Deutschland . den Missstand, dass zu kleine Noten mar 
gegeben wurden. Dadurch bttrgerte sich mehr ate ei^ 
wtnacht die Note als Zahlungsmittel des Kleinverkehrs ein 

und zeigte sich wenigstens unter Umstftnden die Gefahr, 
durch starke Kniission solcher Noten die Speculation 
künstlich zu erhalten (was von grossen Noten nach spe- 
ciellen theoretischen Untersudiungen nicht gilt). Dies 
sind zwei Nachtheile, welche schwcarer wiegen^ als der mit 
kleinen Noten verbundene :Vorthefl, weniger National- 
ciqiital in den nationalen EdelinetallfondB zu stecken. 
Das Münzgesetz hat nun, wohl im Guten schon zu weit 
gehend, wie ich bereits oben bemerkte, das niedrigste 
Notenstück auf 100 Mark erhöht. Um so unnöthiger ist 
die weitere Beschränkung des § 3 des Bankgesetzcpitwui^ 
dass der Notenumlauf : einer .Bank nur zum vierteil 
Theil in Staden von 100 Mark bestehen. dOife. Diese 
Besdiränkung wftre zu streich^ Die AttSffüBl^nng der 
höheren Noten nur im Vielfache von 100 Mark ist 
zweckmässig. 

Auch wenn man die weitgehende Vorschrift des 
Mttnzgesetzes jetzt un)i»eanstandet lässt , so könnte übrigens 



— 78 - 



eine Awnaftme zu Gunstea kleinerer Noten zweck- 
mässig in dem beeonderen Falle eintreten, welche der 

§15 des Gesetzentwurfs berührt. Wenn nemlich, was 
sehr zu wünsdien ist, ein Theil deijenigen Reichscassen- 
scheine, welche nach dein Gesetze vom äO. April 1874 
Yorschussweise an die Staaten mit bisher verhältoiss- 
mftssig grösserer Staatspapiergeldausgabe zu fiberweisen 
sind, Yon einer Zettelbank Tertragsmftssig eingezogen 
werden sollte, so liesse sich diese Operation dadurdi be- 
günstigen, dass der betreft'enden Bank gestattet würde, 
für diesen Betrag kleinere Noten, wenn auch vielleicht 
nur zu 50 (eventuell zu 50 u n d zu 20) Mark auszugeben. 
Da die Beichscassenscheine, als unfimdirtes Staatspapier- 
geld, unpassender Weise sogar auch auf 50 Mark lauten 
dfiifen, so würde vollends der Ersatz dieser grösseren 
Scheine durch bankmässig gedeckte Banknoten ein we- 
sentlicher Fortschritt sein. Die etwaigen Bedenken gegen 
kleinere Noten fielen hier ja ganz lort. 

3. Die Notendeck ung bildet den eigentlichen 
Schwerpunct im Zettelbankgeschäft; denn von 
ihr h&ngt die stete BänlOsbaik^t der Noten, also die 
ErfbUuQg der Yerpflicbtnngen, welche der Bank üi den 
obigen Yorsehrlften auferlegt sind, ab. Auch die Gesetz- 
gebung muss daher auf die Notendeckung besondere Auf- 
merksamkeit verwenden. Die Motive unsres Gesetzent- 
wurfs erkennen nun selbst an, dass die Statuten unserer 
Banken in dieser Besiehung m^tens sch^n ausreichen 
und stellen demgemte auch nur wenige neue Anforde- 
rungen an diese Anstalten. Das wichtigste Princip ratio- 
neOer Notendedcung, durch Baar und Wechsel, 
(sogen, „bank massige Notendeckung"), wird da- 
bei mit Kecht gewahrt. Nur in einigen Einzelheiten 
scheint mir der Gesetzentwurf in seinen Forderungen zu 
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weit zu gehen, in andern Puncten sind noch Ergänzungen 
und weitere Beschränkungen nothweudig. Alle zu erlas* 
senden Yorschriften des Reichsgesetzes müssen wiederum 
den Banken zur Befolgung geboten, nidkt ibr^ An- 
nahme oder Ablehnung anJtetai gestellt werden. Folgen- 
des sind die hauptsächlichen Einzelheiten. 

a. Am Wichtigsten ist die sogenannte specielle 
Notendeckung, d. h. diejenigen Activa, in welchen 

die Notencapitalien angelegt sind. Die Vorschrift des 
§ 19 Nr. 2 ist in den meisten Statuten unserer Banken 
schon ziemlich ebenso enthalten. Die bei einzelnen klei- 
neren Banken zugelassene Yiertelbaardeckung wird pas- 
send der Gleichmässigkeit wegen auf die Dritteldeekung 
erhdht Factisch kommt die Lage der m^ten Bank^ 
den Forderungen des § 19 Nr. 2 ohnehin noch näher. Der 
Ausschluss jeder anderen als der Wechseldeckung von 
der nicht in Baar l>estehenden Notendeckung ist eben- 
falls passend. Diese Vorschrift berührt auch nur ganz 
weoige Banken unwesentlich. 

Gegen die Fassung der Vorschrift über die Baar- 
deckung in § 19 habe ich aber Bedenken. Einmal wür- 
den ausländische Goldmünzen, höchstens mit einem 
kleinen Abschlag vom Werthe, wohl ebenfalls gleich Gold- 
bair^ als gesetzliche Baardeckung zuzulassen sein, wie 
auch in § 14 gescMeht Sodann aber scheint mir die 
Einrechnutig der Reichscassenscheine in dieses Mi- 
ninialdrittel nicht unbedenklich, l'ür die Berechnung der 
Notensteuer des § 13 mag dies angehen, aber für die 
Baardeckung nicht, weil die Keichscassenscheine kein 
gesetzliches Zahlmittel und ja leider ganz unfimdirt sind, 
weshalb die ihnen zugesidierte stete Einlösung wenigstens 
in kritischen Zeiten in der Luft schwebt. Hier sehen 
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wir bereits eine naehth^lige Gonsequenz dieser Beibehal- ' 
taug von nnfandirtem Staatspapier^^elde. 

Für die discontirten ^'otendeckungswechsel ferner 
verlan^^t der § 19 unbedingt mindestens drei gute 
Unterschriften. Dieses vielfach erörterte Piincip ist in 
vielen Statuten bereits enthalten. Die Motive rechtfer- 
tigen es noch dnrch theoretüsche Grründe, denen die voUe 
Berechtigung jedoch abgesprochen werden muss. Die 
Tratte mit zwei ünterBdiriften ist der normale Wechsel, 
wie er dem soliden Handelsgeschäft entspringt, und ge- 
hörig geprüft, eine vollkommen ausreichende Deckung 
bildet. Die Preussische Bank hat mit diesen Wechseln 
die besten Erfahrungen gemacht £s liegt minde^ens ihr 
gegentkber kexn Grund vor, diesen Wedhseln anbedingt 
die Eigensdiaft der Beckungswechsel zu entziehen. Die 
in der Preussischen Bankordnung und sonst mitunter in 
den Statuten vorkommende, auch in § 20 Nr. 1 sub a 
des Gesetzentwurfs aufgenommene Vorschrift, dass die 
Wechsel in der Regel wenigstens drei üntei*schriften 
haben, genügt Der „Erzeugung künstlicher Umsatzmittel'' 
durch die Discontirong wird nicht durch solche mecha- 
nische Bestimmungen, sondern durch eine gute Wedisel- 
censur und erprobte Geschäftserfahrung vorgebeugt. Der 
zweite Grund, welchen die Motive für die unbedingte 
Forderung der dritten Unterschrift bei den Notende- 
ckungswechseln anführen, ist aber vollends werthlos: es 
solle nemhch dem Frivatbankgeschäft gegenüber der sonst 
übenn&chtigen Goncurrenz der Kotenbanken eine erleich- 
terte Stellung gegeben werden: Mit andern Worten, es 
soll durch ein künstliches Mittel, durch jene Forderung, 
der Handeltreibende zu Gunsten des Banquiers mit 
einer Provision für die Gewährung der dritten Unter- 
schrift besteuert werden 1 So steht es bekanntlich in 
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Frankreich und Oestorreiefa, wahrend einer der vielen 
YorzOge bei der PreoBBiBcben Bank ist, dase aie dem so- 
liden GeschHItemanne diese Steuer erspart. Dieses künst- 
liche Grossziehen von Vermittlungsgeschäften ist ganz 
unerwünscht, und auch im vorliegenden Falle nicht 
unbedingt durch Principien der Versichei*ung geboten. 
Diese Praxis der Preussischen Bank und ihre Coulanz 
gegen mittlere und kleinere solide GesehAftsleute erklärt 
9h&r auch jene gewisse Animosität, welche hie und da 
bei Privatbanquiers und bei den Dii-eetoren von gewöhn- 
lichen Actienbanken gegen die Preustfische Vmik besteht. 

b. Nach der speciellen Notendeckung kommt die 
subsidiäre in Betracht, welche im eigenen Gmnd- 
capital und Reservefonds der Bank liegt. Für sie ist da- 
her der Activgeschftflskrds, in welchem dies Capital 
und d^ Beservefouds angelegt wird, und der sonstige 
PassiTgesehftftskreis (Depositengeschfllt u. s. w.) entschei- 
dend, welcher zum Notengeschäft hinzutritt, die subsi- 
diäre Deckung des Stanuncapitals u. s. w. auch für sich 
* mit in Anspruch nimmt und bei grösseren Verlusten 
selbst die Notendeckung mit benachtheiligen kann. Ans 
diesem Grunde scheint uns ein Bechtsprincip gesetz- 
lich sanctionirt werden zu mOssen, welches der speciel- 
len und subsidiären Notendeckung bei Yeilusten der 
Bank und namentlich ])eini Concurse erst die practische 
Bedeutung giebt, nemlich ein gesetzliches Vorzugs- 
recht der Noten, bezüglich der in ihnen anerkannten 
Schuldverbindlichkeiten der Bank, Yor allen anderen 
Passiven, also besonders vor den Depositen u. s. w. 
Ein solches Vorzugsrecht ist nur in wenigen deutschen 
Bankstatuten unzweideutig ausgesprochen und auch hier- 
nach noch nicht von unzweifelhafter Rechtsgiltigkeit. Der 
§ 10 des Gesetzeiitwui-fs (»im Falle des Concurses der 

A. Wagner, Zettelbankrtil'orm. 9 
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Bank bewendet es rttcksichtlich der Einziehung der No- 
ten bei den für das Ooncarsyerfabren geltenden Bestim- 
moogen**) schfieest ein solches Prioritätsaiurecht der Noten 
ans. Es entspricht aber dem ganzen Geiste unserer Zet^ 
telbankgesetzgebung, es niiKweifelhaft gesetdidi festzn- 
stellen. (S. mein System S. 261 tf.) 

Bas hat dann auch das Gute, dass die Bank im In- 
teresse des Notengeschäfts nicht gar zu weiten Beschrän- 
kungen der anderen Passivgeschäfte und ihrer sonstigen 
G^haftsbefbgnisse W0gen der Anlage ttirer Capitafien 
unterliegen muss. Ueber das Depositengescfallit entMUt 
der Entwurf keine Vorschriften. Nach den Motiven 
wünscht der Gesetzgeber die Entwicklung dieses Ge- 
schäfts auch bei den Zettelbanken, und mit Recht. Man 
wird aber dann der Vorschrift nicht entrathen können, 
dass wenigstens die in weniger als dr^ Monaten fälligen 
Depositen nur in ebenso lange laufiBnden Wecfasdn und 
Lombarddarlehen und dass die stets oder in weniger als 
8 (oder 14) Tagen- fälligen Depositen in einer Minimal- 
quote Baar von z. B. Vs oder ihres Betrags ihre 
Deckung finden müssen. Beschränkungen, welche freilich 
für das sogenannte Girogeschäft (Frankfurter Bank, Ber- 
liner Cassenverein) etwas weit gehen, und nach den be- 
sonderen Verhältnissen einzetoer Banken modifidrt wer- 
den könnten, aber ohne welche die Girocapitalien und 
Depositen leicht nur aus den liquiden Notendeckungen 
abgezahlt werden. Notorisch sind jene beiden viel schwan- 
kendere und insofern gefährlichere Passiv-Posten als der 
meist sehr stabile Notenumlauf, schon weil sie zur Ver- 
fügung weniger Personen in grossen Summen stehen und 
allen Coiquncturen des Geldmarkts viel directer als die 
Noten unterliegen. 

Allgemein verbietet der Entwurf in § 7 den Zettel- 
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banken, Wechsel zu acceptiren und Zeitgeschäfte in 
Waaren oder Courspapiereu auf eigne Hechuuag m 
machen, womit man einverstanden sein kann. 

£me Beflfihrftnkupg der Geschftftebefugiusse hinaidit- 
lieh der Anlagegeseh&fte (Activa), abgesehen von 
der Nötendecknng, also iQr die Dispositionen mit 
dem Grundcapital und den sonstigen Betriebs- 
fonds (liier demnach incl. der Depositen) nimmt der 
Gesetzentwurf in § 20 nur für diejenigen Banken in Aus- 
sicht, welche der Beschränkungen des § 18 (hinsichtlich 
des Verbote der Noten ausserhalb des Conoeasionflstaats) 
und des S 19 Nr. 1 (hinsichtliefa der Begrenzung der 
Notenausgabe auf das Grundcapital) ledig sein wollen. 
Diese Banken sollen dann auch, abgesehen von der No- 
tendeckung, auf ein näher bezeichnetes Discoiito- und 
Lombardgeschäft beschränkt werden und höchstens die 
Hälfte ihres Grundcapitals und der Resei ve in gewissen 
soliden Effecten anlegen dürfen. Diese Beschränkungen 
worden dagegen fftr diejenigen Baidten, welche sich mit 
der Notenausgabe im Betrage des Grundcapitals be- 
gnügen, fehlen. Viele und darunter die besten unserer 
Zettelbanken haben bereits solche Beschränkungen in 
iliren Statuten. Wünschenswerth erscheint es auch, dass 
Zettelbanken und im Ganzen gleichiaUs Depositenbanken 
sich mit diesen ActiYgesebäften begnügen. Um indessen 
die kleineren Banken etwas freier zu stellen, mag die 
sonst ziemlich willkfirliche Unterscheidung des Gesetzent- 
wurfs zwischen den Banken liiiL einer Notenausgabe von 
gleicher und von grösserer Höhe als das Gnuulcapital in 
diesem besonderen Falle beibehalten werden. Die ei*stere 
Kategorie ?on Banken kann dann auch das Hypotheken- 
und Pfuidbriefeesdifift betreiben. Diese Befugniss wiid 
für die in besonderer Lage b^dliche, sehr tüchtige 
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Baierische Hypotheken- und Wechselbank auch in dem 
Falle zu gewähren sein, dass dieselbe ein grösseres No- 
tenrecht erhält, als ihr Stammcapital beträgt. Die Be- 
schränkung des § 20 in Betreff der zweiten Kategorie 
voa Bank«! mit einer das Stammcapital überschreitenden 
Notenausgabe 'wAre aber wiedier durch das Gesetz obli- 
gatoriseii t6r diese Banken zu machen. 

Den Banken dieser zweiten Gattung legt der Ent- 
wurf auch nocli die Verpflichtung auf (§ 20 Nr. 4), jähr- 
• lieh aus dem 4^ % übersteigenden Gewinn mindestens 
20 % zu reserviren, bis der Reservefonds ein 
Viertel dee Qnmdcapitals betrAgt Diese Vorschrift geht 
mir zu weit, da es sieh im WesentKchen hier nur um 
^ne der yerschiedenen Specialarten des Keserve- 
fonds, um einen solchen zur Deckung von Verlusten 
im Bankbetriebe handeln kann (s. mein System 
S. -463 ff.). Ein kleinerer Reservefonds reicht dazu völhg 
aus, zumal bei so eng beschränktem Activgeschäftskreis. 
Bin h<9ierer als etwa dn 10<>/oiger Beserrefonds braucht 
daher nicht verlangt zu werden, im Uebrigen ist der 
Bank Fr«heit zu geben. (Anders, je nach der Höhe 
des eingezahlten Gimdcapitals , wäre die Frage bei der 
ßeichsbank zu entscheiden.) 

4. Der Entwurf enthält dann noch einige Be- 
stinunungen, welche sich aui' das gerade bei Zettelbank- 
wesen 80 wfchÜge Princip der Publicitat beziehen. 
Mit Redit wird hi § 8 die monatliche Verdffent- 
lichnngdes Status nach einem gesetzlichen^chema 
vorgeschnebeii, für die Banken mit grösserer Notenaus- 
gabe (§ 20) die viertelnionatliche gleiche Massregel und 
ausserdem für diese Banken auch die Veröftentlichung 
des Disconto- und Lombardzinssatzes (§ 20 Nr. 2); end- 
lidi für alle Banken die Publicatlon der genkuen Jahres- 
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bilanz und des Abschlusses des Gewinn- und Verlustcoutos. 
Das Schema des Monatsstatus ist nicht sehr detaillirt, 
genügt aber in der Hauptsache dem Zwecke. Wünschens- 
werth wäre nur, dass die an dne Kündigungsfrist ge- 
bundenen Verbindlichkeiten wenigstens noch etwas mehr 
spedalisirt würden, z. B. mit KOndigong Yon 2-*8« Ober 
8—30, 30—90 Tage und mit längerer Frist Beim Depo- 
sitengeschäft ist diese Specialisiruug wesentlich und ent- 
spricht auch den obigen Vorschlägen wegen der Deckung 
dieses Geschäfts, üeber die Erfordernisse eines genaueren 
Btatus und der Jahresberichte s. mein System & 81-^120. 
Die Veröffentlichung der Zinssätze wibre passend allen 
Banken vorzuschreiben. 

Die Gontrolbefugnisse, welche dem Reichs- 
kanzler in § 25 des Entwurfs über die Zettelbanken 
eingeräumt werden und die bezügliche Strafbestimmung 
des § 31 scheint mir zweckmässig gefasst zu sein. 

5. Nothwendig muss endlich die Befugniss zur 
Notenausgabe für di^enige ZetteLbank erlöschen, 
welche ihren Verpfliditungen hinsichtlich der Notenein- 
lösung nicht nachkommt Dies ist im § 11 Nro. 1 
auch ausgesprochen. Diese rechtliche Folge der unter- 
bleibenden Noteneinlösung wird aber nur eintreten 
können, wenn gleichzeitig ein Verfahren eingerichtet 
wird, durch welches die Nichteinlösung sicher 
und richtig amtlich bekannt wird. Es wird dahier 
euie Art notariellen Proteatverfahrens anzuordnen 
sein, Yon welchem der Notar von Amts wegen Anzeige 
an das Reichskanzleraint und an die betreifende Landes- 
regierung zu machen vei^jtiichtet wird. Diese Behörden 
werden dann durch das Gesetz zu verpflichten 
sein, beim Handelsgericht auf die Entziehung der Be- 
fogniss zur Notenausgabe anzutragen, vorausgesetzt, 
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dasB nicht der Fall höherer Gewalt (feindliche Livasion u. 

s. w.) vorliegt. Die Fassung des § 11 möchte daher in 
diesen Puncten noch einer Aenderuiig bedürfen. 

Der Verlust des Notenreclits im Falle des Concurses 
wird in § 10 mit Recht verhängt, nur wird hier das oben 
besprochene Frioritatsanrecht der Noten meines Erachtens 
eingefbgt werden müssen. 

Der Paragraph 11 ordnet die Entziehung des Noten- 
rechts auch noch im Falle ungesetzlicher Notendeckung 
oder unerlaubt hohen Notenumlaufs an, wo nur wieder- 
um höhere Gewalt als Ursache eine Ausnahme machen 
mttsste. Letzteres gilt auch von dem Falle, welcher 
nach dem Entwurf gleiohialls den Verlust des Notenreehts 
bewirken soll, wenn nemlich dne der Central-Notenein- 
lösungsstellen eingeht und ohne alsbaldigen Ersatz bleibt, 
und endlich von dem letzten Falle, wenn am Grundcapital 
ein Drittel verloren ging. 

Die Modalitäten der Einziehung der Noten beim 
Verluste des Notenrechts in §§ 11 und 12 machen 
sonst deii Eiiaidnick der Zweckmässigkeit In § 12 müsste 
meines Enu^tens nach dem Früheren der Vorbehalt, 
dass der Oewinn ausschliesslich nicht zurückgekommenen 
Noten dem Reiche gebülirt, eingeschaltet werden. — 

In Deutschland ist mitunter auch anderen Cor- 
porationen die Befugniss zur Ausgabe auf den Inhaber 
lautender unverzinslicher Noten ertheilt worden. Gegen* 
wärtig besitzt noch die Leipzig-Dresdener Eisenbahngesell- 
schaft das Hecht, ihr i Mfll. Thlr. solches Papiergeld 
auszugeben, ehemals (vielleicht lür einen kleinen Rest 
noch jetzt?) die Stadt Hannover. Eine sehr wenig er- 
freuliche Einrichtung, welche besser ganz beseitigt würde. 
Der § 26 des Entwurfs beschäftigt sich mit der Rege- 
lung dieses Gorporationspapiergeldes. Es Würde danach 
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z. B. der Gebrauch von Leipzig -Dresdener Scheinen zu 
Zahlungen in Halle dem Verbot und der Strafe unter- 
liege, da diese Gesellschaft doch nicht wohl die Be- 
dingungen des § 19 erfüllen kann: ein unhaltbarer Zu- 
stand. Das Beste wäre gewesen, diese Papiergeldbefug- 
nisse gleichzeitig mit dem Staatspapiergeld zu regeln 
oder wenigstens sie jetzt zwangsweise abzulösen. 



B. Die Blestrictionsmassregeln des Gesetz- 
entwurfs. 

Die im vorigen Abschnitte erörterten Vorschriften 
gehören, ziemlich in derselben Weise formulirt, noth- 
wendig in jedes Zettelbankgesetz, mag im Uebrigen das 
Zettelbankwesen mehr oder weniger centralistisch oder 
decentralistiseh, staatlich geregelt oder freier gestaltet 
sein. Zur Abstellung der schwerst wiegenden Missstftnde 
in unsereiii Geld- und Bankwesen reichen sie allein aus. 
Wenn man wirklich, wie der Gesetzentwurf, vorläufig 
möglich wenigst eingreifen wollte, um mit der schwierigen 
Frage nach der Natur und Tragweite der NotenprivÜQgien 
sich vor Ablauf der Privilegiendaaer nicht nfther aus^ 
einander setzen zu müssen und die Frage der Beichsbank 
in suspenso zu lassen, so würde ein Bankgesetz, welches 
sich in der Hauptsache auf die Regelung der besprochenen 
Pimcte in der von uns amendirten Form des Gesetzent- 
wurfs beschränkte, genügen. Die abgelaufenen oder ab- 
. laufenden Privilegien könnte man, wie sdion bisher bei 
der Freussischen Bank, bei welcher es das Verkehrs- 
interesse unbedingt yerlangt, so auch bei den anderen 
Banken auf einjährige Kündigung fortbestehen lassen, 
wobei dem Preussischen Staate eine neue finanzielle Re- 
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gelang seines Verhältnisses zur Hauptbank frei stünde. 
Ein Gesetz dieser All wtoe kein Mustergesetz , weil ihm 
gn$fl8ereleiU]^G«eichtq[»aiiGt^ durdli wetoh« dasZelM- 
bankwesen in eine bestimmte, dem Gtesetegeber yor*- 
BehwebendeBiehtunglilnabergeleitel wttrde, fehlten. Aber 
es wäre ein Gesetz, welches der Tendenz des vorgelegten 
Gesetzentwuifs durchaus entspräche: es beseitigte die 
wirklichen, nicht die eingebildeten Missstände unseres 
bisherigen Notenwesens und es veränderte im üebrigen 
an dem bestehenden Zustande nichts, Hesse die Priväe^ 
gienfrage nnberahrt und sehofe einen Uebeigangssuatand, 
bis zu dem Zdtpunete in einigen Jahi^nten, wo die 
wichtigsten, in Betracht kominen<leii Notenprivilegien ab- 
gelaufen wären. Die thüringisclien Banken mit ihren 
länger dauernden Privilegien machen für die spätere Neu- 
gesitaltung des. Bankwesens nicht viel Schwia^gkeiten, 
yf&l .sie unter den getroffenen. Gastelm ToUends zur Un- 
bedeutendheit herabgedrackt werden. Man bmttdbte ndt 
der umfassenderen 'Beform also keineswegs Ms Mitte des 
nächsten Jahrhunderts zu warten. Die Begrenzungen des 
Notenumlaufs, wie sie der Oesetzentwurf ausserdem durch 
seine Contingentirun gs- und Steuerprojecte 
ins Auge iasst, wären fUr den unmitteUMUDeB Zweck, yff^ 
eine (freOich erheblich längere) Reihe von Jahren einen 
von den weaentiichsten Missständeii befreiten Ueiberganga* 
zustand zu schaffen", ganz entb^rlich. Ja, ich füge hin- 
zu, sie sind bedenklich, wenn man nicht von voniherein 
ein festes Ziel für die Entwicklung unseres Zettelbank- 
wesens aufstellt, nemlich die grössere (oder voll- . 
ständige) GentralisAtion und unter dieser Yoraufr- 
setrang nicht schon jetzt der Preuesisehen Bank, . 
als wenigstens zukftnftiger Reicfasbank, eine freiere 
Stellung einräumt 
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Diese Entbehrüehkeit oder Tollends Bedenklichkeh 
der GontiiigeiitirQiigs- und Steiierteiideinseii des Oesetz- 
«tfraife wird freilidi bestritten von unseren prindpietten 

Gegnern in der Notenfrage. Sie halten nicht die ohen 
besprochenen, sondern den Mangel solcher weiteren Be- 
schränkungen, wie sie der Gesetzentwurf beabsichtigt, 
filr den wesentlichsten Missstand in unserem Bankwesen 
und glauben daher auch fta den ins Auge* gefossten 
Uctogangsaustand dieser anderen Vorseliiiften nickt 
entratiien zu ktanen.'- Aber einmal liegen dieser An- 
schauung jene Voreingenommenheiten izegen alle un- 
gedeckte Noten und jene schiefen und übertriebenen An- 
klagen gegen die bisherige Entwicklung der deutschen 
Zettelbanken zu Grunde, welche wir in den früheren Ab- 
sdinitten dieser SdirÜt m widerl^en Tersnehten. 
Und sodann nnteisdifttzen die Gegner und der Gesetz- 
entwurf die Wirksamkeit der Oautelen > weldie sie doeh 
selbst mit Hecht fordern. 

Sie haben eine grosse Besorgniss vor dem „ u n - 
begrenzten" Not^rechte und vor den sonstigen Befug- 
nissen, welche manchen mittleren und kleineren Banken 
ertlieyi sind. Was haben diese Banken denn aber schon 
bisher mit diesen Rediten so Gfesses austoichtet? 
Die Godiaer, Geraer, Bnekebmrger Bank , die Leipziger 
imd die Sächsische haben alle das gefürchtete Recht 
der „unbegrenzten" Notenausgabe und desshalb erlangen 
sogar die drei erstgenannten die unverdiente Ehre in 
unserem Gesetzentwurfe, mit der Preussischen Bank zu- 
sammen ta esiet- Gruppe mit besondereii Nonaien rer- 
eiuigt; zu werden. Dieees „unbegrenste*' Becht hat aber 
doch praktisch eine ganz unwesentliehe Bedeutung. • Ein- 
mal ist die Bezeidinung der „unbegrenzten ' Notenaus- 
gabe schon eine unglückliche, denn wirksam genug be- 
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grenst. ist 4b& Recht durch die DaokvngBvorochiiftQa; 
neben nundeetei» einem Drittel Baar müssen genOgende 
Mengen banltftiriger Wechsel besehafit werden, welche 
nach der Ansi^i Mancher auf der Strasse liegen mOssten, 

wenn die „unbegrenzte ' Notenausgabe sich verwirklichen 
sollte. Sodann zeigt die bisherige Erfahrung, obgleich 
doch die erwähnten Gautelen meistens ganz fehlten und 
die Notenverbete „im Auslände'' notorisch ein todter 
Buchstabe waren» dase dorn unbecprenxten odw bei anderen 
Bankmi dem s^ wdt ge&ssften Rechte zur Notensus^ 
gäbe nur eine sehr besebritnkte Neigung und Aufinhme- 
fähigkeit des Verkehrs für die Noten dieser Banken zur 
Seite geht. Die Gothaer Bank hat es seit langen Jahren 
nicht auf 3, meist nur auf 1, — 2|, die Geraer auf 2—3, 
hlkdistens 4, die Bttckeb^g^ lange nicht über 1, dann 
auf Zi cvBt neuester Zeit auf 6 MilL Thlr.. gebracht, die 
Leipixiger ist Jahre lang durcb die hier einmal wirksame 
Geneurrenz auf 3—4 MiU. Thlr. Notenumlauf surftck- 
gedrängt woi den , erst jüngst wieder auf 7 — 8 Mill. Thlr. 
gestiegen, die Sächsische allein hat verhältnissmässig 
rasch, von 1866—1872 ihren Notenumlauf bis auf gegen 
dO Mill. Xhb. im Dorehschnitte gebracht, neuerdings 
sebeint aber auch sie an dem Sftttigungipmct des Ver- 
kelun • angelangt .20 sein. Diese Bank ist jedoeh die 
H«aptbank des stark bevölkerten Sachsens, des indur 
ötriellsten deutschen Gebiets. Ihr Notenumlauf, etwa der 
zehnte Theil desjenigen der Preussisehen, erscheint auch 
verhältnissmässig, mit dieser Bank verglichen, nicht ab- 
ncm bo^. Die übrigen klein^tAatlicben, Banken haben 
knapp ihren Notenumlauf aiof die Qdhe ihres, abscihit 
wenigstens nicht bedeutenden Notmrechts gebraeht« ein- 
zelne , so die Weimarer Bank , sind stark dahinter 
zurückgeblieben. Diejenigen Banken, welcbe ein absolut 
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etwas hohem Notenrecht und ^en grösseren Notenum- 
lauf wirkHdi erreieht haben , geholfen hsi chirehaus den 

Mittelstaaten oder grossen Verkehrsplätzen, 
wie Frankfurt, an. wo sie ein bedeutenderes natürliches 
Verkehrsgehict besitzen. Einige dieser Banken, wie die 
Badische und Wftrttembergische, ^nd neuen UrspnmgB 
und haben ^ noch wenig bebautes Feld fftr ihre Emis- 
sion und Gircnlation yon Noten gefimden. 

Nun denlte man aber dnmal ihr alle diese Banken 
die besprochenen Cautelen dnrchgeführt , die Erhöhung 
des kleinsten Notenapoints, die Ernchtung von Einlösungs- 
stellen in Berlin und Frankiui't, die gegenseitige Annahme 
der Noten bei 6m Banken unter einander, wodurch in 
kurzen Perioden die etw^ im Verkehr überflttssigm Noten 
der enrittiraLden Baidt wieder zurOckfliessen — , wird 
sich dann nicht „ganz von selbst'* der Notenumlauf ein- 
schränken, und wird nicht vollends der Notenumlauf 
deijenigen Banken, welche kein eigenes grösseres Ver- 
kehrsfeld besitzen, der thüringischen u. a. m. nothwendig 
ganz zusammenschrumpfen? Was wird da vieü von 
Meininger, Bfickeburger, Sondershanser Neten fibrig 
bleiben? Oder wenn dies doch der FaU ist, was liai das 
alsdann für Bedenken? 

Nein, wenn es nur darauf ankommt, die wesent- 
lichsten der bestehenden Missstände zu beseitigen und 
wenn selbst ausserdem nur das weitere Ziel des Gesetz- 
entwurfe erreidit werden soll, den Notesnunlauf nborhaupt 
und den ungededcten spedel!,' und zwar diesen absolut 
wie relativ, zu vermindern, so Teichen zu diesen Zwecken 
die genannten Cautelen vollkommen ans. Dann Iflsst man 
es am Besten dabei bewenden. Es unteiiiegt z. B. gar 
keinem Zweifel, dass die kleinen Banken nicht nur 
weniger Noten in Umlauf haben werden, sondern diese 
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«ach bei grösseren Apoints und bei obligatorischen Cen- 
traleinldsungsstellen in stärkerem Orade mit Münze 

decken müssen. 

Die w e i t e ]• e n R e s t r i c t i o n e n des Gesetzentwurfs 
sind daher in der That für den hier verfolgten 
Zweck entbehrlich. Sie sind aber auch bedenk- 
lich grade aus diesem Grunde, denn sie muthen den 
Banken Opfer zu, welche Tom Standpuncte des Gesetz- 
entwurfe nicht geboten erscheinen, sondern hier zweck- 
los in die Privilegien eingreifen. Sie sind sodann femer 
bedenklich, weil sie die Möglichkeit einr selbst nur zeit- 
weiligen Veniielirung der ungedeckten Noten, gegen das 
wirkliche Verkehrsinteresse, ungebührlich erschweren, 
und endlich, weil sie alle Banken ohne Unterschied in 
dem System der Notensteuer nach einer gleichen, noch 
dazu fiilschen Schablone behandeln, selbst die Preus- 
sische Bank nicht ausgenommen, mit deren wichtigster 
Leistung, ihrer erspriesslichen Creditgewahruug in Krisen, 
es vorbei wäre. 

Bestrictionen wie diejenigen des Gesetzentwui-fs lassen 
sich nur rechtfertigen von zwei sonst sich diametral ge- 
genüber stehenden Gesiehtspuncten auszentwede wenn 
man grade die Preussische Bank dadurch ins 
Herz treffen will, weil man deren practisch 
allein wichtiges unbegrenztes Notenrecht ver- 
wirft und die Function dieser Bank überhaupt tadelt; 
oder wenn man in dem bisherigen Bankwesen i^mgekehrt 
die Decentralisation der Notenausgabe zu 
stark ausgebildet findet und zu Gunsten der 
Gentralisation eingreifen wiU. Ich kann es nur so 
auffassen, dass das Keichskanzleramt sich merkwürdiger 
Weise, ohne es freilich deutlich auszuspreclien , mehr auf 
den ei-sten Standpuuct stellt, obgleich man in manchen 
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Kreisen dem Entwürfe die geheime Absicht zuschreibt, 
der Preussischen Bank grade auf Kosten der anderen 
Banken Vorschub zu leisten. Im Hinblick auf die be< 
kannte, wirklich im höchsten Masse ruhmreiche Ge- 
schichte der Preusdschen Bank seit der Bankordnung 
von 1846 halte ich diese geheime Tendenz, mit der sich 
der Entwurf gegen die Preussische Bank dreht, für einen 
blossen Einfluss der Currencydoctrin mit ihrem falschen 
Dogma von .der Nothwendigkeit der Contingentiiiing. 

Ich kann vielmehr auch die Tendenz Yon Bestrie- 
tionen, wie den vorgeschlagenen — diese Bestrictionen 
selbst keineswegs (s. u.) — nur unter Voraussetzung 
der zweiten Alternative biHigen, wenn man die 
Notenausgabe stärker centralisirenwill, wofür 
allgemeine verkehrspolitische und noch spe- 
cielle solche Grande in Deuts chland bestehen. 
Dann muss man dieses Ziel aber offen bekennen. Die 
unnatOrlich gesuchte formale Gleichstellung aller 
Baaken im Gesetzentwurf ist ja doch das unpassendste. 
Verfohren, denn dabei bldbt der richtige verkehrspo- 
litische Gesichtspunkt, die Banken nach ihren Lei- 
stungen für den Verkehr zu behandeln, ganz un- 
berücksichtigt. Die günstigen Erfahrungen mit 
der Preussischen Bank und die eigenthümliche 
politische und ^irthschaftliche Lage Deutsch- 
lands, sowohl im Inueren wie nach Aussen zu, 
machen es in hohem Masse rathsam, einer stärkeren 
Centralisation der Notenausgabe zuzusteuern, 
dazu dann aber auch schon jetzt die erforderlichen 
gesetzlichen Massregeln zu ergreifen. Von diesem 
Standpunkte aus kann das Ziel kein anderes sein, als 
die Preussische Bank in eine Beichsbank zu 
verwandeln mit privilegirter bevorzugter Stel- 
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lung vor jeder anderen Bank, aber nicht, wenigstens 
jetzt noch nicht, mit einem Noteumonopol, son- 
dern mit Gonservirung und Verbesserung der 
ttbiigen ZetteUMmkei. Die Meiaung der Sachverständigen 
ond deB PubMcoms wendet sich diesem Plan einer Beicfas- 
bank auch arit Vorliebe zn, was in Fragen des Credit- 
Wesens, wo das Vertrauensmoment so bedeutsam ist, 
ins Gewicht fällt. 

Die Restiictionen des GesetKentwurfs könnten 
nurbeim U eher gang zu grCksserer Centralisation 
des Notenumlaufs und cum „gemischten'*, aber 
durch eine Bei chsbank gekrönten Banksystem 
wohl in Frage kommen , iEalls man nur die PreussiBche 
Bank davon frei liesse oder sie denselben wenigstens nur 
mit Moditicationen unterzöge. Indessen bieten sich an- 
dere, einfachere und weniger störende Eestri c- 
tionen für diesen Zweck, welche auch gar nicht mit der 
Beschränkung der ungedeckten Notenausgabe so weit zu 
gehen brauchen, als es der Gesetzentwurf beabsichtigt. 
Selbst wenn man im Uebrigen strict den Plan des Boichs- 
kanzleramts durchführen wollte, sind diese anderen Re- 
strictionen den im Entwurf vorgeschlagenen voizuziehen. 

Der Entwurf hält sich in seinen Restrictionsvorschlägen 
nur an die ungedeckten Noten. Schon dies ist will- 
kOrhch, da neben der Baardeekung die Wechsel- 
deckung ebenso, massgebend ist Eine Bank mit starker 
Deckung von kurzfälligen Wechseln wie die Preussische — 
mehr als der dritte Theil ihrer Wechsel pflegt binnen 15^ 
über die Hälfte binnen 30, über drei Viertel binnen CO 
Tagen abzulaufen — ist selbst bei einem kleineren Baar- 
fonds oft besser fundirt hinsichtlich ihrer lioten, als eine 
Bank mit grösserem Baarfonds und weniger realisirbaren 
Anlagen, wie z. B. die Englische. Eine Bank femer mit 
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einem im VeriiMtaiss 2um Notemmilaiif liolifiB Staami- 
eapital brattdit nur dnen' goingeren Basilimdfi bei ihrer 
flterken Wedtselaida^e , als eine andere Bank mit Idei- 

nerem (jrundcapital. Der Grund ist in beiden Beispielen 
die durchschnittlich tägheh stärkere regelmässige 
RückStrömung der Noten zur Bank zur Abzahlung der 
fälligen Wechsel u. s. w. Ueber diese einfachen und si- 
cheren Begeln des Bank^tiiebs setzt man sieh bei der 
anssehfiessliehenfBemeksiGhtigang der baargedeckten bez. 
ungedeckten Noten hinweg. 

Der Entwurf unterscheidet ferner gar nicht den TJ r^ 
Sprung des Baarvorraths und beachtet nicht das 
Vorhandensein anderer Passivposten neben 
den Noten, wie besonders der stets fälligen Girocapi- 
talien nnd Guthaben, der kurzMigen Depositen, flir 
irdche der Baarfonds doch notoiisch mit als Deekong 
fongirt Dadnreh werden diejenigen Bankmi, welche wie 
neuerdings die Preussische, Frankfurter, der Berliner 
Gassen verein, die Bremer Bank und in geringerem Masse 
einige kleinere, stärkere Posten Guthaben und Depositen 
aufweisen, in einer wenigstens den Tendenzen, welche der 
Gesetzentwurf dann folgerichtig verfolgen müsste, nicht 
entsprechenden Weise begflnstigt Denn sie können für 
die Berechnung des ungedeckten Kotenumlau£B den ganzen 
Baarvorrath vom gesammten Kotennmlanf in Abzug brin- 
gen. Der Entwurf übersieht — oder übergeht V — diesen 
praktisch wichtigen Fall vollstäudig, was bei der im All- 
gemeinen erheblich grösseren Variabilität der Guthaben 
ganz unzulässig ist. Der Berliner Cassenvwein würde 
z. B. bei dieser Beredmungsweise gar kdne, die Frank- 
furter Bank meistens nur einen nnverhlUtnlsBmSssig kleinen 
Tosten ungedeckte Notenaufweisen, wKhrend ihnen dafttr 
mahr Guthaben u. s. w. ungedeckt bleiben, was keines- 
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wegft eine bessere Lage schafft, oft umgekehrt. Schon 
hmraiu ergiebt ach, ivie sehr der Entwurf die Form 
fiber das Wesen der Sache setzt, wenn er dchniiran. 
die ungedeckten Noten httt und wie flieh seine Steoer- 
pläne durch eine einfache formelle (nicht materielle) 
Veränderung des Bankbetriebs und der BucMllhruiig um- 
gehen lassen. Wird es wie in England und Nordamerika 
üblich, die von der Bank im Discontogeschäft gewährten 
Oredite einstweilen im Cl<mtocorrent gutschreiben su lassen, 
und bildet ddi die Venntttlnng der Zahlungen unter den 
Geschäftsleuten efaies Orts durch ümsdureiben in den 
BankbOchem mehr aus, so steigt nicht oder weniger der 
Notenumlauf, sondern der Betrag der Guthaben und 
eventuell nicht der ungedeckte Notenbetrag, sondern der 
ungedeckte Betrag der Guthaben wird grösser: für die 
Lage der Bank ist das dasselbe, für den Einfluss auf 
Geldmarkt, Speeniation u. s. w. auch, aber unsere Gegner 
der Banknoten sind getr(totet! Per Staat mit seiner Be- 
steuerung geht jedoch leer ans. Die Consequenz würde 
dann doch wenigstens verlangen, die ungedeckten 
stets fälligen Guthaben den ungedeckten 
Noten gleichzustellen. 

Ist so die Anknttpfiang aller Bestrictionsmassregdn 
an die ungedeckten Noten schon principiell falsch, 
so shid aucih die weiteren YorschlUge des Entwuife 
unhaltbar. Der Normalbetrag der ungedeckten Noten 
wird in § 14 auf 300 Mill. M., ohne Baiern, festgesetzt 
(mit diesem wohl auf ca. 336 Mill. M.) Diese Summe 
soll mit der gewöhnlichen Steuer von 1 % belegt und auf 
die bestehenden Banken vertheilt werden. Warum 900 
MilL M.? Darüber geben die Motive einen seltsamen 
Aufischluss. Sie gest^en zu, für eine Soh&tzung dieses 
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Betrags fehlen grade in Deutschland und grade- j^tst 
alle halbwegs brauchbaren AnhaltspuHCte. Denn aa den 
iN^hringgB Notepuunlauf, inabemdere an im^ei^n vor 
d«n Kri^, kann Hiaa aldi nioht Ute«, irefl die Q^M* 
wUffimg und die h(9iere Stttekelung die Verhältnisse ganz 
verschieben wird. Der Notenumlauf der allerletzten Jahre 
ist kein richtiger Ausgangspunkt, weil die französische 
Contribution ihm eine ganz unrogelmässige Gestaltung 
gegeben hat. Folgt also, dass man gegenwärtig eine solche 
Ncwalaiernii^tleetBtellen kann? Weit gefohlt! »Unter 
Berttcksiektigung dieser Umatände, fahren die 
MotiTe fort (d. k. also dieser nicht in einer Ziffer sch&ts* 
baren Factoren), dürfte der dem Entwurf zu Grunde ge- 
legte betrag von 3U0 MULM, als dem regelmässigen 
BedarfdesVerkehrs indem gesammteu Beichsgiebiete, 
mit Attsnabme Baiems, entsprechend ansiierkeonea seinl" 
Nnn, vor dieser Logik bezeuge ieh meinen .fiefipecti 

Sagen wir also e»ifiiQh und offen deatsch: die Ziffer von 
300 MiU. M. wird willkakrlick angenommen, weil 
die DurchfUhmng des Contingentirungsprincips einmal 
ohne eine solche ZilTer in der Praxis nicht vor sich gehen 
kann, und weil diese Zahl ungefähr dem Verfasser des 
Gefletaentwurfe zweekmässig erscheint. Das Veifahren ist 
noch un^ch wOlkftkrlicher als die Feetsetxung T(m .l4, 
be& 15 küU. Pi 1^ metalÜBch ungedeckter Koften jn der 
Peersehen Acte die Englisehe Bank, wo man auch 
von einem festen F.rfahrungssatze nur phautasirt hat, 
aber doch noch stabilere Verhältnisse voraus gingen, an 
die uuui ein klein wenig anknüpfen konnte. Das Ver- 
fahren sdiliesst sich wibrdigder Willkühr in der Oesterrekhi- 
sehen Bankaete an, 200 MiU. fl. als sokhe ungedeckte 
Sffer m bestimmen. 

1. Wagner, ZetttltanlcNfiirak 7 
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Der Betrag von 300 Mill. M. soll nur nach dem 
durchschnittliehen Notenumlauf der Banken in den Jahren 
1867-4^ (für die Badisehe and Württembergische 1874) 
Tertheilt ^rd^. * "ß&sie soldie Zugnmdelegimg eis« 
factischen VerhSltnisses hätte £ini^es Ihr fAeh, nur möchte 
der Zeitraum nicht ganz zweckmässig gewählt sein. Eine 
längere Periode, welche günstige und ungünstige Jahre 
zusammen umfasst, z. B. 1864 73, wäre passender. Allein 
ein wesentlicheres Bedenken gegen die Anwendung eines 
solchen Yertheilungsmassstabes ist, dass dabei imOesets- 
entwurfe alle Banken zwar formell gleich, aber eben 
deswegen materiell sehr ungleich behandelt wer- 
den: der schon oftmals zu rügende Hauptmangel des 
Plans. Für das Gros der kleineren Banken habe ich eine 
Fixirung des Notenumlaufs (nicht bloss des ungedeckten) 
nach dem Durchschnittsumlauf mehrerer Jahre (1867 72) 
£rOher selbst empfohlen (System S. 658). Aber die notii- 
wendigen Abwdehungen besonders fStr die grösseren 
Banken , abgesehen Ton der Unanwendbarkdt einer sol- 
chen Begrenzung auf die Preussische Bank, habe ich 
mir nie verhehlt. Zufälliiikeiten aller Art erweisen sich 
bei einer solchen schablonenhaften Behandlung von stö- 
rendem Einflüsse. Für die Badische und Württembergi- 
sche Bank muss ohnedem schon ein anderes Jahr gewählt 
werden. Nadi den Daten des J. 1872 hätte die erstere 
im Yerhältniss zu letzterer einen Antiieil von 92 : 54 zu 
beanspruchen! Die Leipziger Bank, Ende der sechziger 
Jahre grade im Rückgänge , würde besonders beuach- 
theüigt. Auf die Preussische Bank würden ungefähr 63 %, 
also 63 Mill. Thaler des ungedeckten Betrags fallen, — 
etwa so viel, als im Jahre 1865 die Oontingentimngspartei 
im Abgeordnetttihause (Abg. Michaelis, Faucfaer und Ge- 
nossen) der Preussischen Bank gestatten wollte (60 Mill. 
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Thlr.). Haben wir es bei der Wahl dieser ^ern etwa 
mit einer alten Liebe zu thunV 

Die formale Gl ^ehst eil nng aller Bankea, weJehe 
der Gesetzentwurf leetzubalten sucht, erweist sich auch 
hier als ganz unpassend. Es wbre immer nedi besser, 
nach der ungefähren Bedeutung der Banken für den Ver- 
kehr und mit Berücksichtigung ihrer Domicilorte , die 
Summe von 100 Mill. Thlr. zu repartiren, wobei dann 
die Preußsische und die grösseren Mittelbanken (Dresden, 
Leipzig, Frankfurt, die vier süddeutschen, Bremen) ent- 
sprechend ihrer grosseren Wichtigkeit etwas zn begün- 
stigen wären. Bichtilger erscheint es mir aber, auch 
wegen dieser Schwierigkeit der Reparation der 300 Mill. 
M.. Übcrluuipt nicht an eine solche Ziffer und niclit an 
die ungedeckte Notensumnie anzuknüpfen, sondern die 
gewünschte Fixiruog des Notenumlaufs in der unten aus- 
geführten Weise so Toczunehmen, dass jeder einzelnen 
Bank ein Maximum ihres Notenumlaufs, fOr d^ 
sie dann die bankmassige Deckung (ind. des gesetzlichen 
minimalen Drittels Baar) haben muss, vom Gesetze vor- 
geschriel)en wird. Man hätte sich dabei an die ver- 
schiedenen zu berücksichtigenden Umstände zu halten : 
die Bedeutung der Bank für den Verkehr, die 
Grdsse ihres Notenrechts und ihres facti- 
sehen durchschnittlichen Notenumlaufs, die 
Stellung ihres Heimathlandes und Orts u. s. w. 
Man kommt auf diese Weise freilich auch nicht ohne 
Willkühr aus, die aber hier viel weniger Bedenken hat 
und bei der früheren erstmaligen Fixining der Noten- 
rechte gleichfalls vorgekonunen ist. Die grössere Freiheit, 
welche den Banken dabei zu Th^il wird, wird sie leichter 
mit der erfolgenden Beschränkung ihrer Privilegien ver- 
söhnen, und bietet doch sdbst vom Standpunkt derer, 

7» 
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welche stärkere Beschränkung des Notenumlaufs wünschen, 
keine wesentlichen Bedenken, wenn die anderen wichtigen 
Gautelen wirksam sind. Auch das Ziel eines mässigeren 
ungedeckten Notenumlaufs lässt sich auf diesem Umwege 
besser erreichen. Man giebt jedoch dem Verkehrshedürf- 
niss grösseren Spielraom, wenigstens innerhalb der etwas 
weiteren Grenze des Notenreehts einer Bank, die Summe 
des wirklichen Umlaufs und damit das Maximum der un- 
gedeckten Noten mit zu bestimmen. Die für keinen 
rationellen Zweck erforderliche Starrheit einer so 
mechanischen Vorschrift Uber den ungedeckten Noten- 
umlauf, wie im Gesetzentwurfe, wird dabei zum grossen 
VortheQ des Yeik^s vermieden, 
a, DieNotensteuer, insbesondere die niedrige 
Normalsteuer als Finanzmnssregel. 
Auch wenn die im Voripen befürwortete zweck- 
mässigere Methode, den Notenumlauf der Banken auf ein 
Maximum zu begrenzen und dadurch indirect ein Minimum 
des Baarfonds und ein Maximum des ungedeckten Noten- 
betrags (wegen der Dritteldeckung) festzusetzen, in den 
amtlichen Beibrmplan aulgenommen würde, Hesse sich 
der beabsichtigte Besteuerungsmodus anwenden. 
Hinsichthch des einprocentigen Nonnalsteuersatzes macht 
dies gar keine Schwierigkeit: er würde nach der in § 16 
des Entwurfs angegebenen Weise vom factisch un- 
gedeckten Notenumläufe zu berechnen sein. Selbst die 
nverkdirspolitische** höhere Extrasteuer bliebe anwendbar. 
Man kiynnte den Banken z. B. eine Ueberschreitung des, 
B'ixums gegen Entrichtung einer Steuer von S'/a 7o für 
den höhereu, ebenfalls bankiiüissig gedeckten Notenumlauf 
gestatten, was der Forderung von 5 % für den ungedeckten 
Betrag gleichkäme. Ich führe dies hier nur an, nicht 
um das ganze Steuerproject, wie sich gleich zeigen wird, 
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zu empfeMen, sondern um dem Einwände zu 1)egegnen, 
dass dieses Project jene vollends uiilialtbare Berechnung 
des „normalen" ungedeckten Notenumlaufs im Entwürfe 
zur noth wendigen Voraussetzung hat, also mit den 300 
Mill. M. steht und fällt Das ist unrichtig. 

Wie verhalt es sich aber nun mit der fisealischeu 
Bereohtigungi dem Berechnungsmodus und der 
Tolkswirthschaftiichen, oder wie die Motive es 
nennen, mit der Verkehrs politischen Zweckmässig- 
keit der Notensteuer, d. h. des weiteren Contingcutirungs- 
mittels des Gesetzentwurfs? Meines Erachtens ist diese 
Steuer zu verwerfen, sie ist an und für sich sowohl • 
eine unpassende Steuer- als (^tingentirungsliDinn, der 
Beredumngsmodus oder m. a. W. die Sch&tzuag des 
Werths des Notenprivilegs nadi der H5he der un- 
gedeckten Xotenmenge beruht auf einem falschen bank- 
technischen Princip, und sie ist auch den bestehenden 
. Hechten der Banken gegenüber, wenigstens solange die 
Privilegien als giltig anerkannt werden, in Deutschland 
gegenwftirtig rechtlich angreifbar. Unterscheiden wir für 
diese Fragen die niedrige Normalsteuer und die 
hohe Extrasteuer. Erstere hat auch nach den Mo» 
tiven wesentlich nur einen fis ea lisch en Zweck, sie soll 
eine Abgabe für die Gewährung eines einträg- 
lichen Privilegs sein. Die zweite verfolgt vornem- 
lich den verkehrspolitischen Zweck, sie soll in 
Anwendung kommen, solange und soweit der ungedeckte 
Notenumlauf die regelmässigen (d. h« die vom Ent- 
wurf winkQhrlich eiiundenen) Grenzen ttberschreitet: sie 
ist das indirecteContingentirungsmittel, welches 
an die Stelle des sclirotteren, in den Motiven jetzt selbst 
verworfenen Mittels der Peerschen Acte treten soll. Die 
Höhe beider Steuern ist das weniger Wichtige, wenn 



Digitized by Google 



s 



— 102 — 

das Princip dnmal feststellt, so lässt sie sich auch ver- 
ändern und unbeschadet des leitenden Gesichtspuncts des 

Gesetzentwurfs werden andere Sätze als 1 und 5 ^'q für 
die Zusohlagsteuer, etwa auch eine Steigerung in Stufen, 
um den Uebergaog weniger schro^t zu machen, gewählt 
werden können. 

Die Kbnnalsteaer wird in den Motiven zum § 14 
damit gerechtfertigt, dass »ein so dntiligliches Privileg, 
wie das der Beschaffung unverzinslichen Credits mittelst 
der an sich zu den Prärogativen des Staats gehörenden 
Erzeugung von Geldsurrogaten, einen geeigneten Gegen- 
stand der Besteuerung bilde." Die Schlussworte dieses 
Satzes sind vom Standpuncte einer Steuerpolitik aus, 
welche nach der alten fisealischen Regel handelte: Kimm, 
wo etwas ist, unangreifbair. Sonst beweisen sie gar nichts. 
Der ganze Satz aber ist rechtsphflosophisch und volks- 
wirthschaftlich (oder creditwirthschaftlich) im Allgemeinen 
und positivrechtlich speciell, wenn einmal wie in Deutsch- 
land den Banken das Hecht der Notenausgabe, ohne 
Vorbehalt einer besonderen Steuer dafür, ertheilt ist, 
durchaus angreifbar. Die schwierigsten und str^tigsten 
rechtsphilosophischen, creditwirthschaftUchen und Bechts- 
fragen werden darin durch eine blosse Behauptung er- 
ledigt. 

Denn wo ist denn bewiesen worden, dass die Er- 
zeugung von Geldsurrogaten „an sich" (nach dem volks- 
wirthschaftlichen Naturrecht?) zu den Prärogativen des 
Staats gehöre, ohne dass em solches exorbitantes Privileg 
auf ausärtlcldicher gesetzlicher Anerkennung beruht? 
Nicht einmal dasMttnzregal gehdrt „ansieht d^ Staate, 
sondern kraft bestimmter positi\Techtlicher Entwicklung. 
Vollends ein „Regal der Geldsurrogate" wird daher erst 
einer bestimmten gesetzlichen Basis bedürfen oder doch 
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Tnindestens auf uraltem unzweifelhaftem Herkomnm be- 
ruhen mOsseik Was heisst aber ferner „Geldsurrogat'' ? 
Dflxüber süid did ICeinungeii unter Volkswirthen und Ju- 
risten ganz getheilt Die schwierigsten Theorien des Geld- 

und Creditweseus müssen abgehandelt werden, um diesen 
vagen Ausdruck bestimmt zu definiren. Wo liegt das 
Hecht, gerade Banknoten und nicht ein anderes Circula- 
tionsmittel unter dem Namen Geüdsurrogat zu verstehen« 
wo das Recht nur. Banknoten so zu nennen, a]so andere 
Geldsunogate T<m diesem neuen Regal auszneichliessen? 
Wenn man aber willktthrUch genug, unter Geldsurrogat 
nur die Note versteht, wie verliält es sich mit der rechts- 
philosophischen oder wenn man will naturrechtlichen, wie 
mit der positiv-rechtlichen Begründung des Banknoten- 
regals? Dafür bedarf es wieder erst einer gesetzlichen 
Btml Diese fehlt, nebenbei bemerkt, im positiven Staats^ 
r^t vieler Gulturstaaten, Auch in Frenssen ist die 
Sache nidit ganz unzweifelhaft, indem man durch das 
Gesetz vom 17. Juni 1833 wohl nur eine Art Banknoten- 
regal, ein diesem verwandtes Recht, begi-ündet ansehen 
kann (s. mein System 2. Aufl. S. 5 A). Für die einzelnen 
Bundesstaaten ist ein solches Jftegial &st nirgends — eine 
Ausnahme bildet z. 3. Baden ^ anzunehmen. Im Deut- 
schen Reiche kann man ein Banknotenregal erst pro- 
visoriseh begründet ansehen, nemlich durch das mehrfodi 
verlängerte, denmächst wieder ablaufende Gesetz vom 
27. März 1870. Dieses Gesetz hat die Befugniss, Bank- 
noten auszugeben oder dieselbe Dritten zu ertheilen, aus- 
schliesslich dem Norddeutschen Bunde, bez. dem Reiche 
tfbertrag^ ab^r doch nur, soweil^ i4eht splohe Befugnisse 
bisher sfihon von Banken erworben (oder aiich nur; Fe- 
tisch ausgeübt) worden sind (s. mein System S. 13 A). 
Es steht nun freilich nach dem Gesagten dahin, ob 
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und wie weit die einzelnen Landesregiarungen nach 
ihrem Landesrechte befugt gewesen sind, Pri» 
Tilegien zur Notenaiugabe und vollends, wie In Baiem 
durch das Gesetz 1. Juli 1834 § 2 an die Baierisdie 

Hypotheken- und Wechselbank, ausschließsliche Pri- 
vilegien zu ertheilen. Meines Erachtens konnte der Re- 
gierung dieses Keclit bis zum Keichsgesetz v. 27. März 
1870 in manchem deutschen Staate mit Fug bestritten 
und in demjenigen Ländern, we die ActiengeseUschalt 
keiner Staatagenehmigung beduifto, auch ohne solchee 
Privileg eine Zettelhank mtehtet werden. IüIi erinnere 
mich, dass in den Jaliren 1864—65 einmal in Hamburg 
diese Ansicht lebhafte Vertretung fand und nur ein G-e- 
setzvorschlag des Senats an die Bürgerschaft r^ch einen 
Riegel vorzuschieben suchte. Bei der Ertheilung der 
Privilegien hat man es mit diesen heiklen Rechtsfragen 
eben nur nicht so genau genonmien. DiePrivikgieafitind 
auch wohl öfters mehr nach dem Standpunkte der älteren 
Gewerbepolitik als Concessionsertheilungen auf- 
gefasst worden, dabei also am Allerwenigsten ein Ausfluss 
eines Regals, was sonst zu sehr bedenklichen Conclusionen 
hinsichtlich des Wesens einer Concessionsertheilung fuhren 
mOsste. 

Dem sei nun, wie ihm wolle, die Banisen haben 
jeden&ns unbeanstandet die Netennaigabe in ihrem Con- 

cessionsstaate lange Jahre ausgeübt. Nachträglich 
können ihnen während ihrer Dauer ohne ihre Zu- 
stimmung keine Abgaben für die Gewährung des 
noch so einträglichen Bechta zur Notenaus* 
gäbe nen an^Sgelegt werden, wenn dies b^ der £r* 
thieilnng der Confiesaicn nicht auadfackJiieh vorbehalten 
worden ist Ob der Gewinn «ua der Notenausgabe dabei 
ein besonders geeignetes Steuerobjeot ist^ ist fiir diese 
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Fni|;6 eftter ajMfften NotenBteuer ganz gleidigiltig. Die 
Zettelbatiktti kOnneD fter diesen Gewinn nur der all- 
gemeinen Staatsbestenerung (also je nachdem der 

Gewerbe-, Actiengesellschafts-, Einkommensteuer ii. s. w.) 
unterzogen werden. Sollte man selbst die Notensteuer 
als eine beMndere Form der indirecten Besteuerung 
einflihren, bo seheint mir das unhaltbar, denn die erste 
Veranssetzimg d^ indireisten Besteuerung, dads weitfgstens 
mRWahreeheinlicihkeit eine Ab'wftltung der Steuer auf 
die Consumenten , also hier auf die Benutzer des Bank- 
credits erfolgen könne, fehlt hier. (Jedenfalls bei der nie- 
drigen Normalsteuer, anders kann die Sache bei der 
hohen Extrasteoer liegen, was aber dann grade wieder 
g«gen diese Steuer sprechen wtode, s. ti.) S3ne Ab- 
wiUzuBg der Noiraalsteiier beaMehtIgt der Oesetzgeber 
andi gar nicht. ^ Se sdieint mir vem finanzpolitischen 
Gesichtspuncte aus das Project der (normalen) Noten- 
steuer rechtlich verwerflich für iiUe diejeni^ren Banken, 
welche sich dieser Steuer nicht freiwillig fügeil oder we- 
gen der Nothwendigkeit der Concessionsverlängerung 
nidit fOgen mtssen. Wie wir fi^ihet (8. 61) sdion ehrnial 
herroriiob^^ Bchelnt 4er Gesetzgeber nach der Fassung 
des § 19 Nr. 5 Ersteres selbst anzunehmen, ohne dass 
dies ganz klar wird. - • 

Angenommen jedoch, man setzt sich über alle diese 
Bedenken hinweg oder erlangt, wie der Gesetzentwurf 
voraussetzt, «die Zustimmung der Zettelbanken zu einer 
l^esoiidienR, ihnen als solchen au&uerlegenden Steuer: 
so ist diese Pona dör Zettelbankbestenerong durch 
die vorgeschlagene Steuer von den ungedeckten Noten 
wieder eine ganz unbrauchbare. Ich berühre auch hier 
wieder einen oben schon behandelten Punct (S. 52), dass 
die Berechnung des Werthes der Notenprivüegien, welche 
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dieum JfotaBstenerpn^tQi su Gmnde liiegt, vjor&lilt ist 
Auek wenn die Neteastotter naeh deii.MotiTAn „k^ine 

gewöhnliche Gewerbesteuer, sondern eine Abgabe für die 
Ausbeutung eines nutzbaren Privilegs ist" und als solche 
„zugleich ein Gegengewicht gegen die Zinsfreiheit des 
durch ungedeckte Noten aufigenommeoea Credits bilden'' 
soll (welches letztere etitswe AigumeBt auch eine Be- 
steueiluig def nnvensliiflliebeiL GuÜuiben und D^felten 
iBivid'TirteS), -r- ^iieh dann ist die voigesjoUageoe Noten- 
Steuer unpassend und principiell falsch. Das Richtige 
wäre nur eine Besteuerung des Reingewinnes der 
Zettelbank als solcher, d. h. also des aus dem Zettel- 
gesdüifte im Ganzen fliessenden Reingewinnen. Denn 
wegen der früher aehon henroKgeliobeiieii untrennbacen 
■nd ven Oesetz überdies aofldrttoUieh gebotenen Ver» 
biDdung der ungedeckten NeteBemissipn mit 
einem Grundcapital der Bank und mit einem 
eng begrenzten Activgeschäftsk reis, in welchem 
die ungedeckte Notensumme und das Grundcapital allein 
angelegt werden darf, ist jede Berechnung des Gewinnes 
einer Bank Uefls nach der Summe der ungedeckten Noten 
ganz irOgerisdi und nnbrauchbar. Der Awcblasa eder 
dw Beschranknageii in anderen . PawdTgeachaftea bei 
Zettelbanken treten als weitwes Onus hinzu. Die ver- 
schiedenen Banken werden bei dieser Notensteuer durch- 
aus ungleich getroffen unter dem blossen Schein formal 
gleicher Behandlung. Die Banken mit im Verh&ltnifiS 
cum StBumsapital kieinar ungaddcktor- Circulatiaa unid 
gvoeaeB Stammoapital 8|9br /bo<fr im- Y^bältniss aum 
Ge^n, welehea letatm- doch •das fOr sie weaenilidie 
Mciment ist, die anderen in umgekehrter Lage sehr niedrig. 
Die Sächsische, die Oldenbui'gische, die meisten süddeut- 
schen Bauken, um von der wegen ihres Verhältnisses zum 
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Preussisdien Staate anders dastehenden ProuaaiBclien Bank 
flielit zn reden, sehr niedrig, die prens^lien Prayindal- 

banken und fast alle übrigen, die thüringischen ein- 
geschlossen, sehr hoch. Das entspricht nicht einmal dem 
verkehrspoUtischm Gesichtspunete des Gesetzentwürfe 
und ist vom steuerpolitnchen ans geradezu- Tarliehrt: 
«ne umgekehrte Progresstvatener.' 

Das viel ein&ehere und riefatigeie Verlidiren iei, die 
Zettelbanken mit ihrer ohn^n MTentliehen Rechnungs- 
legung vom Reingewinn oder von der Dividende 
zu besteuern. Die Steuer hätte bei einem Ge^^inn 
von 5 oder 6 % zu beginnen und mit höherem Gewinne 
progresfliY zu steigen. Hat die Bank, wie vielfach die 
Ideineren deutsdien Banken, mit demKotengesdiäft nioht 
5 oder 6 % für ihr Grundcapital Terdient, so war eben 
der Wertih des Notenprivilegs itkr fäe dnreh ihre Oe*- 
genleistungen, welche sie im Interesse des 
Verkehrs und der allein durch bankmässige 
Notendeckung gesicherten £iniösbarkeit mit- 
telst Anwendung eines eigenen Oapitals im 
Zettelbankgeschäft gebracht hat, bereits mehr als 
befahlt und dann fiUlt jeder Beehtirtitel fiDir die B»- 
steuemng c«nes einträglichen PifvOegs mit der Einr 
träglichkeit fort. Die üblichen Berechnungen grosser 
Gewinne aus der ungedeckten Notenausgabe, wie sie die 
dilettantischen Gegner des Notenwesens anzustellen pfle- 
gen, leiden alle an dem Grundfehler, die erwähnten Puncto 
zu Ubersehen. Ja, wenn eine Zettetbank gar kein Onmd- 
capital brauchte! Oder wenn sie dieses wenigstens 
beliebig anlegen dftrfle! • Aber Sie mnss Ja die erheb- 
lichsten Beschränkungen mit dem Privileg übernehmen, 
und diese Lasten werden ihr wesentlich in einem öffent- 
lichen Interesse mit auferlegt. Man sehe nur einmal 



Digitized by Google 



— 108 — 



die DarchsdmittsdiTidenden und Actiencurse gerade des 
Gm unserer U^neren Zettelbanken an und wird er- 

t^Uiuiien, wie wenig werthvoll für die meisten von ihnen 
das Notenprivileg ist. Wie der Gesetzentwurf aber jenen 
Irrthum in seinem Steuerproject theilen kann, ist schwer 
begreiflich. 

Somit hätten wir die Verwerflichkeit wenig- 
stens der normalen Notensteuer wohl nach allen 
Seiten erwiesen. Die verkehrspolitische ün- 

genügendheit dieser Steuer erkennen die Motive aber 
selbst an, wenn sie sagen, sie würde, ganz entgegen der 
Haupttendenz des Gesetzes, eher einen Beweggrund zur 
weiteren Steigerung des ungedeckten Notenumlaufs 
bilden. 

b. Die hohe Eztra-Notensteuer als verkehrs- 
politische Massregel der indirecten Gontin- 

gentirung. 

Es bleibt uns jetzt nocli die höhere, verkehrspolitische 
Extrasteuer zu besprechen übrig. Gegen sie sind die- 
selben principiellen rechtlichen Bedenken und gegen ihre 
Berechnungsweise nach der ungedeckten Notensumme die 
nemlichen oben erörterten Einwände zu erheben, wie 
gegen die Normalsteuer. Soweit sde als Finanzmass- 
regel in Betracht kommt, wird sie, rechtlich für zulässig 
befunden, durch die progressive Steuer auf den Rein- 
gewinn aus den durgelegten Gründen viel richtiger ersetzt 
und trifft dann, aber nur dann, die einzelnen Banken 
wirklich nach Massgabe der Einträglichkeit ihres Noten- 
privilegs. Die verkehrspolitische Wirkung, welche 
der Gesetzentwurf sieh von ihr verspricht, muss aber m. 
E. grade zu ihrer Verwerfung führen. 

Diese, den Motiven diametral entgegengesetzte An- 
sicht findet ihre letzte Begründung in meiner principiell 
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verschiedenen Stellung in der Notenfrage vom Standpuiicte 
des Gesetzentwurfs. Dafür verweise ich hier nur auf 
die ei-sten Abschnitte dieser Schrift. Der Gesetzentwurf 
stellt sich eben einfach auf den Standpunct der Gurrency- 
theorie, wie wir gesehen haben, audi in den Motiven ohne 
Spur eines Beweises, und er macht sich die populären 
übertriebenen Anklagen gegen die Entwicklung unseres 
Notenwesens zu eigen. 

Ich will indessen hier von der principiellen Differenz 
der Anschauungen ganz absehen. Es lässt sich auch 
ausserdem zeigen, däss die Absieht des Entwürfe, die 
doch deutlich in der Gontingentirung, in der Aufwär- 
mung der Peerschen Acte in etwas anderer Form, liegt, 
bei den kleineren und mittleren Banken auf an- 
dere Weise zweckmässiger und weniger stö- 
rend für den Verkehr erreicht wird, bei der Preus- 
sischen Bank aber schon in deren jetziger Stellung 
und ebenso in ihrer hoffentlich doch zu erreichenden 
Stellung als Reichsbank, nur ttberwiegend nach- 
theilige, verkehrspolitische Folgen hätte: die 
wichtigste, erspriesslichste Function dieser Bank würde 
unterbunden durch einen ganz mechanischen Ein- 
griff in die Bank Verwaltung. Hier gilt Lord Ashbui ton's 
Wort gegen die PeeFsche Acte: es kann keine absur- 
dere Vermessenheit geben, als in solchen Dingen einen 
Mechanismus an Stelle des menschlichen Verstands zu 
setzen. 

Für die mittleren und kleineren Banken ist nach 
dem Früheren eine feste Begrenzung ihres Maxi- 
malnotenumlaufs nur zweckmässig und geboten, wenn 
man, nach dem von mir hier vertretenen Standpuncte, 
auf grössere Centralisation der Notenausgabe hin- 
steuert, nicht vom Standpuncte des in dieser Frage in- 
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difterenten Gesetzeiitwui-fe. Der Zweck wird aber dann 
viel einfacher und besser dadurch erreicht, dass diesen 
Banken nach unsenn ülUierBn Vorschlage ein fixir- 
tes Notenrecht mit bankmftssiger Deckung 
verliehen irird. Hfllt man sieh znr Bemeq^ung dieses 
Notenrechta an die angegebenen Momente (S^ 99), gewährt 
demgeniiiss aucli den wichtigeren Banken, als einer 
zwischen der Preussischen (Keichsbank) und den kleinen 
Banken in der Mitte stehenden Gruppe, etwas 
weitere Beiugnisse, so kann eine Modiäcation der er- 
theilten Notenprivilegien, welche bei den Banken mit un- 
begrenztem Beehte und in geringem Maaae bei anderen 
nflthig wOrde, keinem emstlichen Widerstande begegnen. 
Sie lässt sich mit den staatlichen Uoheitsrechten des 
Reichs begründen. 

Ich würde demgemitss vorschlagen, das falsche 
Princip der formal gleichen und dadurch ma- 
teriell sehr ungleichen Behandlung der beste- 
henden Zettidbanken in der Beformgesetzgebong ganz 
fallen zu lassen, und zwar nicht nur hinsichtlich der 
Preussischen Bank gegenüber allen anderen Banken, son- 
dern auch in Betretf d e r letzteren unter einander. 
Nur so wird man den realen Verhältnissen gerecht und 
verfällt nicht in absichtliche Fictionen. So unnatürlich 
es ist,. ohne Bücksicht auf ihre Verkehrsleistun- 
gen die Preussische und irgend eine andere Bank bis zur 
Bück^urger herab, gleichzustellen, oder etwa gar für 
letztere und die Preussisclie Bank dieselben gesetzlichen 
Normen in Aussiebt zu nehmen, nur weil es einst auch 
der Schaumburg-Lippe'schen Regierung beliebt hat, der 
dortigen Bank ein „unbegrenztes*^ (nebenbei bemerkt, so- 
gar auf die verschiedensten Währungen und Münzfüsse 
lautendes) Becht zur Notenausgabe zu gewähren, — nicht 
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viel weniger unnatürlich ist doch die fonnal gleiche Be- 
handlung der Sächsischen mit der Geraer Bank und was 
dergleidien muideriiche CooBeqnenzen des GesetzeBtimiTb 
sind. 

Benmech würden die Qbrigen Zettelbanken -etwa in 

drei Gruppen zu bringen »ein, die sich nach dem con- 
creten Zustande leicht bilden lassen: Mi tt el b anke n, 
Localbanken, kleinstaatliche Banken. Nur hin- 
sichtlieh einer einzigen Bank, der Hannoverischen, 
kann man iwdfblhaft sein, wohin sie gäiQrt leb wttrde 
ihr jetzt auch nur die etwas erweiterten Beftignisse einer 
prenssiscfhen Provinzialbank einränmen. Diese Bank war 
schon vor der Annexion HcUinovers zu keiner besonderu 
Entwicklung gelangt. Seitdem ist sie für diese Provinz 
von noch geringerer Bedeutung durch die Ausdehnung des 
Fihahietzes der Preussischen Bank geworden. 

Also erstens die Gruppe der 8 Mittelbanken, be* 
stehend aus den 6 Banken der fttnf grosseren Mittel- 
staaten, nemlich der Baierischen, der Sächsischen 
und Leipziger, der Württembergischen, Badi- 
schen und Darmstädter, fenier aus derFrankfur- 
ter und Bremer Bank, mit Rücksicht auf die mass- 
gebende Bedeutung ihrer Pl&tze und auf die tachtige 
Ldtung dieser beiden Banken. FQr Baiem bcbält schon 
der Entwurf eine besondere Anordnung vor. Legt man 
das Terhaltniss der baierischen zur übrigen Reichsbe- 
völkerung zu Gnmde, so würde Baiern, gegenüber den 
300 Mill. Mark für das Reich, etwa 36 Hill. Mark unge- 
deckter Noten für seine Bank beanspruchen können, ent- 
sprechend einem Maximalnotenumlauf von 54 Mill. Mark 
bei Dritteldeekung. Mein Vorschlag, die bisher s^ be- 
schriinkte Baierische Bank der Sächsischen in Zukunft 
gleichzustellen, gewährt ei-sterer noch eine etwas grössere 
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Befugniss. Es wird alsdann aber dieser Bank auch die 
Bedingung zu stellen sein, auf das ihr nach dem baieii- 
scbeR Q«setie vtm 1. Joli 1884 Art. 2 fttr den Umfang 
Baieras zuBteh^de Beeht, allein Koten anszageben, an»- 
drttcUicfa ztt Terzlchten. 

Die ttMgen 7 Ifittc^anken werden aber mit lUlek- 
sicht auf die Goldwährung: und die Beseitijxinig der Noten 
unter 100 Mark und um die Centralisation des Noten- 
wesens wenigstens etwas zu befördern, nur etwas kleinere 
Notenroehte behalten können, als ihrem Umlauf in der 
neuesten Zeit enlq»rioht Die L^padger, Bremer und 
Frankfiirter Bank jedoch bedttrÜBn bei der Bedeutung ihrer 
Plfttze, dem Alter und der Leitung der Anstalten nur 
einer kleineren Einschränkung; die Frankfurtei Bank ins- 
besondere auch deswegen nur, weil schon bisher ihre 
Koten, zumal in neuester Zeit, vomemlich aus höheren 
ApointB bestehen. Die Beschränkung, weklie mein Voi^ 
schlag allen- Mittelbahken zumithet, g^t noch nkht so 
weit, als die den Einzelstaaten bei der Papiergelderrege- 
lung aufgelegte. Aus leicht begreiflichen Compromissrück- 
sichten weiche icli übrigens hier von der Behandlung der 
Frage der Mittelbankeu in meinem System etwas ab (S. 
646 ff.)- 

Die Notenbefiigniss, welche ich den Mittelbanken er- 
halten zu sehen wttnsche, ist allerdingB bedeutend weiter, 
als diejenige des Gesetzentwurfe. Aber letzter» stellt 

auch gerade an diese Banken, welche am meisten davon 
getroffen würden, meines Erachtens zu grosse Anforde- 
rungen der Kestriction. Das scheint mir das öffentliche 
Interesse nicht zu verlangen und das erschwert das ein- 
mal gebotene gesetzliche Vorgehen gegen die Privi- 
legien. Unter Voraussetzung der tibrigen Gautden wird 
der Notenumlauf dieser Banken nicht so leicht auf der 
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Höhe ihres neuen Notenrechts sich erhalten, was die 
Gegner der grösseren Notencirculation beruhigen kann. 
Andrei-seits bietet sich diesen Banken In der Yoraussicht- 
üehen Differenz zwisclm ihrem Notepre^t uad ihrer 
wirkliehen drcnlation eine Art MNotenreeerve*, auf 
welche de ahne die Notensteoer in 6eldkl«Bineii zurück- 
greifen können. Der Zulassung einer noch höheren P^mis- 
sion, wie im Gesetzentwui-f, wird es demnach kaum be- 
dfUrüen. Bleibt die gesetzlich aufzulegende Beschränkung 
gegenüber dem Privileg und der factischen AuBttbung des- 
selben endlidi se sütasig, wie ioh es beantrage, so wird 
sie nicht als ungereohte YerletKung ausgelegt werden 
können. Ist aber diesen Banken einmal durch die Ge- 
setzgebung eine richtige Stellung gegeben, was aus nahe- 
liegenden verkehrspohtischen, politischen und privatrecht- 
licben Gründen am Schwierigsten ist, so ist es unverhält- 
nissmässig leichter, zu Gunsten der Preussischen oder 
Beichsbank die nothwendigen abweichenden Yorschriften 
xfk treffen und andrerseits die ttbrigen kleinen Banken in 
die sweekm&ssigen Sehranken zu bringen. 

Die zweite Gruppe bilden dann 16 kleine Banken, 
mit schüu bisher nach Eecht und Wirklichkeit wesentlich 
rein localem, höchstens provincialem Charakter, 
(Gruj^ der nLocalbanken"}« Als 17te würde die Han- 
noversche Bank hinzutreten. Sonst gehören hierher 
die 8 sogen. Privatbanken in den älteren preuasiscfaen 
Proyinxen (die Aetienbanken von Banz ig, Posen, 
Stettin — Ritterschaftliche Privatbank — , Berlin — 
Berliner Casseri verein, der am Ersten auf sein Noten- 
recht ganz verzichten dürfte — , Magdeburg, Cöln, 
die Städtische Bank zu Breslau und die communal- 
Btftndische der Oberlausitz m Görlitsk) Die Notenbe- 
logniss aUttr dieser Banken, Je 1 MilL Thk.^ steht auf 

k. W»sii«r, Mtalbaiiknlinni. 8 
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Kündigung, indessen wird unter den obwaltenden Ver- 
hältnissen auch ihnen dieselbe bis auf Weiteres zu be- 
lassen sein — und wohl auch unverkürzt Dasselbe er- 
Bchemt Biilissig bei dem Leipziger Gassenverein 
und dev Bautzea^r Bank mit je 1, der Chemnitzer 
Stadtbank mit 0.', der Baste k«r Bank mit 1.**, 
den beiden Ltlbecker Banken mit je O.* Mill. Thhr. 
Das Recht der lloiiiburg^ir Landesbauk von 1 Mill. fl. 
bei ungefähr halb so hohem wirklichen Umlauf, darf wohl 
auf 1 Mill. Mark, dasjenige der Oldenburger Landes-! 
bank, das oAmehin 1878 abliefe, bei der Kleinheit des 
Landes nnd setaier Gesehäfito nmi dem sehr Udnen ein- 
gezahlten Capital der Bank (0> UfiU. Thlr.) von 2 Min. 
Thlr. auf 1 Mill. Thlr. reducirt werden. EndHch kann 
der Hannoverschen Bank eine Beschränkung ihres jetzt 
4.'^ Mill. Thlr. betragenden Notenrechts bei einem Durch- 
SChnittsumlauf von 2.* Mill. Thlr. in 1867—1869, von 4.1« 
in 1872 und ywl 3.^ MiU. Xhir. in 1874 auf 8 Mill. Mark 
im Veii^eidi m den Besduünknngen der Mitlelbankeiinnd 
der gleich zn erwähnenden kleinstaatlichen Banken weU 
auch zugemuthet werden. Der Umfang des Notenrechts,- 
welches diesen 17 Loealbanken bliebe, ist freilicli um 
die Hälfte höher, als nach dem Gesetzentwurfe, umfasst 
aber immer noch eine so kleine Totalsumme^ welche sich 
grade bei dieseoDi Banken üsctaach wegen der besproehenien 
Cautelen noch yennindem dOxfte, dass dieser Veraehlag 
doch keinerlei ernste Bedenken hat. Der Gesetzentwurf 
abergiebtdiesen Banken ein so unbedeutendes neues Noten- 
recht, dass dasselbe iüi- die einen fast werthlos, für die 
anderen mit längerem Privileg eine harte Verküi'zung wäre. 

Die dritte und letzte Gruppe von Banken endlich 
umiasstdie 8 kleinstaatlichen suDessan, Braun- 
schweig, Backeburg, Weimar, Gotha, Gera, 
Meiningen, Sondershausen, sämmtlich Anstalten, 
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welche in ihren kleinen Staaten wesentlich mit Rücksicht 
auf auswärtigen Gesehäftsb^tEieb errichtet 
wurden. Sie verdanken insofern eineis UBvesantwortlichen 
Ideiattaatlichep Ueberiiebimg ihre Existenz. Sie haben 
durch den Mangel von EtnlAsmigdstdlea an , grossen 
Plätzen *- nur wenige läsen noch in Leipzig ein am 
Meisten zur Discreditirunj? und Unpopiilantät ihres und 
dadurch bis zu einem gewissen Grade überhaupt des 
Notenwesens der Banken (mit Ausnahme der Preussischen) 
in Deutschland beiigetnigen, viele darunter sind die Mfttter 
der „wilden^ Koten. Ehuge von änen, besonders die 
Meininger „Mitteldeutsche Credttbank'% die 
Sondershftuser „Thüringisehe^ die Geraer, die 
Btickeburger „Niedersächsische'' betreiben mit 
dem Notengeschäft unvereinbare sonstige Geschäfte. Die 
Meininger Bank ist nidits Anderes als eine der be- 
deutendsten, aber keineswep besten deutschen „Creditr 
anstalten^S eine grosse Emissions^ und GrUndungsbank, 
welche dnrch fonniile Abtrennung des Noteageschlifls mit 
seiner Deckung (Baar und Wechsel) von ihren anderen 
Geschäften jenem noch keine genügende Sicherung ge- 
währt. Die Dessauer und zum Theil auch die Biaun- 
schweiger Bank haben keine schöne Vergangenheit liinter 
sich. Allerdings sind diese Banken ansnahmrios besser 
als ihr Bul, sie haben nach manchen harten Eifiihrangen, 
ohne übrigens je mit der NoteneinlOsung zu stocken, alle 
einen solideren Weg, wenigstens für das Notengeschäft, 
eingeschlagen, dem Verkehr doch auch vielfach genützt 
und allmälig eine feste Basis für ein solides kleineres 
Geschäft erlangt. Die Weimarer, Gothaer schon 
lange, die Braunschweiger, Dessauer wenigstens 
in neuerer Zeit nehmen mehr und mehr die Stellung 
ordentlicher Loealbanken ein. Aber, den un- 

8* 
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natürlichen Ursprung können sie alle noch heute nicht 
ganz verläugnen. Sie sind in Krisen (allerdings nicht 
allein, Dannstädter u. a. m.) wenig widerstandsfähig. 
Nicht dass sie in Zahlungssuspension zu geratben drohten, 
aber sie mttssen die Vorschüsse grade in der scfalinunsten 
Zeit einziehen (Gera^ Gotha, Weimar 1866 in Leipzig ! 
S. m. System S. 359.) Auch sind sie, wenngleich wieder- 
um nicht allein, in Klemmen meist auf die Preussische 
Bank angewiesen, von der sie dann durch Berliner 
Banqmers Münze beziehen und bei der sie ihre discon- 
tirten langsichtigen Wechsel redisoontiren lassen. SoU 
es doch die Praxis mancher Banken geworden sdn, um 
solche Operationen leichter unentdeckt ausführen zu 
können, die Wechsel in bianco giriren zu lassen. Kurz, 
erwägt man alle diese Umstände, so wird eine etwas 
stärkere gesetzliche Beschränkung derJ^oten- 
rechte dieser Banken Ton Boichs wegen am 
Ersten zu rechtfertigen sein, audi wenn man 
nicht in das allgemeine llbertriebene Verdammungsurtheil 
über sie einstimmt. Die stricte Interpretation der doch 
nur t e r r i 1 0 r i a 1 r e c h t Ii c h g i 1 ti ge n Privilegien, welche 
eben deswegen keinen erheblichen Werth haben, wüide 
dieses Verfahren grade bei diesen Anstalten gleichfalls 
zulässig eirschein^ lassen. So erhebliche Verkehrsinter* 
essen, wie die MHtelbanken, haben diese kleinstaatiichen 
eben auch heute noch nicht gegen eine stärkere Be- 
schränkung ihrer Notenrechte geltend zu machen. Credit- 
anstalten wie die Meinin^rer und Bückeburger, mit 8 bez. 
6 Mill. Thlr. Notenausgabe, sind ein Unfug. Ich würde 
daher vorschlagen, diese Banken im Gesetze auf zwei 
D r i tt el ihrer Notencirculation im Durchschnitte der Jahre 
1867— *1869 fest zu beschränken, bankmässige 
und Dritteldeckung Toraosgesetzt, auch hier aber mit 
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der Modalität, dass der auf hunderttausend Mark nach oben 
zu abgei-undete Betrag des Notenrechts, welcher sich nach 
jenem Durchschnitte ergiebt, ins Gesetz selbst eingestellt wür- 
de. Dieser Plan reducirt die Notenbefugnisse der genannten 
8 Banken thatsächlich in demselben Masse wie der Gesetz- 
entwurf. Wird das gesetzliche Vorzugsrecht der Noten vor 
den anderen Passiven anerkannt, so hat die weitere Ge- 
schäftsbefugniss einzelner dieser Banken weniger Bedenken 
bei einer kleineren ihrer gestatteten Notenausgabe. 

Die Annahme meiner Vorschläge würde im Vergleich 
mit den bisherigen Hechten, dem factischen Zustande und 
dem Plane des Gesetzentwurfs zu folgender Gestaltung führen, 
die Daten in Mill. Mark. Die Preussische Bank füge ich hinzu. 
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Die Ber64^hnungen des Durchschnitts der Jahre 
1867 — 1860 und des hiernach dem Gesetzentvnirf zufolge 
sich erge])enden Notenrechts der einzelnen Banken ent- 
nehme ich der Denkschrift der kleineren Zettelbanken 
„Zur Beleuchtung des Bankgesetzentwurfe." 

Das Becht zur Notenausgabe ist hier auch ftkr den 
Plan des Gesetzentwuiüs in der hei uns tkhlidien Weise, 
nemlich nicht nach dem ungedeckten Betrage, sondern 
nach dem Maxi nialnmfange unter Voraussetzung 
der Dritteldeckung berechnet. Der -wirkliche Noten- 
umlauf könnte auch nach dem Gesetzentwurf bei einer 
stärkeren Baardeckung höher sein. Die bedeutend 
grössere Notenausgabe, besonders der letzten Jahre und 
namentlich der Preussischen Bank, ist auch iresentlich 
-die l^olge des grösseren Baarvorraths gewesen. Die auch 
nach dem absohiten Betrage auffälhg starke Zunahme 
des Notenumlaufs der Mittelbanken von 1867—1869 bis 
1874 findet ihre Erklänmg vomemlich in der erst nach 
der ersteren Periode erfolgten Eröffnung der Badischen 
und* Wfirttembergischen Bank und der grossen seitdem 
eingetretenen Entwickhing der Sächsischen Bänk. 

Bechnet man mit dem Gesetzentwurf auf der Basis 
des ungedeckten Notenumlaufs, so würden die 8 
Mittelbanken nach dem amtliclicu Plane 103.^ (incl. 3ö 
Mill. Mark ftlr die Baierische Bank), nach meinem 177, 
die 8 kleinstaatlichen bez. 20.^ und 20,\ die 17 Local- 
banken bez. 21.^ und 34.^ und alle 33 Banken bez. 145> 
und 281.' (ohne die Baierische Bank bez. 109.* und 191.*) 
Hill. Mark ungedeckte Noten im Maxlmuin ausgeben 
dürfen. 

Die Daten zeigen, welche masslos weitgehende 
Einschränkung des Notenumlaufs der Gesetz- 
entwurf der Gesammtheit der Banken, damit aber auch 
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4- dem Verkehr, whb den Bedarf an GircaUtions- 
mitteln, und dem Credite der .Gesehftftswelt, 
was die Greditgewfthrung der- Zettelbanken an die- 
selbe anlangt, aofzwingen wiU. FOr die Beurtheilung 

der grossen Differenz zwischen dem factischen Notenum- 
läufe der letzten Jahre und dem Notenrecht, welches den 
Banken nach dem Gesetzentwurfe und auch nach meinem 
Vorschlage gewahrt wQrde, ist allerdings deac Umstand 
nicht zu. Qhersehen, dass neuerdings der .Gesammtnmlauf 
in viel stftrkeran Betrage als zu ) baargedeckt ist, wie 
für die Berechnung des Notenrechts angenommen wurde. 
Immerhin aber liegt die Sache doch so, dass der Gesetz- 
entwurf, selbst unter der vorausgesetzten starken Er- 
weitening des Emissionsrechts der Baierischen Bank, 
sftmmtlichen^ Bauken (also exd Preuswsche Bank) nur 
einoi un^^eckten Notenbetrag von 146 MiU. Mark sur 
l%igen Normalnotensteuer gestaltet Jede wettere Note 
mttsste mit 5 Vo bezahlt werden. Dazu tritt die der 
Preussischen Bank zugemuthete Einschränkung auf bloss 
190 Mill. Mark ungedeckten Umlauf! Diese Daten werden 
bei unbefangener Prüfung die Ueberzeugung gewähi-en, 
.dass das Froject des Beichskanzleramts doch ein sehr 
gewagtes Experiment niqht den Banken allein, 
sondern, was so. leicht ftbenieben wird, demgesammten 
deutschen Verkehr ansinnt. 

Mein Vorschlag geht lange nicht so weit, schliesst 
sich aber den realen Verhältnissen mehr an, u. A. auch 
dadurch, dass er nicht im Streben nach formal gleicher, 
desshalb mate^ell ungleicher Behandlung der Banken, 
die Verminderung des Maximums des ungedeckten Noten- 
umlauf, bei allen Banken in gleicher Pro^ortipii. erzwingen 
will, sondern geringere Anforderungen in dieser Hinsicht 
an die grösseren Banken stellt, welche eben füi- den Ver- 
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kehr am Meisten Bedüi-äiißs sind. Die relativ stärkere 
Einschfinkiing dea Notenumlaiifa der kMaatastlidieii 
Banken hat entsdiieden weniger fiedoiken. Andi Ich 
nehme tbrigens an, dass der wirUklie Notennmhiiif dem« 

nächst hinter dem Betrage des von mir vorgeschlagenen 
Kotenrechts von ca. 347 Mill. Mark zurückbleiben wii'd. 
Hierauf werden die mehrgenannten Cautelen hinwirken. 
Das genügt aber auch vollständig. 

Die Anwendung des Gontingentirnn.g8Yor- 
schlags des Gesetzentwürfe auf die mittleren nnd 
kleinen Banken glaubeich somit als nnzweckmässig 
und störend nachye wiesen zu haben. Die Repartition 
der auf diese Banken lallenden Quote von 300, bez. 336 
Mill. Mark ungedeckter Noten, welche der Normalsteuer 
von 1% unterliegen solleoi wttrde die Circulation und die 
gewohnte Creditgewähmng migeb&hriieh beBchränken. IMe 
ZulasBong einer höheren 'Bmksaon gegen Zahlung der 
Extrasteuer leistet hiergegen keine Abhitfe und ist für 
diese Banken meistens ganz unpraktisch. Viel zweckmässi- 
ger wird die Notenreserve, welche mein Plan wenigstens 
den grösseren, den Mittelbanken gewährt, für diese und 
den Verkehr als Hilfsmittel in GekUdemmen dienen, ohne 
dass irgend ein bereehtigiae Interesse verlelst wivd. 

Nocb schlimmer wttrde sich aber die. Saehlage für 
die Preussische Bank und daAut ihr noch viel wichti- 
gere Verke hrsinteressen gestalten, wenn diese Bank 
und diese Interessen dem Froject, man sagt nicht zu 
viel, geopfert würden. Hier berühre ich den Punct, 
der mich, glaube ich, zu der Anaahme berechtigt, dass in 
der That der Hauptstoss* des Gesetzentwurfs 
der PreusBiSGhen Bauk güt» so unbegreifiidi es ist, 
dass dies von preussischen Staats- und Finanzmimlem 
geduldet, oder gar von ihnen zumeist beabsichtigt wird. 
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Diese M&nner arbeiten dann in der Tkuii niefet pour le 
roi de Fmse, mdem kider f&r die deooitralistiseliBiiiuid 
partieiilaiistifiehen TesdeiBen im dentadMii Geld» und 
Greditfwk^. 6toschiebt dieser Schritt anch in der Gon* 

Sequenz des theoretischen Standpuncts, so mag sich zwar 
der Theoretiker darüber freuen, dass selbst auf diesem 
. Gebiete des reinen Kealismus einmal die Ideen obsiegen. 
Aber ein Pyrrhossiog falscher Ideok)gie üb« berech- 
tigten BealismoB 1»t dodi aacfa fttr doi Theoretiker nur 
Bedenken. 

Die Preussische Bank kitte naek dem Gesetzent- 
würfe Anspruch auf ca. 190 Mill. Mark ungedeckter Noten 
gegen 1% Normal-Notensteuer, entsprechend bei dem ge- 
setzlichen minimalen Baardiittel einer Notenausgabe von 
ca. 285 MiU. Mark, oder ea. d& MüL Thk. Jede Note 
mehr eitieiflehte ToUe MetaUdeeknng oder zahlte 5% No- 
tenstener. Der irirldidie Netamimlanf - der Baak betmg 
nnn seit 1862 immer mehr, als diese Ziffer, nemliek 18^ 
im Dur eil schnitt des Jalires schon 95, 1862 100. s, 
1863—65 (auch i. D.) 116, 1866 122.6, 1867 -69 137.T, 
1870-73 bez. 163.3, 202.4, 253.a, 290.5, Maximum 1873 
(7. Apr.) 842.a,' seitdem iregen der Vennehrung der Reiclis* 
und Staatsguthaben in der Bank imd wegen der Abnahme 
der Wechselbestiinde selten mehr als aOO, meialBTO--^ 
WSl. Thlr. ' DiesBt Notenumlaiif ist ft^cb sckon fiüher 
immer erheblicli stärker als zu dem gesetzlichen Mini- 
maldrittel, meistens zu immer mindestens zu Vt 
auch vor dem französischen Kriege baargedcckt gewesen, 
seitdem noch stärker, z. B. im Jahre 1873 durchachnittr 
lieh mit 288.1 lifill. Thlr. haar (ind. Caaaenanwehnuigen 
u. s. w.) oder zu 78.4% und mm mm selbst den gaiMsen 
starken Beirag der Guthaben (80.t MflL TUr. i. D. ton 
1873), welcher in neuester Zeit den Notenumlauf vermin- 
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dert und den Baarfond mitgefüllt hat, von letzterem ab- 
zieht, so bleibt immer noch eine Baardeckung von 138. s 
MiU. TlOr. oder 47.f %. Seit 1873 ist diese Deckw« im 
Genasen foitscfamtvDd .gOoßtiger gewonlen, nater der Ab- 
netoe- des Gesdifillevffileeto. 

• Es wird nun geltend gemacht, dass unter Voraus- 
setzung einer factisch stärkeren als der Dritteldeckung 
auch in Zukunft der Notenumlauf der Preussischen Bank 
höher sein könne und sicher höher sein werde, als 95 MiU, 
Thlr. Das ist seUwtverstäiuUichY a)>er beweist dttrehau« 
aiehts £Qr den Oesetmfcwnif; Denn fQr die Verkehrs- 
bednrfnisse etebt aus der NotenatUSgabe nidit 
mehr zur Verfügung als die ca. 64 Mill. Thlr. an ge- 
deckte Noten, es mtissten denn, worauf in Zukunft nicht 
einmal irgend regelmässig oder in bedeiiteiulem Umfange 
« zu rechnen ist, Reichs- und Staaluiguthaben, ivjie jüngst, 
Metatt. in. die Bank Kduen, desBeo fimr^pbnung in die 
g98eA»Ui)i|ie NoteiideclEiing . ojto^bin wir einet .Ihconsequenz 

Gesetzgebers zulassen könnte, wie ich oben sehen 
bemerkte. Hiervon abgesehen muss die Vermehrung 
der Noten zu Zwecken der Disco^itirung der 5%igen 
Jiotensteuer unterliegen. 

fiien^iter leiden nun entschieden zu Zeiten zwei 
wiektlge .Intere88ea.d,es V,^xke.bt8.:„wesentUch, 
einmal d^r.Aedarf^naitli einer. ,gr (Miseren Menge Gir- 
cnlationsmiittel in Notenform,: ierßpc der Bedarf 
nach stärkerem Bankcredite. Hinsichtlich des ersten 
Punktes ist Eines nicht zu übersehen: die nothweudige 
Verminderung des Notenumlaufs, welche in Folge der 
j^chöhung des niedrigsten Notenstücks auf 100 Mark aller- 
dinp. uETenntidlifib vnpn Verk^ erdi^det werden mnas, 
tiiffl; dep bisberigen Ifotennmlaiif jder Preussischen Bank 
nur in ^anz geringem Masse. Denn Yon denNoten dieser 
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Bank lauten schon bisher mir 10 MiU. Thlr. auf 10 Thir,, 
8— 4*/o des Notenumlattä der letzM Jahre^ die 25 Thlr.- 
Koten betragen 18^20 % und liesflen sich angeeiclits der 
Preisstei^eraBgen weh! metetens durch 100 M .-Neten er- 
setzen, 70—75 % der Noten bestanden aus 50- und be- 
sondei*s aus 100- und 500-Thaleiscliemen. Diese hohen 
Stücke fugten sich in den Kotenumlauf bei der neuen 
Währung leidit ein. Sie werden aber jetat gr&sstentheüB 
nur unter Yorausseteung voller Golddeckung Euge- 
lassen. Wir werden daher !n einer Zdt, wo wir so wie 
80 alle Noth haben, Gold genug fltr unseren Oirculations- 
bedarf zu erhalten, gezwungen , im Effecte einen bedeu- 
tenden Tlieil der grossen Noten der Preussischen Bank 
durch Gold zu ersetzen, denn darauf läuft ja die Be- 
schränkung des ungedeckten NotenumlaufiB der Bank auf 
64 Mill. TUr. hinaus. Eine in diesem Augenblii^e grade 
sehr yerk^rte PetHfli, die, eonsequent durchgeftthrt, einen 
sehr starken Druck auf unsere ganze Volkswirthschaft 
ausüben muss! Und warum? Weil es so die Laune des 
Gesetzgebers mit sich bringt, ohne irgend ein sachliches 
Interesse der Volkswirthschaft. 

Ebenso ungünstig fallt das Urtheil über die andere 
Folge jöner BesdiriUikuttg der Preussischen Bank aus. 
Die indhrecte Oontingentirung durch dtie'bShere Extra- 
steuer auf die grössere ungedeckte Kotenausgabe wirkt 
hier im Wesentlichen ebenso nachtheilig, wenn sie auch 
ein wenig schmiegsamer ist als die directe Oontingentirung 
durch die Peersche Acte. Von dieser letzteren sagen die 
Motive aber jetzt selbst: „nach den gemachten Erfahrungen 
kanneuiesolche feste Grenaeinkrl'tischen Zeit- 
läuften nicht inne gehalten werden und durch 
ihr Bestehen führt sie eine den gesammten Ver- 
kehr hemmende Beängstigung des Publicums 
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herbei, sobald der ungedeckte Notenumlauf 
sich der ihm gesteckten Grenze nähert*. Dieses 
Bekenntniss ist im Munde des Verfassers der Motive sehr 

erfreulich. Unsere deutschen Currencytheoretiker sahen 
die Sache nicht immer so an. Aber um so auffallender 
ist es, dass sie sich einbilden, bei dem Project der hohen 
Notensteuer werde nicht ganz dieselbe Erscheinung ein- 
treten. Dessen sieher zu sein, dazu gehört nicht viel 
Frophetengabe. 

Wie das Project wirken wird, kann man' fttr die 
Preussische Bank an den Daten ihrer Status während der 
grossen politischen Krisen von 1866 und 1870 förmlich 
experimentell nachweisen. Denn nothwendig müssen sich 
die Dinge in Zukunft ganz ähnlich gestalten (S. über 1866 
mein System S. 364—370, Uber 1870 ib. S. 707). Prüfen 
wir den Erfolg an ein paar Daten des Sommers 1870. 
Den kleinen damaligen Betrag von 2—8 Mill. Thlr. Gassen- 
anweisungen u. s. w. schlage ich zum ßaarvorrath ; in Zu- 
kunft werden die unfundirten Reichscassenscheine, ein 
Theü des gesetzlichen Baarfonds (!) , vollends bei ihrer 
grossen Masse ja auch leicht in die Bank strömen 1 Die 
10 MilL Thlr. in Zehnthalemoten, die später fehlen mOssten, 
bringe ich beun Baarrorrath und beim Notenumlauf in 
Abeug. Der Rest der Noten, aus 25 Thlr.- und höheren 
Seheinen bestehend, würde auch später bei uns in Form 
von Scheinen von 100 M. und darüber umlaufen können, 
genügenden Baarvorrath vorausgesetzt. Den nicht sehr 
wesentlichen damaligen Passivposten der „Guthaben der 
Staatseassen und Privaten*^ (sehwankend zwischen 3 bis 
12 - 0;» Btill. Thlr.) bringe ich gleidi Tom Activposten 
der „Staatspapiere und diversen Forderungen* in Abzug; 
die „ Notenreserve " , welche sich aus der Differenz 
zwischen der nach den Principien des Oesetzentwurfs zu- 
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lässigen und der jeweiligen f actischen Notenausgabe er- 
giebt, kann man nach der damaligen Entwicklung der Bank 
nicht zu dorn niedrigen, jetzt yoigesehlagenen Betrag t«ii 
64 MilL Thlr. ansetzen. Ich wül eine eben&Us öüm för 
die Preussisehe Bank empfohlene Ziffer des nngedeekten 
Notenumlaufs, 100 Mill. Thlr., annehmen, was für das 
beabsichtigte Experiment zulässig ist und dasselbe für 
unsem vorliegenden Fall nur noch beweiskräftiger macht. 
Denn trotz dieser höheren Reserve erhält man folgendes 
Bild der damaligen Lage, wie aie im Uebrigen bei jeder 
neuen grosseren iNditischen oder mercantilen Kriais nicht 
nur, wie gesagt, fihnlieh wfederkehren kann, sondern fast 
ebenso wiederkehren muss. (Daten iu Mill. Thlr.) 
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Die Preussisehe Bank hat damals den Discont am 
15. Juli Yon 4 auf 6, am 18. Juli auf 8, am 19. August 
wieder auf 6, am 5. Sept. auf 5% gesetzt. Der Lombard- 
zins war immer 1 % höher. Di« poUtisciien' Ereignisse 
jener Tage sind noch in Jedermanna genauer Ennnerung. 
Man yergegenwärtige sieh die Panique vor dem Kriegs- 
ausbruch. Und nun erwäge mau die Folgen einer Oon- 
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tingentinmg wie der proponirteii für Verkehr und Ge- 
schäftswelt in dttnaliger Lage! Die Tabelle bedarf fOr 
dea 8aitteiiii«r^ Praktiker oder/RiaiHretiker keines Com- 
mentaiSi Itii will nur an ew^eM erinnem: * welche Pa- 
nique wäre entstanden, als man die Besenre so raseh 
ablaufen sah! Dieselbe wie bei der PeeFschen Acte! Und 
ferner, welche Zinsfiisse und wie langte hätte die Geschäfts- 
welt sie zahlen müssen! Denn auch bei wiedereingetre- 
tener Steigerung der Beserve hätte schon der Vorsicht 
halber, um nitOit zur Veiietanng des Gesetzes, gendthigt 
zu werden, der Zinsfiuss viel hdher blähen mfissen, — 
ähnlich wie lange Wochen nach der 1866er Erisis bei der 
Englischen Bank. Und auch hier wieder Keinem zu 
Nutzen, denn die fremden Wechselcurse schlugen schon 
Mitte Juli vollständig um und eine weitere Notenausgabe 
war ebenso nnge&hrlich als wohlthlUig fOr den Verkehr. 
Es ist der alte Fehler: aiidi diese Contingenthningsiäieae 
in neuer Form unterscheidet eben gar nicht die Ursa- 
chen des Andrangs an die Bank um Creditgewährung! 
Alles wird nach dereinen Schablone eines Abflusses 
des Metalls ins Ausland behandelt, auch wenn nur, 
wie damals, ein starker Creditbedarf im Inlande 
vorliegt, weil die gewöhnlichen sonstigen Credit- 
quellen stockent In unserem Beisj^el wfirde Jeden- 
falls die Notensteuer wie ^e indirecte Steuer auf die 
Creditsuchenden fortgewälzt, aber ist dies hier eine gute 
Folge?! In der That, die beste Function einer grossen 
Centraibank wird durch dieses Project paralysii't. Und 
warum? Doch nur aus Doctrinarismus. 

Man hat '&eUich wohl ein Beispiel wie das gewählte 
nicht für beweisend gelt^ lassen wollen. Wohin, hetsst 
es, hätte die damalige Politik der Bank gefikhrt oime die 
Augustsiege?! Meüies Erachtens selbst bei einem unglUck- 
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liehen Gange des Kriegs zu .nichts Sehlimmem! Wir wären 
dann muthmasafiefa, wie die Fhuuosen- und irie in sotdiem 
Falle neaerdings fast Jedes V(dk, mih ZwangBearsgietxie- 

ben, aber mit oder ohne die damalige Politik 
derPreussischen Bank ganz auf gleiche Weise: 
nicht wegen der Noten Vermehrung für dieGeschäfts^ 
weit, sondern selbst ohne diese durch die politisch* 
finanzielle Lage des Staates^ Ja, ohne dieses 
Banknotenwesen, w^gen der Nothwendigkeit zur Fiq[ner* 
gddauQgabe fikr den Staat zu greifen, ganzrebensol 

Ich bezweifle es demnach nicht, dass die indirecte 
Conti ngentirung des Gesetzentwurfs die er- 
spriesslicheThätigkeitderPreussisclienBank 
in schwierigen Zeiten lahm legen wird. Auch 
für gewöhnlich wurd sich aber die Tendenz dieser Vor- 
schrift, Discont und Zinsfnss zu Terthauern und 
emen Thdl des NatienalcapHals stärkeren Anlage im 
Metallgeldfonds zu nöthigen, nicht abläugnen lassen. Ein 
wesentlicher Vortheü steht diesen Naclitlieilen nicht gegen- 
über. Auch handelt es sich hier durchaus nicht etwa 
um ein blosses Classeninteresse der Kauf- und 
sonstigen Geschäftsleute, sondern die störenden 
Wirkungen dieses Gesetzes würden auf die ganze Be* 
Tölkerung sdiUesslioh mit zurftckMen. Der Land- 
wirth, der sich in mangelnder Sachkenntniss dieser Dinge • 
in Voreingenommenheiten gegen die Zettelbanken zu er- 
gehen pflegt, der Arbeiter nicht minder hätten mit zu 
bttssen für die einseitigen Doctrinen des Beichskaazler- 
amtes. 

Ich wttrde demnadi diese n^arkehrs pdlitilBche'^ hohe 
Kotensteuer als eine sehr yerkebrte und unpoli- 
tische unbedingt verwerfen. Als Fi n anzmassr egel 
emphehlt sie sich auch bei der Preussischen Bank ebeu- 
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sowenig. Eine Betheiligung des Staats am Reingewinn, 
wie bisher, verdient durchaus den Vorzug. Freilich aber 
stOBsen wir bei dieser Forderung auf eine Schwierigkeit 
eigenthfimlichster Art, welche sich der Verwandlung der 
Preussisehen Bank m eine Bdchsbank noch entgegen- 
stellt, ohne dass dieser Grund in den Motiven angedeutet 
wii'd: wir stossen auf preussisch-particulai isti- 
schen Fiscalismus, allem Anschein nach, so un- 
glaublich es ißt, ein wesentlicher Factor in der Frage der 
Umbildung der Preussischen Bank zur Beichsbank! 



S. Dto Stelliig ta Iktwirb nr PrauMieM Bank 
nd' nr Belchstaikfrage. 

Der Gesetzentwurf strebt, wie wir sahen, nach einer 
formal gleichen Behandlung der deutschen Zettel- 
banken, indem er die bestehenden Privilegien und Bechte 
innerhalb des Territoriums des Staats, welcher 

sie gewährt hat, unangefochten lässt und nur für die An- 
erkennung dieser Privilegien ausserhalb des betref- 
fenden Landes den Banken Bedingungen stellt, deren Er- 
follung oder Ablehnung er ihnen anheimgiebt. Ich habe 
nachzuweisen gesucht, dass auf diesem Wege schwerlich 
das au^ededrte Ziel erreidit wurd (s. ö. Abschn.. 4.), 
weil die Banken wegen der verschiedenen Dauer ihres 
Privilegs in ganz ungleicher Weise genöthigt sind, sich 
den gesetzlichen Bedingungen zu ftlgen, und weil das 
Interesse wenigstens einiger Banken gar nicht dafür spricht, 
dies zu thun. 

Aber auch hiervon abgesehen ist der Standpunct des 
Gesetzentwurfs m. £. principiell falsch, wtol grade 
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diese erstrebte formal gleiche Behandhing der Banken 
einer rein privatreehilichen und privatvirth- 
8 ch a ftliche n A'aSassung der Frage der Zettelbankreform 
entspringt, während für den Gesetzpreber der mass- 
gebende Gesichtspunkt das öffentliche Interesse seiu 
miiss. Der Gesetzgeber hat daher nicht, wie im Ent- 
würfe, in erster Linie zu fragen : welche Bedingungen fUr 
den Fortbestand und die Führung £uerer Geschäfte muss 
ich £uch Zettelbanken stellen, damit Ihr nur trotz Euerer 
Privilegien gewisse, mir nölhig erscheinende Anforderun- 
gen erfüllt oder m. a. W., wie muss ich Euch wegen 
Euerer Privilegien behandeln: sondern er nuiss 
fragen: \velches sind Euere Leistungen, welches 
lauere bisherige Stellung im Verkehr gewesen, was 
ist von Euch daher iu Zukunft für die allgemeinen 
Interessen derVolkswirthschaft des Deutschen 
Reichs PBL erwarten, und in wie weit kann ich hier- 
nach Euere Privilegien gelten lassen, und nach der Ent- 
scheidung dieser Fragen muss er die neuen gesetzlichtMi 
Normen einrichten, welche er den Banken zu betolgen 
gebietet. Daraus folgt dann aber unvermeidlich statt der 
formal gleichen und eben deshalb materiell sehr unglei- 
che Behandhuig der einEdnen Banken eine Unter- 
scheidung zwischen denselbra nach ihrer Bedeu- 
tung für die deutsche Volks wi rthschaft. Daitiber 
kann sich keine einzige Bank und keine einzige Privileg 
ertheilende Landesregiening beschwerden. 

im Vorausgehenden habe ich die verkehrten Folgen 
2u zeigen gesucht, welche ans der formal Speichen Be- 
handlung der Banken hervorgehen. Ilm nur an das Eine 
zu erinnern : weil das Privileg der PreussischenBank 
jetzt jederzeit auf kurze Kündigung steht, hat man dieser 
liank gegenüber leichtes Spiel, wenn man sich nur an 

A. Wagner, ZeU«;lbaukr«;forin. 9 
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die Privilegien d ;v u e r , das privatwirthschaftliche Moment, 
nicht an die Leistungen der Bank für den Ver- 
kehr hält Ihr kam man jedes Gesetz dictiren. Die 
meisten anderen Banken, von denen keine einzige und 
alle zusammen nicht entfernt für den deutschen Verkehr 
die Bedeutung der Preussischen Bank besitzen, werden 
um ihre Ziistinnnung zu den Reformen ersucht I Diese 
Art der Gereclitigkeit ist im öffentlichen Interesse die 
allerbedenkiichste. 

Nicht minder nachtheilig ist eine weitere Folge dieses 
prindpiell fialschen Standpunctes des Gesetzentwurfes: 
die Gruppirung der Banken nach dem Umfange 
ihrer Befugnisse zur Notenausgabe in den bis- 
herigen Pri vilee i en, wiederum jranz ohne Rücksicht 
auf die Stellung des einzelnen Staats, welcher das Privileg 
ertheilt hat, in der deutschen Volkswirthschaft und auf 
die Stellung der Bank im deutschen Geld- und Credft- 
wesen. Diese Behandlung hängt allerdings, nach den 
Motiven, mit einer theoretischen Ansicht yon der ganz 
verschiedenen volkswirthschaftlichen Bedeutung der be- 
grenzten und der unbegrenzten oder sehr weiten Rechte 
zui* Kütenausgabe zusammen. Sie wird hierdurch aber 
nicht mehr gerechtfertigt, zumal die letzterwähnte Ansicht 
in der Hauptsache auch eine schiefe ist. Welche Conse- 
quenzen nun diese rein äusserliche, privatrechtliche Be- 
handlungsweise der Bankprivilegien mit sich filhrt, ist im 
Früheren schon mehrfach berührt worden. "Wir müssen 
aber zum Schluss der Kritik des Bankpesetzentwurfs auf 
diesen Punct noch etwas näher eingehen. Denn dieses 
Vorgehen des Gesetzgebers ist mit daran schuld, dass 
eine der wichtigsten Fragen der Bankreform, 
diejenige nach der Errichtung der Reichsbank, im 
Entwürfe umgangen wird und die Preusnsche Bank 
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preussische Landesbank bleiben soll, womit wobl nur dem 
preussi seh en Fisciis ein Dienst geleistet wird. 

Der üesetzentwurf bildet in der Hauptsache zwei 
Gruppen unter den Banken : solche mit der Beschränkung 
des Notenumlaufs auf den Betrag des eingezahlten Grund- 
capitals, und solche mit einer Befugniss ohne feste äussere 
Grenzen oder mit einer im Verhältniss zum Gmndcapital 
sein- weiten Grenze. Dieses Eintlieilungsprinci]) lässt sich 
entschieden bemängeln, es pusst keineswegs genau auf die 
deutschen Banken, selbst wenn man sich nur an das 
formelle Moment, den Umfang des Notenrechts hiüt, noch 
weniger, wenn man das entscheidende Moment» den Um- 
fang der wirkliehen Notenausgabe, ins Auge fasst Die 
Begründung dieser Eintheilung in den Motiven ist noch 
schwächer, einerlei, ob man sich an Dasjenige hält, was 
hier über den Kinfluss der Banken mit einem dergestalt 
verschiedenen Nuteurechte auf den Geldundauf oder auf 
die Creditgewährung gesagt wird. Die Consequenzen, 
weldie der Gesetzentwurf zieht, müssen demnach auch 
falsch sein und leiden ausserdem noch in der ihnen gege- 
benen Formulirung an besonderen Mängeln. 

Schon die nahe Beziehung des Umfangs des Noten- 
rechts und des facti-ehen Notenumlaufs zum (Irundcapital, 
obwohl eine sehr übliche, beruht auf keiner genügenden 
Begi-ttndung. Waiiim soll eine Zettelbank giade mit 
einem das Gmndcapital nicht überschreitenden Notenrecht 
die Gefahren, welche der Gesetzgeber sonst bei diesen 
Banken überall wittert, nicht bieten? Eine Bank mit 
einem festen Notenrechte, welches das cingezaldte Grund- 
kapital selbst mehrfach überschreitet, wie z. B. die Olden- 
burger Landesbank mit 0,* Mill. Thh . Capital und 2 Mill. 
Thlr. Notenausgabe ist zwar vom banktechnischen Stand- 
puncte nicht ebenso gut fundirt, als eine Bank mit dieser 
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Notenausgabe und einem ihr gleich holien Capital. Aber 
auch ihr Notenumlauf hat doch nur mit den Worten der 
Motive, „die Bedeutung eines festbegrenzten Betriebs- 
fonds'* und für das Geldwesen eines Landes keine andre 
Bedeutung als der Notenumlauf der Bank mit i^eicher 
Notenausgabe und stärkerem Capital. Die vier stlddeut- 
schen Banken zu Frankfurt, Mannheim, Stuttgart und 
Darmstadt haben, die beiden ersten das Keclit dreimal, 
die beiden letzten das Recht fast dreimal so viel ^'oten 
auszugeben, als ihr eingezalütes Capital betnlgt. Nach 
dem Gesetzentwurf gehören sie in die zweite Gruppe der 
Banken mit zu weitem Notenrecht und bieten alle die 
Bedenken, welche die Motive diesen Banken nachsagen. 
Die Meininger Bank dagegen , welche nicht mehr Noten 
ausgeben darf, als ihr eingezalütes Capital lietriigt (nach 
der letzten P^rhöhung desselben sogar nur ungefähr ^/^ 
dieses Betrags) tritt in die erste Gi'uppe, der weniger 
Bedenken entgegenstehen! Kann es eine äusserlichere, der 
concreten Lage der Banken weniger angemessene Auffiis- 
sung geben?! Die zwei kl^instaatlichen Banken von Gera 
und Gotha haben gar ein „unbegrenztes*' Recht, ver- 
mehrten aber ihren Notenumlauf von 1867 69 bis 31. Juli 
1874 doch nur von 9,6 auf 20,1 Mill. Mark, die Meinin- 
ger und Sondershiiuser Bank haben ein unter, bezüglich 
auf den Betrag des eingezahlten Gapitals begrenztes 
Recht und vermehrten den Notenumlauf in derselben Zeit 
von 15,3 auf 36 Mill. Mark, also relativ und vollends 
absolut erheblich stärker als erstere beiden und dennoch 
sollen sie eine ganz verschiedene Stellung im Verkehr 
einnehmen und in der Reformgesetzgebung verschieden 
behandelt werden. Man sieht aus diesem Beispiel , ^Yel- 
chem sich andere anreihen Hessen, dass nicht einmal jener 
Satz der Motive Stich hält, der fest begrenzte Notenum- 
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lauf einer Bank bilde einen ein für allemal fixirten Be- 
standtheil des Umlaufs von ZahluDgsmitteln, der „durch 
Schwankungen seines Umüuiigs Störungen nidit verur- 
sache.'* Dieser Satz widerspricht in seinem ersten Theile * 
den Thatsachen, der Umlauf der Banken mit begrenztem 
Rechte schwankt im Allgemeinen unter der Bewegung 
des Verkehrs, von welcher er als Wirkung abhängt, 
ziemlich ebenso wie der Umlauf der anderen Banken, 
wenn im Uebrigen die Stellung der Banken 
eine gleiche ist, wie sich z. B. aus der Veigleiehung 
des Umlaufe der Weimarer Bank einer-, der Gothaer 
Bank andrerseits in einer längeren Reihe von Jahren 
zeigt. Jener Satz ist auch nur eine Consequenz der fal- 
schen Gruudausciiauung, dass die Zettelbanken beliebig 
ihren Notenumlauf ausdehnen könnten und die Banken 
mit begrenztem Rechte dies daher wenigstens bis auf den 
Betrag ihres Bechts thun würden. Warum unterlassen 
es die Weimarer, Frankfurter, selbst die Darmstädter 
u. a. m.? 

Ich kann es demnach nur für ganz willkührlich und 
verfehlt halten, in der Weise des Gesetzentwurfs ein so 
übeitriebenes Gewicht auf die Beschränkung des Noten- 
rechts auf die Hdhe des eingezahlten Capitals zu legen. 
Dies Moment ist von Bedeutung, aber doch nur von se- 
eundärer. Sogar fftr die schliessliche Solvenz der 
Bank hat es nicht diese grosse Wichtigkeit, weil das 
Gnmdcapital oder die Activa, in denen es steckt, ja nicht 
allein und bisher nicht prioritätisch für die Noten haften. 

In den besonderen Ausfüluimgen der Motive gegen 
die unbegrenzten Notenrechte kehren sodann nur die alten 
IrrthOmer und schiefen Anwehten der Currencytheorie 
wieder: die Anklagen wegen UeberreizuQg der Specu- 
lation, HerbeifUiruDg ungesunder Preissteigerung, Unter- 
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grabung der Solidität des Geldumlaufs durch die „will- 
kührliche Vermehning der papiernen Umsatzmittel, " 
welche auf die thunlichste Attsdehntmg des Notenumläufe 
zur AusbentuDg des Privflegs zurQckgeftthrt werden, und 
was dergleichen unbewiesene und unbeweisbare Bausch« 
und Bogenanklagen mehr sind. Ich verweise hiergegen 
nur auf die früheren Abschnitte (besonders den 1. u. 2.). 

Vollends unhaltbar ist aber auch hier wieder das 
äusserlich-formalistische Vorgehen des Gesetzentwurfs in 
seiner Gruppimng der Banken. Soll nicht absiehtiich 
Versteckens gespielt werden, so kann doch die Ausfüh* 
rung der Motive gegen die weiten oder unbegrenzten 
Notenrechte nur gegen die Preussische Bank gehen. 
Nur auf sie und in ganz beschränktem Masse auf die 
Sächsische Bank lassen sich doch überhaupt vernünf- 
tiger Weise jene Sätze anwenden, dass einer solch ea 
Bank »von der zuständigen Landesgewalt im (yffentlichen 
Interesse die Sorge f)lr die Regehing des Zahlmittelbe* 
darfe im Lande, namentlich fOr einen dem jeweiligen 
reellen Bedarf sich anschliessenden Umfang des Zahlmit- 
telumlaufs und für Verhütung von Ausschreitungen der 
Speculation durch Vorenthaltung oder Vertheuerung des 
in Noten zu gewährenden Credits und mit dieser Sorge 
die discretionäre Beiiigniss übertragen sei, nach den 
Oesichtspuncten der YerkehrspoliEei die fta' den re^en 
Bedarf erforderlichen kttnstliefaen Zahlungsmittel jeweilig 
zu beschaffen und auszugeben." Aber warum wird dann 
nicht offen die Preussische Bank genannt und als 
solche wegen ihrer Rechte und wegen ihrer bisherigen 
Wirksamkeit, aagegriffim? Was soll es heissen, sich an 
das Princip anzuklammern, das freilich nach dem Pri* 
TÜeg für Gotha und Beuss ebenso gflt als ftür Prens&en, 
wlUure&d es doch schlechterdings keinen Sinn hat, jene 
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angefbhrten Worte derMotiTe auf diese Duodezstaaten an- 
zuwenden ? Durch dieses Zusammenweifen der Gothaer und 
der PreussisehenBank wird nur eine noeh heillosere Verwir- 
rung gestiftet in allen den unklaren Köpfen, welclie vor 
dem Schlagworte ..unbegrenztes Notenrecht" erschrecken. 

Freilich aber hat dieses Vorgehen das Gute, dass 
scheinbar nur ein Kampf gegen Principien, gegen 
unbegrenzte oder sehr weitgezogene Notenrechte, nicht 
gegen ein concretes Institut, wie die Preussische Bank, 
gefoditen wird. Das erschdnt viel objeetiver, wissen- 
schaftlicher und setzt nicht dem Nachtheil aus, gegen eine 
sehr populäre, weil bewälirte Einrichtung streiten zu müs- 
sen. Aber auf diese Weise wird die eigentliche Schwie- 
rigkeit der Beweisführug auch umgangen und schliesslich 
Etwas, dass man ohne viel Bedenken im Principe und 
etwa in Anwendung auf Beuss und Sehaumburg-Linpe 
zugeben mdchte, aueh Ufr Preussen und die Preussische 
Bank als bewiesen angenommen, ohne dass auch nur der 
Schein eines Beweises vorliegt. Von dieser sophistisch 
gewonnenen Grundhige aus wird alsdann die praktische 
Oonsequenz für die Gesetzgebung gezogen und in unserem 
vodiegeaden Falle ftfit dieselbe gegen die Preussische 
Bank aus. Yfi% die Motive dies zu Wege bringen, ist 
wahrhaft amftsant zu verfolgen , wenn ee nidit leider so 
berechtigten Widerspruch erregte. 

Die Consequenz jener, den Banken im Land es Inter- 
esse übertragenen discretionären Befugnisse sei nothwen- 
dig die Einschränkung ihrer Qeschaftsth&tig^ 
keit auf das betreffende Landesgebiet, so bewds^ 
ftiuem die Motive. Also: die NiedetsächBische Bank 
bleibe auf Sdununburg-» Lippe, die Geraer auf Reuss j. L. 
und sofort beschränkt und nähre sich da redlich, die 
PreussischeBank istdaher ebenso auf Preusseu 
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zu beschränken. Denn: ein Aufgeben dieser Schranken 
würde dabin führen, dass solchen Banken (d. h. immer 
der Preussischen, Bückeburger u. s. w.!) erlaubt wftre, 
die ihnen für die Zwecke des Landesgeldbedaifis (for 
Prenssen, Baden, Beuss j. L. a. s. w.) ertheilte discre- 
tionäre BefugniRS der Erzeuf^ung von Zahlungsmitteln 
lediglich für den Gelderwerb durch territo- 
riale Aus dehnung des Geschäfts auszunutzen 
IL s. w.**!! Also: die Prenssische Bank darf sich nicht 
weiter auf das ftbrige Deutschland ausdehnen, sie 
könnte ja dieses Gebiet für den Gelderwerb aus- 
nützen! Ihre Entwicklung zur Beichsbank ist damit 
abgeschnitten und selbst die durch Contingentirung auf 
64 Mill. Thlr. ungedeckte Noten und durch die filnfprocen- 
tige Notensteuer beschränkte Preussische Bank muss noch 
durch jenen, nur dem politischen und volkswirthschaftr 
liehen Particular Ismus zu gute kommenden Sehluss- 
satz des § 20 des Gesetzentwürfe in ihrer Ausdehnung 
auf das übrige Deutsehland gehindert werden. Denn nur 
so lässt es sich erklären, dass in diesem Satze zwar im 
Principe für alle Banken, welche sich unter den § 20 
stellen, in der Praxis aber doch tür den aliein wichtigen 
Fall der Preussischen Bank, die Bedingung aa%e8teUt 
ist: nur auf den Antrag der zuständigen Lan- 
desregierung könne der Bundesrath einer Bank die 
Genehmigung zur Errichtung von Füialeii „im Awdande* 
gestatten. Die gute Stadt Braunschweig und manche an- 
dere kann lange warten, bis sie die gewünschte Filiale 
der Preussischen Bank erhält 1 

Das sind, die Gonsequenzen des Standpuncts des Ge- 
setzentwurfiil Seine fonnal giaohe Behandlung der Ban- 
ken, seine einseitig priratredrtlidke und priTstwirthschaft- 
lidie AuSasBUUg der Zetteibankfrage, seine sdieinhar so 
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gerechte und lüAe Theile beMedigeade Ankniipfimg an die 
Zeitdauer und an den Um&ng der Prifüegien fOhren zu 
dieser höchsten materiellen Ungleidiheit der Behandlung. 

Nicht nach ihren Thaten, sondern nach ihren Freibriefen 
-werden die Banken beurtheilt und eiian^zen sie Stellung 
im neuen Banksystem des Deutschen Reichs! 

Auf diesem Wege kann man nicht zum Ziele einer 
vemonftigen, den BedOifiiissen der Volkswirthscbaft des 
Deutsch«! Beicbs entsprechenden Reform gelangen. Man 
muss ihn deswegen anfifeben und , das öffentiiche Inter- 
esse als Leitstern, es oflfen bekennen, dass eine Reform, 
wie das Reich sie bedarf, zwar unter Beachtung der ter- 
ritorial-rechtlichen Verhältnisse, wie alle grossen politi- 
schen und volkswirthschaftlichen Refoimen bei uns, aber 
auch unter reichsgesetzlicher Regelung und, so- 
weit notbwendig, Besehrftnkiing der durch das Lan-^ 
desrecht geediaffenen Verhältnisse tot sich gehen soll und 
muss. Danach sind die Privilegien, zwar mit möglichster 
Schonung, aber doch olme Scheu insoweit zu beschränken, 
als das nach bestem Wissen und Gewissen beui-theilte 
Mentliclie Interesse des Reichs es verlangt. Eine soweit, 
aber auch eine darttber nieht hinaus gehende Besohrän- 
kung dar Prifüegien Usst sidi durch die mrrerftusBer- 
liehen, j^dureh kein Pririlegium zu besohritaikendeii Ho* 
heitmdite'' des Roefas ToUständig recfatfintigen. Eine 
Entschftdigung nach den Grundsätzen des Privatrechts ist 
für diese maass volle Beschränkung auch nicht ge- 
boten. 

Im Uebrigen aber wird die Relom nieht an die 
Privilegien, weder an. deren Daner noch an den Umfang 
derNotenauagabe, den sie gestatten, sondern, wieder xuiUat 
dem Leitsterne des öffentlichen Interesses, an die Tha- 
ten und Leistungen, au die gesammte Stellung 



Digitized by Google 



— 138 — 



der Banken für den Verkehr anzukuüplen liaben. 
So concret zu verfahren, nicht abstract, wie es die 
Motive fttr die spätere Beform des Jahres 1886 ver- 
mutlieii lassen, ist das gesunde iwirthschaftUehe und po* 
litisehe Prindp, das sieh nadi gennaniselifir Erfahrung 
oft bewährt bat, bei uns, wie b^ unseren Stammver- 
wandten jenscit des Canals. Dieses Verfahren lässt sich 
heute so gut als zehn Jahre später anwenden. Ein Auf- 
schub der lieform iat also für Diejenigen wenigstens nicht 
geboten, die auch später an das einmal Gewordene mög* 
liehst anknttpfen würden. Der Umstand aber endlich, 
dass ein so wichtiges Privileg, wie daigenige der Preussi- 
sehen Bank, jetzt auf kurzer Kündigung steht, ist wohl 
für die lieform erwünsclil, um einige Puncte secundärer 
Bedeutung, wie besonders den linanziellen, leichter und 
glatter abwickeln zu können, aber für die grossen 
Grundzüge der Reform ist er ganz bedeutungs- 
los. Denn hierfür ist die Frage, ob die Preussiscbe 
Bank, da man sie ja in der Hand habe, etwa ani^selflsst 
werdCT soll, überhaupt gar nicht zu stellen. 

Wenn dies gleichwohl im Gesetzentwui-fe des ileiclis- 
kanzleramtA 9 22 gesciiieht, wo dem Buudesrathe noch 
anheim gegeben wird, darüber zu besdüiessen, ob eine 
Kündigung tmst bmits erworbenen Bofogniss zur Aus* 
gäbe von Banknoten eifidgea soll oder nicht, ein Fall, 
der sich vomemlich auf die Preussisdie Bank beziehen 
würde, so zeigt sich nur nochmals in einem frappanten 
Beispiel, zu welchen haarsträubenden Folgen die Grund- 
sätze des Gesetzentwurfs führen könnten; das Fortbeste- 
hen der PiwMiiscbf Bank aoil , auch wenn sie seihet 
die §9 19 und 20 des Gesetzoitwutfr annimmt, von dnem 
Bundesrathabeschhiss abhängen U 
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Wtäre eiu solches Institut nicht da, so müsste man 
es unbedingt schaffen und zwar wesentlich so, 
wie es in der Prenssischen Bank bestellt and 
sich vollständig bewährt hat. Da es aber einmal 
glOckUeher Weise bereits TOrfaaaden ist, so kann es sich 
nur darum handeln, es noch weiter zu verbessern und 
auszubilden und seine eminenten Vortheile in volks- 
wirthschaftlieher Beziehung dem übrigen aus- 
serpreussischen Deutschland möglichst bald und 
vollständig zu Gute kommen zu lassen. 

Das ist gleichzeitig ein wichtiger politischer 6e- 
"winn, weil ein neues mächtiges Bindemittel im 
lleiclie und weil in scliwierigen Zeiten, wie sie einem 
Lande von der geographischen Lage Deutschlands in 
Europa und einem Volke und Staatswesen wie dem deut- 
schen nicht leicht lange erspart bleiben^ ein wichtiger 
Rückhalt für die Volkswirthschaft im jetzigen 
Z^taher der Greditwirihschait geschaffen wird. Dagegen 
mögen die Gegner des Reichs eifern mul wirken : das 
ist nur logisch consequent und begreiflich. Aber deutsche 
und preussische Staatsmänner kömieu, wenn sie 
anders ihrer Au^abe gewachsen sein wollen, dagegen 
nichts dnwendien, sondern mttssten m erster Linie eine 
solche Entwicklung selbst vertreten. Vollends aber den 
zwar grössten , deswegen jedodi nicht weniger verwerf- 
lichen Particularismus des P r e u s s i s c Ii e n Staats iu dieser 
Frage geltend machen und, zumal in einer Fhianzlage 
wie der gegenwärtigen, der preussischen Staatscasse 
zu Liebe um einigor — iKbJliarden oder Millionen? — 
nein schlimmstffii Falles um einiger Hunderttau- 
sende Willen das Reichsbankproject bekftmpfen, — 
das ist ein Standpunct, für den mir die richtige Bezeich- 
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nung fehlt. Kein Wunder, dass Sönnern ann Triumph 
blttsst Ober diesen neuen Beweis preassisch-partieu- 
laristiseher Handlungsweise, wie er meint! Wer kann ihm 
denn angesichts eines Bankgesetzentwurfe, der naeh einer 
Seite wenigstens bloss den Gedanken zu verfolgen scheint, 
der preussisclien Staatscasse nur keinen Abbmch zu 
Gunsten des lieichs zu thun, Unrecht geben?! — 
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Torsehläge zur Zettelbankreform. 
1. Sarlegug uA loiMms Am 8tu4puets. 

Welche Behandlung der Privilegien zur Notenausgabe 
wird sich denn aber von dem gekennzeichneten Gesichts- 
puncte aus und, ohne Verhandlungen mit den 

Banken, im Wege der Reichsgesetzgebuiig recht- 
fertigen lassen? Diejenige, meines Eraclitens, welclie im 
bisherigen Verlaufe dieser Schrift bereits be^ur^Yo^tet und 
in einigen Puncten ja auch vom Gesetzentwurfe des 
Beichskanzlei'amts befolgt ist. Die Bestimmungen, über 
die GentraleinlösungssteUen, über die Einlösung an den 
Filialen, die gegenseitige Notenannahme unter den Banken, 
über das Verbot von Noten unter 100 Mark insbesondere 
sind lauter mehr oder weniger wirksame Beschrän- 
kungen der Privilegien. Die Erhöhung der Viertel- 
Baardeckung auf ein Drittel, der Ausschluss jeder andern 
als der Wechseldeckung, beides Vorschriften, von denen 
wenigstens einige Banken getroffen werden, sind nicht 
minder als solche Beschränkungen anzuerkennen. Der 
Gesetzgeber darf sie aber mit Recht gebieten, weil 
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fiie seiner Ansicht nach durch ein unausweichliches öffent- 
liches Interesse verlangt werden. Die Beschränkungen 
im Umfange des Notenrechts, wie sie im vorigen Ab- 
schnitte befürwortet wurden, lassen sicli auf dieselbe 
Weise rechtferti^j:eii, weil in der Tluit nach den Er- 
iahrun^^eu mit der Preussischeu Bank und mit 
Bücksicht auf unsere geographische, politische und 
volkswirthschaftliehe Lage eine Verstärkung 
der Centralisationstendenz im deutschen Geld- 
und Creditwesen ein wichtiges dffentlfehes Interesse ist, 
dessen Erfülhm^j: nocli dazu den übrigen Banken keine 
oder nui niäs^i^e Opfer auferlegt, ja bei einer stricten 
Interpretation ihrer blossen L a n d e s Privilegien unter 
Beachtung der wenigstens rechtlich giltigen Verbote 
der „fremden'* Noten im ^Auslände** (^fer, für welche 
ein privatrechtlicher Entschädigungsanspruch mehr 
als sMreifelhaft ist. Die früher besprochenen, zum Thdl 
auch im Gesetzentwürfe des Reichskanzleramts enthaltenen 
kleinen Beschränkungen der Geschäftsbefugnisse für die 
grösseren Banken (unsere sog. Mittelbanken) lassen sich 
ehenso wie die vorausgehenden Beschränkungen mit dem 
öffientlichen Interesse begründen. 

Dagegen, glaubeich, ist eine Beschränkung der Zeit - 
dauer der einmal ertheilten Privilegien und eine Be- 
steuerung der Banken für die letzteren unter den sonst 
getroffenen Cautelen nicht durch dieses öffentliche 
Interesse geboten und wird die nothwendige gesetzliche 
Befonn durch diese Umstände auch nicht gehindert 
Deswegen halte ich eine Beschränkung der Zeitdauer der 
Privilegien und eine Besteuerung gegen den Willen der 
I^)anken nicht für begründet. Sie dürfen jedenfalls 
auch im Wege der Gesetzgebung erfolgen, aber dann 
nur gegen Eutschädiguug. Es ist jedoch, wie gesagt, 
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nicht nathwendig, diesen Fall in Erwägung zu ziehen. 
Wesentliche finanzielle Schwierigkeiten macht er zwar 
auch jetztmeines Erachtens nicht (8.0. AbBchn.4), aber im- 
merhin in eini'ien Jahrzehnten, wenn noch mehr und die 
wiclitin:sten Bankprivilej^ien abgelaufen sind, noch weni^w. 
Volkswiilhschaftlich und politisch ist aber bei uns wohl 
eine grössere Centralisation der Notenausgabe, 
nicht aber eine völlige Centralisation in der Form 
^ner Monopol- Zettelbank geboten. Die Monopolisirung 
mochte auch im Allgemeinen yolkswirthschaftlich dem 
gemischten, durcli eine starke lleiclisbank gekrönten 
System an Krspriesslichkeit nachsteiien. Um so melrr 
finden hier die geschichtlich überkonnuriien Verliältnisse 
und der politische Charakter des Deutschen Reichs, we- 
nigstens für jetzt, ihre berechtigte Beachtung. 

Nicht ganz ohne Schwierigkeit filr die Beformgesetz- 
gebung ist dieStellung Baierns und der Baierischen 
Hypotheken- und Wechselba 11k. Die Motive er- 
kennen das an, indem sie Baierii eine Sonderstellung 
vorbehalten. Indessen wird die Sache dadurch erleichtert, 
dass die Baierische Bank ihren Schwerpunct nicht im 
Kotengesehäft hat. Sie ist ein seltsames Mixtnm-com- 
positum von Hypothekenbank, Assecuranzgesellschaft und 
Zettelbank, wird aber gut verwaltet und geniesst mit 
Recht den Ijesten Credit. Seltsamer Weise ist dieser 
Bank nun durch das Gesetz v. 1. Juli 1834 ein Kxclusiv- 
privileg auf die Notenausgabe gegeben, indessen nur für 
8 MiU. FL, welche Ziifer neuerdings auf 12 Mül. FL erhöht 
worden ist Thatsachlich ist dieses Privileg durch den 
starken Umlauf fremder Banknoten in Baiem, trotz aller 
Verbote, ohnehin gebrochen. Die Klehnhdt ihres Noten- 
rechts und der Umstand, dass die Bank in anderen Ge- 
schäften viel bedeutender ist und wolü auch bleiben wird. 
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macht es aber möglich , ohne die Frajje der Ablösunf» 
ihres Exclusivprivilegs formell zur Verhandlung z^vischeu 
Reich und Bank zu stellen, im Wege der Gesetzgebung 
4er BaieruchenJftftnk eine derBedeuUmg deis BaierificheB 
Staats einigemMiaMii antspfectede Erweiterung ihres 
Notenreehfts su gewähren und ihre übrigtn iricht zeittel- 
bankmässigen Geschäfte unangefochten zu hissen, dafür 
aber über jenes Privileg hinweg zu gehen. Die Baierische 
Bank würde hierbei nicht sclilecht fahren und immerhin 
auch als Zettelbank neben der Sächsischen Bank die 
mächtigste nach der Prettssischen oder Beichabank werden 
kosnra. Saehsen ersdieint allerdings Baiem gegenüber 
nach üMerem Vorsdilage nodi begünstigt, aber besitzt 
eben einmal seine Banken und ist den übri^ien Mittel- 
staaten. Baiern inbegriffen, indu£>triell und mercantil 
über](\L;('n. 

Die Erhebung der Preussisehen Bank zur 
Beiehsbank ist wegoi der drei grossen Vortheile einer 
mächtigen Centraibank, die ich schon firtther betonte, in 
hohem Masse im öffentlichen Interesse des Reichs und 

seiner Volkswirthschaft gelegen. Die Reichsbank reprä- 
sentirt uns die Einheit in unserer Geld- und Credit- 
wirthsehaft neben der Vielheit der übrigen Banken und 
schafft uns allein ein uniiersales Greditumlauismittel in 
ihren Banknoten neboi den provinsiakii und loealen Noten 
der andern Banken. Die Re&chsbank vm4mf^ durch 
ihr Uber ganz Dentschland auszudehnendes Fi Hainetz 
die einzelnen industriell und mei'cantil bedeutenderen Orte 
und schafft diidureh einen einheitlichen nationalen 
Creditmarkt, der an den Grenzen des Preussisehen 
Staats doch sein Ende nicht findet. Die Beichsbaak 
schafft uns endlich ein den Oentralbenken der übrigen 
grossen europäischen Yoikswirthschaften und Staaten 
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ebenbürtiges mächtiges Greditinstitut, au wel- 
chem Greditkrisen rein gesehftftliehen Ursprungs 
ohne wesentiidie GefUirdimg TorQbergehen und welches • 
selbst in politischen Krisen, die auf das Geschftftsleben 
surQekwirken , biuläuglich widerstandsfähig ist, um dem 
Handel und Verkehr und dadurch der ganzen Volks- 
wirthschaft, nicht zum Wenigsten auch im politischen 
Interesse des Staats oder Reichs, energisch und umfang- 
reich Hilfe zu leisten. 

Eine solche Beidisbank brauchen wir in Deutschland 
audi noch aus mehreren besonderen Gründen. In den Ver- 
hältnissen des Geld-, Credit- und Bankwesens der Neuzeit 
hängen die einzelnen grossen Volkswirthschaften bekannter- 
massen und aus Gründen, die hier nicht erst erörtert zu 
werden brauchen, gar sehr von einander ab. Eben des- 
wegen hat eine von den übrigen eon^äischen Staaten 
grundverschiedene Organisation des Zettelbankwesens, 
z« B. die yolle Decentralisation nach nordamerikanischem 
Mustor, ihre Bedenken. Oftmals muss „um die Baar- 
vonäthe gekämpft" werden. Dazü bedarf es der einheit- 
lichen Strategie und Taktik einer grossen Centraibank 
um so mehr, wenn die wichtigsten anderen Länder sie ^ 
besitzen. 

Durch die Goldwährung werden wir der »Einwirkung 
der grossen internationalen Edebnetallstrdmungen* weit 
mehr ausgesetzt, wie die Motive mit Recht sagen, als bei 

der Silber Währung. Uni so nothwendiger ist uns abermals 
eine mächtige Centraibank, um diesen Strömungen gegen- 
über die richtigen Operationen rasch und einheitlich 
durchzuführen. Durch die übrigen Zettelbanken kann 
diese Function der Centraibank etwas erschwert werden. 
Indessen werdea dieselbe unter den getroffenen Gautelen 
die Operationen der Centralbank nidit kreuzen können, 

Ä. WairBer, ZBjtoHuVwflmB. 10 
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sondern unterstützen müssen, sobald wir dieser Bank nur 
die richtige Stellung versehaffen. 

Endlich komnit M tu» aneh in Yeiie^ch sa aodaren 
Libdemi vie BngUuMl, Kotdancricft, miieie Äussere 
politisehe Lage wesentlieh in diesen Fragen mH in 
Betraeht. Man drake nur an 1866, en 1670 und vergesse 
nicht, dass es sich hier gar nicht um Factoren handelt, 
deren gänzliche Beseitigung, auch bei der glückhchsten 
weiteren Entwicklung unserer Machtstellung, in unserer 
liaehl st^ und zu erwartoi ist Denn in letzter Linie 
unterliegen frir hier dodi reinen Natureinflüssen: 
unserer ccntrolen Lage in Europa und zwischen m&chtigen 
fremden Völkern. Eben deswegen sind bei uns fast 
mehr als anderswo eigenthümliche Gefahren unserer 
Credit ^virthscha^t durch StöiTingen unserer auswärtigen 
Beziehungen vorhanden. Selbst Frankreich mit seinem 
Bevolutionenstrudel, aus dem es nicht mehr heraus- 
sukonunen scheint, ist in dieser Hmsicht doch in noch 
günstigerer Lage. Whr rnttssen also nidit allem auf 
Oreditkrisen geschSlftUchen Ursprungs, welche wir als 
nothwendige Producte des Systems der freien Concurrenz 
mit andern Culturländern tlieilen, sondern auf die wenig- 
stens für Banken gefährlicheren Creditkrisen politischen 
Ursprungs Bedacht nehmen. Eben deshalb bedürfen wir 
wieder eine Reiehsbank als starke Centralbank. 

Kann nun nicht etwa die Preussisehe Bank als 
Landesbank Preusseos, nicht lahmgelegt durch die 
Massregeln des Gesetzentwurfs, sondern ganz so erhalten 
wie bisher, dasselbe leisten, wie eine Reichsbank? Gewiss 
nicht! Die Preussisehe Bank liat schon bisher sich in 
Friedens- und Kriegszeiten die höchsten VerdiiNiste auch 
um die deutsche Creditwirthschaft erwerben, weil 
Prenssen der Haupttheil Deutschlands ist Aber sie kann 
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dlveefc, von üirar imerlielMa Ansdeliiiiiiig auf Bremm und 
das Reichslaad abgesebn, dodi nur det preusBischen 
Geschäftswelt dienen, wdche von der ftbrigen deut- 
schen gar nidit abgetrennt werden kann und darf. Letz- 
tere hat einen An Sprue Ii darauf, ähnliche Dienste ge- 
leistet zu erhalten wie ihre Collegen und Coiicurrenten 
in Preusfien, Dienste, welche ihr keine ihrer heimiBchen 
Banken, sdkon z. B. wegen des Mangete etaies so aus- 
gedehnten FflialncteeB, im gleictoi Masse leisten 
vermag. Die Preussisdie Bank hat andererseits aoch die 
Pflicht, im nbiigen Deutschland mit sn fnngiren, weil 
ihre Noten (ihre Creditquelle) in ganz Deutschland um- 
laufen, aber als preussischer Landesbank ist ihr diese 
Function untei-sagt und der Schlusssatz des Art 20 will 
ihr ja anch in der Erfüllung dieser Mission keinen Vor- 
sdmb leisten. 

60 bedttifen wir ans den versehiedeiisten Gründen 
durchaus und möglichst bald einer Reichsbank, die 
in der That das Gebäude unseres tüchtipen /ettelbank- 
systems erst krönen wird. Diese Reichsbank aber durch 
Umbildung und Erweiterung der Preussischen 
Bank, nicht vollständig neu, zu bilden, entspiicht nicht 
nor der bev^Unrten Tradition unserer politischen und 
volkswirthsehalüidieii Entwicklung, sondern wird vollends 
durch die Geschichte der Preussischen Bank geboten. 
Denn etwa neben der Preussischen Bank noch eine 
Deutsche Reichsbank zu errichten, würe offenbar embarras 
de hchesses und geradezu unausführbai', es inüsste denn 
die ersltre zuvor auf das Niveau einer „Mittelbank'' 
herabgedmckt sdn. Die Freussische Bank aber auf- 
zulösen und neu eine Relchsbank zu grOnden, w&re 
um so zweckloser, da die Neubildung im Wesent- 
lichen ganz nach dem Muster der durchaus 

10» 
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bewährten Preussischen Bauk geschehen müsste 
und die treffliche Yerwaltongspraxis und Geschäftstraditi^ 
dieser Bank dabei leiehi vedoren ginge. 

Diex Umwandlung der Preussiachen in die Beichabank 

hat allerdings manche Schwierigkeiten, aber durchaus 
nicht so erhebliche, wie öfters angenommen wird. Sie 
wird in der Weise, wie ich es in dem unten folgenden 
Gesetzentwurl zu formuüren gesucht habe, recht wohl 
ausfUhrbai' sein. Sieht man von minder Wichtigem ab, 
80 sind es eigentlich nur drei Puncto von grösserer £r* 
heblicbkeit, welche Schwierigkeiten bereiten, die beiden 
ersten, weil sie Principienfragen berühren: nemlich, 
ob die Reichsbank reine ^Staatsbank werden, d. h. nur 
mit Staats- bez. Reich sfoiids auch bezügHch ihres 
Grund capitals dotirt werden soll, was die Zurück- 
zahlung der Bankantheiie zur Folge haben wUrde, oder 
ob ein dcon g^nwärtigen ähnliches VerhSltnisB einzu- 
richten sei; sodann, ob die Esichsbank, wie diePreussiflche 
Bank, ein sog. unbegrenstes, d. h. ziffermässig 
nicht begrenztes, nur von einer bestimmten Deckung 
abhängiges Notenrecht und daher eine wesentlich vom 
Verkehrsbedürtniss bestimmte Höhe der Notenausgabe 
(deshalb noch nicht nothwendig des Notenumlaufs) er^ 
halten oder irgend wie an eme feste zif cannässige Grenze 
des No^numlaufs überhaupt oder des ungedeckten üloten- 
umfaufe gebunden („ contingentirt') werden solle; 
endlich, wie der financielle Antheil des Reichs und 
Preussens an der Reichsbank geregelt werden solle. Für 
die ersten )>eidcu Principieiiiragen muss ich auf mein 
System der Bapkpolitik verweisen, wo -beide eingehend 
nach, allen Seiten und zugleich mit specieller Eüelasicht 
auf Deutschland, behsjidelt word^ sind (tther die erste 
& S. 594 fL, 639 ff., fiber «e zwdte S. m ff., .953 ff., 
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544 ff.). Hier bewlnüidEe idi midi auf wenige Bemet^ 
kungeD zur OrientiniDg. 

Die Frage, ob eine grosse Centralzettelbank — Mo- 
nopolbank oder begünstigte Centralbank im gemischten 
System ist hierfür ziemlich einerlei — als reineStaats- 
bank oder als reine Privatbank zu orgaoisiren sei, 
wird mit Becht vomemlich nach der eoncreten poli- 
tisch-finaneiellen Lage des betreffenden Staats 
zu entscheiden sein, und zwar nach der inneren wie 
äusseren politischen Lage. Die innere politische und 
die liiiancielle Lage des Deutschen Reichs bietet keine 
Ausschlag gebende Bedenken gegen eine reine Staats- 
bank. Gegen Ausbeutung der Regierung und zu financiellen 
Bedüiinissen des Reichs lassen sich wenigstens im Frieden 
hinreichmid sichere constitationell.e Bfirgschaften schaffen. 
Ein Staat, der ehien Reichsinvalidenfonds zu gründen 
gewagt hat, wird auch eine reine Staatsbank zu errichten 
riskiren düden. Die eigentliümliche äussere politische 
La^^e des Reiclis dagegen ruft immerhin Bedenken hervor, 
welche mich bestimmen, mich für die Einrichtung der 
Reichsbank als reine Privatbanli, nach dem Eigen- 
thamsYerhaitniss, zn entscheiden. Dies nm so mehr, 
weO auch hiermit an die Tradition der PreussSschen 
Bank angeknüpft wird und weil sich das in der Frage 
gewöhnlich zu sehr in den Vordergrund gestellte finau- 
cielle Interesse des Reichs durch einen günstigeren Ver- 
trag mit der Bankgesellsehaft, als er zwischen dem 
Preussisdien Staate und der Bank besteht, wenigstens 
soweit wahmehmea Usst, dass inan sagen kann, in dem 
Verzidit auf etwas mehr Gewinn aas der Beichshank 
bezahlt das Rdeh den VortheO des rein privaten 
Gharacters der Reichsbank nicht zu theuer. 

Die äussere politische Lage Deutschlands habe ich 

4» 
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im BialierigeB sekon meMach, und irM mit Rechte als 
Argument in der Bankfrage gebraucht Sie kommt a«eh 
hier in Betracht, weil WeehseUlUle des Kriegs aleM6glich- 
k^en zu berücksichtigen sind, in denen die Fonds einer 
privaten Bank völkerrechtlich gesicherter dastehen. 
Femer wird immerhin die Versuchung, in schwieriger 
Finanzlage, am Meisten wieder in Kriegszeiten, auf die 
Mittel einer reinen Staatsbank aurackzugreifenf mindestens 
etwas grosser sein. Es ist ein gesunder poUtisdier Tact, 
solehe Versuchunffen m yermeiden. Droht uws dabd 
auch die von anderen Factoren vornemlich abhängige 
Papier^^eldwirthschaft noch nicht viel mehr, so kann doch 
unter Umständen, um zunächst dem Staate Mittel zur 
Verfagung stellen zu können, die Gteschäftswelt in schwie- 
riger Zeit zum MaGhlheil der ganzen Volksivirthschaft in 
der Benntzong des Bankeredits Mohter zu korz konrnien. 
Einer Privatbank gegenüber wird jeder Staat auch in 
grosser Klemme mehr Rtlcksichten nehmen müssen, als 
gegenüber seiner eigenen Bank. 

Gegenwärtig ist das Verhält niss des 8taats zur Preus- 
Siseh^ Bank ein ganz verzwicktes. Der Staat ist immer noch 
ohne irgend einen triftigen Gnmd mit «nem Staatsaethf^ 
capital an de^ Bank belhefligt, wfthrend das 10—11 Uml 
grdss^ sonstige Omndcapltal Privaten gebert: die 
Preussische Bank ist auöh nach den Eigenthumsverhält- 
nissen keine reine Staatsbank , keine reine Privatbank. 
Das niuss bei der lleichsbank anders werden. 

Wird diese aber als Privatbank constituirt, so 
mnss das öffentliche Interesse,- welebes in enter Une 
der ganzen IhstittttSon m Gmnde Hegt, dadmreh gewahrt 
werden, dass der blosse Erwerbsgesichtspnnoü 
einer Actiengesellschaft nicht zur Geltung kommt. Das 
durchaus bewährte Mittel hierfür bietet wieder die 
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PreniBiBcfa» B^mk ia der Uobertragiiftg der ge- 
sftmiDteB Leitttng und Yerwaltmg der Bank 

an Staatsbeamte, von deneBinsbesoiidere die obersten 
Leiter nicht irgendwie pecuniär am Ertrage der Bank 
betheiligt sind und alle vom Könige, bez. von der Re- 
gierung und von der obersten Laadesbehörde , welcbe 
zn^ioh eine Staatabehördd iet^ enuuinl - weiden (s. mein 
System S« 640>. Mag sein, dass, nie hie nnddabehaupM 
wird, eine soikhe Leitung nnd Yerwaltang mitunter ein 
klein wenig unter den M'angeln aller Bureaukratie leidet 
Die ungemeine und wohlverdiente Popularität der Preus- 
sischen Bank in der Geschäftswelt beweist am Besten, 
dass auch in dieser Beziehung Uber irgend etwas Wesent^» 
liehes meht zu klagen ist^ Und in allen, Übrigen Wa^ 
siefaten ist dieBankverwaltang Torts^Oicb und steht auch 
den Gesck&ftskreisen so unabhängig gegen- 
ttber, wie dies bei gar keiner anderen Yeiwaltung ge- 
schäftlichen Ursprungs vorkommt und möglich wäre. 
Namentlich die mittleren und kleineren Geschäftsleute 
erlangen dadurch auch eine viel grössere Unabhängigkeit 
Tom Grosscapital , in dessen Händen die Vunva^tung 
anderer Actdembaaken doch der Ni^l^ der Sache nach 
li^ und auch; di^yeolge der Beichsbank Qbae Staata- 
yerwaltuttg sicher liegen Wörde. Man hSre nur ein. wenig 
auf die Stimmen, welche aus Orten kommen, wo die 
Preussisehe Bank erst neuerdings Filialen errichtete, 
Frauklurt, Bremen u. s. w. Das hohe Lob, welches 
S an n ftm ann > unperteiiseh fgenug ist , der Preussiichen 
Bank zu spende ist gewiss uBTerdiUshtig« 

Sine priyate Actienbank. mtat Staataver* 
waltung wMe dmnnaeh meines SrsKditm das Ziel sein« 
Dadurch würde die bisherige Ueberlegenheit der Preussi- 
seben Bank Uber die besten ausländischen Banken, 
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(UeEng^che, OesterreiohiBche und selbst die Franzdsiselie, 
wafr die LeitwDg lach öflentliohem lutereflse an- 
langt, der ReiraifthaiA' gewahrt werdeiL Gnaatfeea fibri 
die Ünabhaagigkeit der Bank dem Staate gegenfkber lassen 

sich in der Weise wie in meinem Gesetzentwurfe Art. 33 
und in der Preussischen Bankorduunp § 91 schatTen. 

Eine derartige Einrichtung der iieichsbank hat auch 
fttr die zweite der oben aufgeworfenen Principienfragen 
Ihre Bedeutung: die Unabhängigkeit der Bankverwaltimg 
Tou unmitteHMren geechaftliehen Interesse beseitigt die 
Oefahr der DiridendensuGht'der Verwaltung und da- 
mit gleich einen der Gründe, welchen man für die For- 
derung der Contingeutirunir geltend gemacht hat. Wird 
für die oben mehifach besprochenen Cautelen gesorgt, so 
bietet eine unabhängige, intelligente Staatsverwaltung 
einer Centralbank^ durduuls genfigonde Btogschalt, um 
der. Bemk und damit ja .dieser 'Yerwaltnng ein unbe- 
grenztes -Notenreoht (in dem iiibliehen Sinne) zu ge- 
währen. Hat sich dasselbe doch sogar in den Händen 
der Französischen Bank vollkommen bewährt. Eines 
der wenigen positiven sichereren Kesultate der gi'ossen 
feanzösisdien Bunkenqudta der 60er Jahne wai' die Ver- 
werfun^g der Gontingentiriing -oder der Peel'*- 
sehen Aetej. Tidfiuh gans ailgemem, mindestens fikr die 
Bank von Franki^eh. Es ist- isndi bei uns trad naoh 
den Erfidnrungen mit der Preussischen Bank durchaus 
kein Grund, das bisherige freiere System zu Gunsten 
der Iiimitirung des gesammten oder der Contingentirung 
des ungedeekten Notenumlaufs zu beseitigen. Die Franr* 
zöaische ' und die Preassiachie Bank aind trotz dieser 
grtaeren .fMhelt «eher ben0r< als adileehter denn- die 
Enf^Bdhe^Baak-'verwaltet; m maaiidien Zet^unoten-aueli 
ohne Zweifel wegen dieser Freiheit. Ueber diese 
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¥nge bei Oentralbaaken nOebten denn doeb aUmllig die 
Acten geseUoBsen' sein: beute die Feel^edie Aete bei 

der Englischen Bank neu einzuführen, daran dächte 
wohl Niemand. Ein lange bestehendes Gesetz aufzu- 
heben, ist ja immer etwas Anderes, und in England 
bekanntlich mehr noch als anderswo schwierig. Die hohe 
ükn^roeeAtige £xtra8teiier ist aber nicht «imnal eine 
dorebireg beBsere Auflage des OreiBtDne - FeelMieii 
Syttem«. • 

Bei uns aber nnd gerade jetzt spiriobt vollends 
Alles gegen die Contingentining , da der practische 
Kenipunct, die Ziffer, für den Augenblick wenigstens 
niüößbare Schwierigkeiten macht. Bas habe ich oben 
sehen bjerroigehbben nnd wird mit dea dort dtirtea 
Wtovten der Motive aeUwt am Besten aoM^annt (S. 97). 
Es ist in dieser Saddage doeb feine Flriacipienidterei, 
sidi auf die Gontingentiining zu capriciren, einef Laune, 
welche unser Verkehr sicherlich in der ersten schwenMi 
Krisis sehr theuer bezahlen müsste, wenn mau nicht eine 
ganz hohe CJontingentirungs- oder Linütirungsziffer fest- 
setBt, die dooh den Anbängem dieser Tbewie setbsl keinea 
Werth haben kauL tmd in dem ^tem Drilteldeehmig 
ja ebenfalls enthalten ist, nur mit weniger stdrenden 
Folgen. Ich erhmere als ein ungünstiges Beispiel an die 
Lowe'sclie Bill vom Jahre 1873 zur Verbesserung der 
Peel'schen Acte, welche auf einem ganz ähnlichen Principe 
meebanischer Disoontoregulinmg beiuhte, worauf doch 
das SteuerpErojeet- «nseres GeietBfliifcwui& liinnBlie£s 
mdn Sjvtfän 6. XVID}. 

Hinsiebtlicb der Deekung des NotenmnlaiA der 
Reichsbank schlage ich unten (Art 20 meines Entwürfe) 
vor, es bei dem bisherigen System bewenden zu lassen, 
also gesetzliches Minimum des Baacfonds gleich einem 
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Drittbeil des Notenumlaufis, der Rest discontirte 
Wechfid. Ich tarage damit «inem verbreiteten Vorurtbeil 
Beohniuig. . Nach meiner specifiUiBn Ausist wibrde ieh 
der Rnchabaak gar keine gesetsliehe Beatimmang 
nber die Höhe ihres Baarfonde auferlegen, und gana der 
Verwaltung auch in diesem Tuucte vertrauen, wie es bei 
der Französischen Bank mit bestem Erfolge geschieht: sie 
is4 die an Baarvorrath gewöhnlich reichste. Die Dedkungs- 
vorsehrilt: „nur Baar und Drei-Monat<»Wech8el'' genügte 
alle (8. mein System S. 4M ff., 644). 

Unbedingt nothwendig, «mal venu der 
PreuBsisehen Bank die fast als fester Betriebsfends au 
behandelnden ß:erichtlichen Depositen u. s. w. entzogen 
werden, ist jedoch eine starke Erhöhung des 
Grundcapitals der Bank, nündesteus sofort eine 
Verdopplung ideaieften« Nur ao wird die Bank vom 
bankteidmiardten. Standpuicte ans: gehörig fündirt Daa 
Capital der Breaflsiaeheii Bank war in nenerer Zeit viel 
2u klein, auch verglichen mit dem Capital anderer 
Ceutralbanken, wenn ihr diesen gegenüber auch der Um- 
stand zu Gute kam, dass ihr Capital nicht für fremde 
Zwecke» festgelegt war (Englische, Oesterreicbische Bank), 
sendei-n im Bankgeechäfte mit steckte. Die Frassitaisehie 
Bank darf hiem nklit anm linstev dienen. 

Die iin.umg&ngliGhe Erhöhung dea Qrund- 
capitarle der Preussisehen und evenlnell der Reiehe- 
bank ist nun auch ein viel zu wenig beachteter Punct 
von Wichtigkeit für die Entscheidung der financiellen 
Seite der Preussisehen wie der fieiohsbankfrage, des 
dritten Punols sa der letalete&i weldier grössere 
Sohwiedi^eit mndit. Dnmitee .wie eo daraberkami 
nu» fiidk do(ft auch im p r eeec ia chcps Finanznonisteiium 
nidit t&uaehen ^ wird ciob. der koke Gewinn des 
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Steats ans der Bank erhablioh cfmüssigeii. Kieht nur, 
daas die letofeen ganz abaotmen Mire Ttthlber sind, 
sdion das lauibiide Jahr wird yiel- geringere ErMge der 

Preussischen Bank aufweisen als das fette Jahr 1873! — : 
die Erhöhung des Stammcapitals der Bauk muss den 
Gewinn des Staats reduciren. auch wenn die Preussiöcke 
Bank Landesbank bleibt. Und fUr die Berechnung 
des etwa dem Rdehe bei der Yerwandluig der Bank in 
eine reine Staatsbank in AoBsieht stehenden Gk^vinns 
ist ebenfolls nieht m tkbemehen^ dass ehi starker Th^ 
des Reinertrages darauf geht, um das Gruiidcapital der 
Bank von 40—50 Mill. Thlrn., welche das Reich durch 
eine Anleihe doch kaum uatei* 4^1^ » auinehmen könnte, 
zu verzinsen. Mit Deqjenigen, welche endlich die 4- oder 
5pioeentige Rente des inigedeckten Notenumläufe als «in 
reines Geschenk aa dte Actionare ansehen, soweit der 
Gewinn auf das Grundeapiltal oa. 47^ ^*/o übersteigt, habe 
ich mich schon ohen (S. 149) auseinandergesetzt. 

Entscheidet man sich nun, wie wir vorhin, aus tiber- 
wiegenden politischen und volkswiithschaftlichen Gründen 
dafür, die Beichsbank als Privatbank zu constituiren, 
so bringt man allerdings ein fin&ncielles Opfer. 
Aber nrit Redit, denn die politiseh-volkswirth« 
schaftliche Sehe der Frage geht der finandellen un- 
bedingt vor. Auch wenn man ein Notenregal an- 
erkannt: ein gewöhnliches niederes, ein Finanzregal ist 
dasselbe nicht, sondern, wie z. B. das Münz- und Post- 
regal ein Vorrecht des Staats, das aus Gründen des 
Öffentlichen Wohls gewährt wird and in finaneiel« 
1er Hhisicht nur soweit in Betracht konmitv als dies mit 
seinem Hauptzwecke vereinbar ist' Ueberträgt man nun 
die Reichsbank einer Actiengesellschaft, so wird man, 
unbeschadet der anderen höheren Zwecke, auch das 
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Finanzinteresse des Beichs möglichst wahrnehmen dttifen 
und müssen. Die bisherigen Stipulationen bei derPrenssi- 
sehen Bank sind fbr den Staat entsdrieden za un- 
günstig. (Durchschnittsrente 1856—71 8.", 1872 18.* 1878 

20 Procent für das Privatcapital). Aber die Gewährun^^ 
eines wenigstens mit einiger Wahrsclieinlidikeit mehr als 
4'/i--5 Procent betragenden Gewinns an die Bankactio- 
nSre ist das indispensable Mittel, wenn man einmal 
Privaten die Bank ftbertrUgt, ittr di^n Zweck. Die Ac- 
tien sollen noch dazu zur Fttllung des Resenrefonds wo- 
möglich über Pari begeben werden. Ihr Stand unter Pari 
liegt nicht im Interesse des Credits der Bank. Folglich 
wird eine wahrscheinliche Durchschnittsrente von (3-7 
]*rocent und die Aussicht auf etwas mehr in günstigen 
Jahren, bei der Chance, weniger als 5 > 6 Procent in un- 
günstigen Zeiten zu erhalten, nicht zu umgehen wem. 
Nach diesem Gesichtspuncte wären die finandellen Ab- 
machungen mit der Beichsbankgesellscbaft zu treffen (s. 
meinen Entwurf Art. 27 Nr. 0). Der Gewinnantheil des 
Keichs ist eine Steuer, die aber eben in dieser Form un- 
gleich passender als in derjenigen vom ungedeckteu Noten- 
umläufe erhoben wird (s. o. S. 52 und 106 und in meinem 
Gesetzentwurfe Art. 27 Nr. 6). 

Erübrigte endlich noch die financiclle Ausein- 
andersetzung wegen der Bank zwischen Preussen 
und dem Reiche. Scheitert die Erhchtung der Reichs- 
bank an nichts Anderem, als hieran, so wäre das in der 
That ein klägliches Armuthszeugniss für preussischen 
Fiscalismus und Particularismus. Aber Preussen hat Ja 
nicht einmal irgend eine so sehr erhebliche Einbusse zu 
fürchten, auch wenn der ganze Steuer- oder Gewinn- 
antheil aus der Bank pure an das Reich übergeht, uud 
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schlimmsten Falles bieten sich Mittel , um Preusseos 
Finanzinteresse noch etwas mehr zu sichern. 

Ein Antheil des UbngeD D^i^chlands av^ Gewinne 
der Preossisdien Bank ist schon Jetzt gerechtfertigt« da 
die GevinnqneOe, der Koteniiinlau( nicht ans Preussen 
allein, sondern aus ganz Deutschland fliesst und da zu- 
dem in Bremen, Elt^ass-Lothringen und durch die Altonaer 
Filiale in Hamburg bedeutende gewinnbringende Geschäfte 
der Bank gemacht worden. Aus beiden Ursachen wird 
bei der Erhebung der Bank «ax Beichsbank der Gewinn 
dei* Bank aus dem ausserprenssischen Deutschland noch 
bedeutender werden. Nun bezieht Preussen als Theil 
des Reichs, wenn die Abgabe der Bank in die Reichs» 
casse fliesst, ja 60 ^/o (Antheil seiner Bevölkerung von 
der Reichsbevölkerung) indircct auch noch ferner, und 
60 % einer grösseren Summe, also jedenfalls mehr 
als diese Quote vom bisherigen Gewinne. (Dass dieser 
im Ganzen vielleicfat vorerst hmbgebt, ist Ja kein 
Geg^igrnnd und wttrde den preussischen Staat auch bei 
dem bisherigen Verhältniss treffen.) Durch eine günstigere 
Vertheilung des Gewinns zwischen dem Reiche und der 
Bankgesellschaft wüchse der preussische Antheil aber- 
mals. Die Steuer oder Abgabe vom Gewinne anderer. 
Zettelbanken (Badische, Wttrttembergische, Oldenburger 
Bank) und deijenigen, welche bd der Verlängerung ihres 
Privilegs (mein Entwurf Art 48) mit der Steuer bdegt 
würden, hätte auch ra die Reichseasse zu fliessen, und 
Preussen participirte also daran gleichfalls. So wird 
die Einnahme Preussens aus der Bank schwerlich sehr 
erheblich sinken bei der Verwirklichung des Reichsbank- 
projects. Sollte das aber doch der Fall und nicht auf 
die allgemeüien Ursachen, die ich nannte, zurückzuführen 
Sehl, so erQbngte ja inuner noch der Ausweg, nach dem 
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PräiM'denzfalle bei der üebernahme der einzelstaatlichen 
Posten auf das Reich u. dgl. m., Preussen irgend wie 
ein Präcipauro bei der Abrechnung des Baukertrags auf 
die MatiicuUrbeitriige za gewähzen. Es wäre nidits 
> sonderlich Schönes» indessen heisst es vielleicht andh hier 
„non ölet!** Ich habe, um aUen fiscalisohen Bedenken 
Rechnung zu tra^^en, in Art. 50 meines Entwurfs auch 
ftlr eine solche Eventualität die Bedinp:ungen formulirt. 

Gar kein Gewicht kann icli, um darüber mich noch 
zu äussern, schliesslich dem Bedenken beilegen, dass die 
Verwandlung der Freussischen Bank in dieBeicbsbank die 
Bückzahlung des Privatcapitals der Preussisehen Bank 
«dt sich fuhren könnte, — zu 115 % (Ind. des Anfthtils 
am Reservefonds) nach § 19 der Bankordnung. Einmal 
ist diese Eventualität nicht .geboten, da das Capital der 
Bank in die ßeichsbank übergehen kann und soll (Art. 
27 Nr. 2 meines Ent\^iirfs). Geschieht dies aber nicht, 
odw weigern sidi des die Bankantheilseigner, so ist gegen 
eme Bückzahlung zu diesem Curse gar nichts einzuwenden. 
Denn diese Bedingung war dn integrirender Bestaadtheil 
des Gontracts der Bankantheilseigner mit dem Staate. 
Wer das ignorirte, ist selbst und allein daran schuld, 
wenn er Einbusse erleidet. Auch nicht einmal unbillig 
ist eine solche Rückzahlung, einerlei, ob Jemand Bauk- 
antheile zu viel höherem Curse kaufte oder Einzahlungen 
mit Agio leistete, denn in der jahrelangen hohen Divi- 
dende sind reell eben nicht nur Zinsen gezahlt, sondom 
auch Amortisationen erfolgt, was die Bankantheilseigner 
hätten beachten müssen. 

Ueber die übrigen Puncto meines Gesetzentwurfs kann 
ich hier hinweggehen, ohne weitere Motiviiiing. In den 
früheren kritischen Abschnitten dieser Schrift sind die 
widitigsten zur Spradie gekommen. Für anderes Detail 
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muss ich auf mein grösseres systematiBches Werk ver- 
wäseo, in wdehem kaum ein etwas wesentlicherer Piinct 
dieses Entwnrfe abecgangoi sein möchte. Mein Entwurf 
scUiesst sich sonst soweit als mOgHch denjenigen des 

Reichskanzleramts an. Auch in den Bestimmungen, welche 
ich aus demselben herüber nahm, schien mir aber eine 
Ergänzung oder eine redactionelle Aenderiing öfters ge- 
boten. Der Verwandlung der Preussischen Bank in die 
Beichsbank werden Verträge zwischon dem Preussischen 
Staate und dem Reiche und zwischen letzterem und der 
bisherigen oder, im Falle sich diese weigert, auf die Be- 
dingungen einzugehra, einer neuen Gesellschaft, voran- 
gehen müssen. Die Auseinandersetzung zwischen Preussen 
nnd der bisherigen Bank wird wesentlich finaiicicller Art 
sein und sich ausserdem besonders auf das Depositen- 
geschäft (§§ 21>— 26 der Bankordnung) beziehen mOssen. 
In ersterer Hinsiciit hat Preussen ausser dem Activcapital 
von 1,906,800 Thlm. die Hälfte des Reservefonds mit 3 MilL 
Thlm. zu beansprachen und kann, um auch diesem fisca- 
lischen Bedenken gerecht zu werden, eine schätzungsweise 
festzustellende Entschädigungssumme für denjenigen Werth 
erhalten, um welchen die Grundstücke und Gebäude der 
Bank den bücherlichen Werth in Wirklichkeit übersteigen. 
Uebrigens Besse sieh auch die Anwendung des Beidisge- 
aetflies vom 25. liai 1873 Uber die Ordnung der Rechts- 
verhSitnisse der zum dienstlichen Gebrauch einer Reichs- 
verwaltung })estimmten Gegenstände auf diese Immobilien 
anwenden. Die massgebenden (irundbedingungen des 
Vertrags zwischen dem Reiche und der Bankgesellschaft 
habe ich in Art 27 u. ff. meines Entwurfs formulirt. 
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2. flesetiMitwirf betreffend tUe deitiekei lettelbaakei. 

L Allgemeine Bestimmnngeii. 
Art. 1. 

Die Beliigniss zur Ausgabe Ton Banknoten oder von 
anderen, unTerzinslichen, auf Sicht an den Inhaber zahl- 
baren Schuldverschreibungen, welche im Verkehr an 
Geldes statt gebraucht werden, wird fortan nur durch 
ein Reichsgesetz neu erworben. 

Die bestellenden Zettelbanken im Deutschen Reiche 
behalten die Befugniss zur Notenausgabe unter den Be- 
dingungen dieses Gesetzes. Eine Erweiterung dieser Be- 
fugniss kann nur durch ein Reichsgesetz ertheilt werden. 

Den Banknoten im Sinne dieses Gesetzes wird das- 
jenige Staatspapiergeld gleichgeachtet, dessen Ausgabe 
einem Bankinstitute zur Verstärkung seiner Betriebs- 
mittel übertragen worden ist 

[Nadi Alt 1 des Geseteentwnnb des Beichskanzleramts — 
G. B. A. — , amendürt. — 8. oben S. 4^ vergl. aber mem Sjaton 
dar ZetteHiaiikpolitik — S. Z. — 8.. 658 ff. aber die Frage der 
< ZolaasoBg neuer Baaken und aber eb Baokgeseti mit Komw- 
tivbediDgongen Btalt der gesetdiehen Conoession.] 

• 

Art. 2. 

Die Errichtung von Filialen ausländischer Zettel- 
banken im Deutschen Reiche ist ohne reichsgesetzliche 
Ermächtigung verboten. Vorhandene Filialen solcher 
Banken müssen bis zum 1. Januar 1876 au^elöst wei'den, 
sofsni nicht glaubwürdig nachgewiesen werden kann, dass 
diese Filialen keine Noten ihrer Mutteranstalt in den 
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Verkehr des Reichs bringeiL Qesehieht dies späterhin 

dennoch, so muss die Filiale unbedingt eingezogen werden 

und die Mitglieder ihres Vorstands unterliegen ausserdem 

der in Art. 21 angedrohten Strafe. 

[Art. 2 wird mit Rücksicht auf Luxembui^che Banken noth- 
wendig sein. Art 27 des 6. B. a. reicht nicht ans.] 

Art. 3. 

Die Annalime der Noten deutscher Zettelbauken im 
Privatverkehr ist im ganzen Deutschen Reiche gestattet. 
Die landesgesetzlichen Verbote sind aoiigehoben. 

Zur Annahme von Banknoten bei Zahlungen, welche 
gesetzlich in Geld zu leisten sind, ist Niemand vei-piiichtet, 
vorbehaltlich der Bestimmung des Art. 10 über die den 
Zettelbanken in dieser Beziehung auferlegten Pflichten. 

Die Reichs- und Staatscassen können nur durch ' 
Beichsgesetz verptiichtet werden, Banknoten in Zahlung 
anzunehmen. Die Ermächtigung zur Annahme von Bank- 
noten Seitens der Reichs- und Landesyerwaltung an die 
ihr unterstehenden Gassen ist dadurch nicht ausge- 
schlossen. 

[Nach § 2 des G. R. a., ameiidirt. Der Schlusssatz des Arti- 
kels 8 ist wohl nicht, vrie die Motive des G. R. a. meinen, selbst- 
verätäiidiicb, deshalb besser einzulügen. — S. o. S. 76. — Mein S. 
Z."S. 35—37, 43-^9, 671, G72, 450, 644, 661 (hier etwas AbwddMOd 
von Art. 3).] 

Art. 4. 

Banknoten sind keiner Yindicaüon oder Amortisation 
unterworfen; 

[6. B. a. S 2.] 

Art. 5. 

Ausländische Banknoten oder sonstige auf den In- 
haber lautende unverzinsliche, auf Sicht zahlbare Schuld- 
verschreibungen ausländischer Corporationen , Gesell- 

A. Wagner, Z«ttel1>uikrefonB. U 
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Schäften oder Privaten düxfen , wenn sie ausschlieaslich 
oder neben anderen Werflibestimmungen in Beichswähning 
oder einer deutschmi Landeswährung ansgestellt sind, 

innerhalb des Reichsgebiets zu Zahlungen nur dann ge- 
braucht werden, wenn ein Reichsgesetz dies gestattet hat. 

Wer wissentlich dieses Verbot übertritt, verfällt in 
eine, Strafe bis 150 Mark. 

Diejenigen Personen, weldie im Inlande als Agen- 
ten oder sonst gewerbsmässig oder im Auftrage einer 
nicht zur Notenausgabe im Deutschen Reiche befugten aus^ 
Iftndischen Bank, Coi-poration, Gesellscluiit oder eines aus- 
ländischen Privaten den Vertrieb solcher Werthzeichen im 
Deutschen Reiche besorgen, unterliegen der Confiscation 
dieser Zeichen und einer GeldsUafe bis 3000 Mark. 

[Nach G. B. a. §§ 27, 29, anendiri — S. o. S. 7Z Mein S. Z. 
S. 87--48, 672.] 

Art. 6. 

Banknoten dürfen nur auf Betrcäge von 100 Mark 
oder von einem Vielfachen von 100 Mark ausgefertigt 
werden. 

Nur diejenige Bank, welche nach Uebereinkommen 
mit dem Reiche oder mit einer Landesregierung die Ein- 
ziehung von Reichscassenscheinen oder Staatspapier* 

geld Übernimmt, darf für eine dem einzuziehenden Betrage 
gleiche Summe Banknoten von 50 oder für den dritten 
Theil dieses Betrags von 20 und füi- den Rest von 50 
Mark ausstellen. Diese Noten sind bis zu dem Zeit- 
puncte wieder einzuziehoi, welchen die Verträge zwischen 
der Bank und der Reichs- oder liandesregiemng fest- 
stellen, spätestens jedoch binnen 15 Jahren vom Termin 
des Vertrages an. 

[G. R. a. § 3, amendirt — S. o. S. 77. — Mein S. Z. S. 
66—78, 499, 645, XXm.] 



i 
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Art. 7. 

Banknoten sind dem Ueberbringer ohne Legitimations- 
prüfuDg 

1) sofort bei der Pi'äsentatioii am Sitze der fiank, und 

2) ebenso sofort an einer EinlösungssteUe in Berlin 
oder Frankfurt, 

3) spätestens am dritten Tage nach der Präsentation 
an den an anderen Orten des Keiclis befind- 
lichen, vom Bundesratlie zu bezeichnenden Filialen 

gegen deutsches gesetzliches Geld einzulösen. 

Der Bundesrath bestimmt, welche Banken in Berlin 
und welche Banken in Frankfurt eine Einlösungsstelle 
besitzen müssen. 

In Berlin und Frankfurt sind von den betheiligten 
Banken gemeinsame Einlösimf^sstollen zu errichten, 
welchen die Zettelbanken, welche an diesen Plätzen ihren 
Sitz haben, auf ihren Wunsch beitreten können. 

Diese Einlösungsstellen dienen gleichzeitig zur Be- 
sorgung des in Art 10 vorgeschriebenen Notenaustausches 
* und fahren den Namen „Centratotelle für Einlösung und 
Umtausch der Banknoten in Berlin (in Frankfurt)". Die 
an der Einlosungsstelle betheilij^ten Banken können einen 
Theil ihres presetzlichen Baarvorraths für die Notendeckunj? 
{Art, 42) an dieser Stelle anlegen. Ein Statut hat die 
Organisation und Einrichtung der beiden Gentralstellen 
anzuordnen. Dasselbe ist dem Bundesrathe zur Geneh- 
migung zu unterbreiten und zu Teröffentlicben. In Er- 
mangelung einer anderen Vereinbarung unter den Ban- 
ken werden die Kosten jeder Centralstelle nach dem Ver- 
hältniss der Banknotensumme, welche von den Noten 
einer jeden Bank jährlich bei der Stelle zur Einlösung 
oder zum Umtausch eingeliefert worden ist, auf die ein- 
zelnen Banken Tertbeilt. 

11 • 



Digitized by Google 



— 164 — 



Die Gassen, an welchen die unter Nr. 1 bis 3 dieset> 
Aiükels gebotene Einlösung stattzufinden hat. müssen 
an den Geschäftstagen während der regeknässigeu Ge- 
adtAftestuiideii, miadestons aber 5 Stii]id«ii tm Tage, 

Auf Verlangen des Ueberbnngers der Banknoten 
müssen Summen von 1000 Mark und darüber in Köllen 
von 500 oder 1000 Mark bezahlt werden. 

Die Yorscbriften dieses Artikels 7 finden auf die 
Beiehsbank nur insoweit Anwendung, als Art 31 Nr. 1 
nicht Anderes bestimmt. 

[G. R. a. § 19 Nr. 4, wesenüich amendirt — S. obea S. 68 £. 
— Mein S. Z. S. 57—65, 674, m &, 4ö0, 66Lj 

Art. 8. 

Jede Bank ist verpflichtet, ihre Noten, auch wenn 
dieselben beschädigt sind, zum vollen JSennwerthe einzu- 
lOs^ 8<^m der Inhaber entweder einen Theil d«r Note 
prftsentirt, irMxet grösser ist als die Hallte, oder den ' 
Nachweis ftdirt^ dass der Rest der Note, von weldier er 
nur einen geringeren Theil ah die Hfilfte zn prAsentireiL 
vermag, vernichtet sei. 

[Wörtlich gleich § 4 6. R. a. — Hern 8. Z. 8. 58.] 

Art. 9. 

Banknoten, welche in die Gaise der Baak oder einei- 
ihrer Filialen oder bei der CentcaleinUteangBsteUe in he- 
sehädigtcm oder beschrnntzten Zustande eingeben, dürfen 
von der schuldenden Bank nicht wieder ausgegeben 
werden. 

[Nach S 5 CR. «.« etwas anders redigiri — Mein 8. Z. 8. 58.} 
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Art. 10. 

Die deutschen Zettelbanken sind verpflichtet, die 
Banknoten jeder anderen deulBchoi Bank an ikrem Sitae 
und an denjenigen ihrer FUiatoi an grtaeren natoen, 
welche der Bondesrath hierfür bezeichnen wird, 2a ibresi 
yollen Nennwerthe in Zahlung anzunehmen, so lange die 
Bank, welche die Noten ausgegeben hat, den Verpflich- 
tungen des Art. 7 binsicbitUch der £inl<)sung pünktlich 
nachkommt. . 

Die auf diesem Wege eingegangenen Banknoten 
mttsseu: 

1) entweder zur Zahlung ao die Bank oder an eine 
der Filialen der Bank, welche die Noten ausgegeben hat« 
verwendet, oder aber 

2) dieser Bank oder ihrer Centraleinlösungsstelle zur 
Einlösung präsentirt oder übersandt werden. 

Die hierdurch entstehenden Versendungskosten, hat 
im ersten Falle (Nr. 1) die veroendende Bank zu tragen. 
Im zweiten Falle (Nr. 2) hat sie dieselben vorlftufig aus- 
zulegen, aber am JahresscUuss bei der Oentnüstelle der 
belareffianden Bank zn liquidiren. Dieee Kosten dnd, in 
Ermangelung einer anderen Vereinbarung unter den be- 
theiligten Banken, auf jede Bank nacli dem Verhältniss 
zu vertheilen, in welchem die einer Bank direct oder 
durch die Centralstelle zur £inldsung übersendeten Noten 
zur Gesammtheit der dergestalt übersendeten Noten ste- 
hen. Die zur Emlösung yod einer andecen Bank über-* 
sendeten Noten derjenigen in Beiün oder Frankftut ihren 
Sitz habenden Banken, welche nicht an der Centralein- 
lösungsstelle dieser Orte betheiligt sind, werden in die 
Gesammtzififer der so übersenfleten Noten eingerechnet. 
Der verhältnissmässige Kostenantheü ist von der betref- 
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fenden GentnldiddsuDgsstelle auch diesen Banken zu 

liquidiren. 

Auf die Reichsbank tindeii die Bestimiiiungen dieses 
Artikels nur mit der im Art. 31 Kr. 2 vorge&cliriebeneii 
Modification Anwendung. 

[0. B. a. § 19 Nr. 4^ weeentlith MModirt. — . 8. oben 
& 71 £ — Mein 8. Z. 8. 49-^7, 679i 068 it, 450, $61.] 

Art. 11. 

Der Bundesrath ist befugt, den Aufruf und die Ein- 
ziehung der Noten einer Bank oder einer Gattung der- 
selb«! anzuordnen, wenn ein grösserer Theü des Um- 
laufe «Ich in beschädigtem oder beschmutztem Zustande 

befindet. Ausser im Falle solcher Anordnung darf der 
Aufruf von Banknoten zum Zwecke der Einziehung nur 
mit Genehmigung des Bundesrathes erfolgen. Die Ge- 
nehmigung wird nur ertheilt, wenn nachgewiesen wird, 
dass Nachahmungen der aufzurufenden Noten in den Ver- 
kehr' gebracht sind, oder wenn die Bank aufhört, Noten 
auszugeben. Li allen vorher bezeichneten FdBen schreibt 
der Bundesrath die Art, die Zahl und die Fristen der 
über den Aufnif zu erlassenden Bekanntniachunj]:en, den 
Zeitraum, innerluilli dessen und die Stellen, an welchen 
die Noten eingelöst werden müssen, und die zur Siche- 
rung des Noteninhaber sonst erforderlichen Massr^eln 
vor, soweit nicht Art 16 in Betracht kommt. 

[Q. B. a. § 6, hier &8t wörUich au^enommen, mit Ausnahme 
dw SddniB-Aliiieft.] 

Art. 12. 

Banknoten geiiicssen ein unbedingtes gesetzliches 
Vorzugsrecht vor allen anderen Verbindlichkeiten einer 
Zettelbank. 

[Im G. E. a. nicht enthalten. 8. oben 8. 81. — Mein 8. Z. 

8. m ff^ 603, 644| esaj 
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Art 13. 

Die Befuguiss zui* Ausgabe von Banknoten geht ver- 
loren: 

1. durch Ablauf der Zeitdauer, für vdehe sie er- 
theOt ist, 

2. durch Verzicht, 

3. im Falle der Einleitung des Concursverfahrens 
gegen die Bank (Art. 14), 

4. durch Entziehung kraft richterlichen Erkenntuisaes 
(Art 16). 

Auf die Reichsbauk findet der Art 18 nebst den 

Art. 14 — 16 nur nach Massgabe des Art. 30 Anwendung. 
» 

[6. B. a., § 9, amendirt durch den letzten Absats. — S. oben 
. S. 8&] 

Art. 14. 

Im Falle des Concurses einer Bank bewendet es 
rUcksiehtUch der Einziehung der lioten bei den für das 
Goncursrer&hren geltenden Bestimmungen, unter Beach- 
tung des Art 12 dieses Gesetzes. Die flilssigea oder 
flüssig zu machenden Activa der Bank sind demnach zu- 
vörderst zur Einziehung der Noten in möglichst kurzen 
Fristen zu verwenden. Vorläufige Theilzahlungen auf die 
Noten sind nach Ermessen des Richters statthait Die 
Noten gemessen vom Tage der Verhftngung des Concurses 
an und, wenn Theilzahluugen eifolgt sind, auch füa den 
Best der ausstehenden Zahlung die gesetzlichen Verzugs- 
zfaisen, für welche gleiclifiüls das Vorzugsrecht des Art 
12 gilt 

[G. £. a. g 10, amendirt — Mem 8. 2L & 59^] 

Art 15. 

Die Entziehung der Befngniss zur Notenausgabe wird 
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auf Antrag des Reiehskamtors oder der Regienmg efaies 

Bundesstaates durch handelsgerichtliches Erkenntniss aus- 
gesprochen : 

1. sobald die Bank die ihr nach All. 7 obliegenden 
Verpflichtungen zur Noteneinlösung nicht erfüllt. Der 
Nachweis hierüber wird dadurch geführt, dass über die 
unterbliebene oder länger als Art 7 Nr. 3. es gestattet, 
verschobene Noteneinlösung notarieDer Protest erhoben 
wird. Der Notar ist von Aratswegen verpflichtet, hiervon 
sofort dem Bundesrathe und der Regiei-ung des Bundes- 
staates, in welchem die Bank ihren Sitz hat, Anzeige zu 
erstatten ; 

2. sobald der Notenumlauf der Bank die durch dieses 
Gesetz Art 41 oder bei neuen oder fremden Banken 
durch das betreffende Beidiflgesetz gezogene Grenze über- 
schreitet; 

3. sobald die durch dieses G-esetz Art. 42, bez. 29 
oder spätere Reichsgesetze vorgeschiiebene Deckung des 
Notenumlaufs nicht vorhanden ist; 

4 sobald sich das Grusdcapital der Bank durch Ver- 
luste um ein DrtttheQ vermindert hat 

Der Relehskanito oder die Regierung des betr^n- 
den Bundesstaates ist verpflichtet, den Antrag auf Ent- 
ziehung der Befugniss zur Notenausgabe in den Fällen 1 bis 
4 dieses Ai*t. 15 zu steUen, wenn nicht von der 
Bank höhere Gewalt als Ursache eines der unter 
Nr. 1—4 voigesehenen Sreignisae g^tend gemadit 
wttd, woriLber alsdaan zuvor der Buidesrath m 
entscheiden hat In den unter Nr. 2 u. 3 genannten 
Fällen darf die Bank auch den Antrag an den Bundes- 
rath stellen, darüber zu entscheiden, ob die Ueberschrei- 
tung des Gesetzes durch die allgemeine Lage des Ver- 
kehrs, sieh entschuldigen lässt Bejaht der Bundesrate 
diese Ftage, so hat der Antrag an das Handelsgericht zu 
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unterbleiben. Von jedem solchen Falle unterbliebener 
Entziehung des Rechts zur Ausgabe von Banknoten ist 
dem Reichstage motiviite Mittheüung zur Kenntiussiiahine 
und Erinaemiig m machen. 

[G. fi. a. § 11, raenttich amendirt — 8, oben 8. 85. Blan 
8. Z* S. 59S| 068.] 

Alt. 16. 

Das handelsgerichtliche Erkenntniss ordnet die Ein- 
ziehung der umlaufenden Noten an und bestimmt die 
Frist, innerhalb welcher von der Bankverwaltung die Be- 
kanntmachung über die Einziehung der Noten zu er- 
lassen ist. 

Sofern nicht der Concors über die Bank ausgebrochen 

ist, setzt das Gericht einen Curator ein, welcher die Ein- 
ziehung der Noten zu übemehnien und, wenn die Bank 
den für diesen Fall vorgesehenen Verpflichtungen nicht 
nachkommt, die Liquidation der Bank beim Handelsgerichte 
zu beantragen berechtigt und veipflichtet ist 

Eingehende Noten sind von der Bank an eine rem 
Reichskanzler zu bezeichnende Gasse abzuliefern. 

Sechs Monate, nachdem das Erkenntniss die Rechts- 
kraft erlangt hat, zahlt die Bank an die vom Reichskanzler 
bezeichnete Gasse einen Betrag in baarem Gelde ein, 
welcher dem bis dahin nicht abgelieferten Betrage ihrer 
Noten glachkommt Dieser Baaibetrag wird ihr nach 
MasQgabe der weiter von ihr abgehelMen Noten zurück- 
beeahlt Die genannte Gasse wird gieiehzaltig beauftragt, 
die nach zu erlassender öffentlicher Auüorderunf^ an sie 
selbst zur Einlösung gelangenden Noten mit diesem Baar- 
betrage definitiv einzuziehen. 

Die an die Gasse gelangten Noten werden in Gegen- 
wart des Gurators der Gasse und des fllr die Einiiehnng 
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der Noten bestellten Curatore vernichtet. Ueber die 
Vernichtung wird ein notarielles Protokoll angenommen. 
Die Verwaltung der Bank ist befugt, an der Vernichtung 
durch zwei Abgeordnete Theil zu nehmen. Der für die 
Vemichtuiig bestimmte Tennia ist ihr jedesmal spätestens 
aeht Tage vorher yoq der der Caasevorgesetsten Behörde 
anzuseigeii. Die Vermehtmig kann in einem oder meh- 
reren Terminen erfolgen. 

[Fast wörUich nach § 11 und 12. 6. K. a.J 

Art 17. 

In allen Fällen, in welchen nach den Art. 11, 14 und 
16 eine Einziehung der Noten durch öffentlichen Aufruf 
erfolgt, bestimmt der Bundesrath, bis zu welchem letzten 
Endtermin die nicht zurückgekommenen Noten prädudirt 
werden sollai. Nach Abhiuf dieses Termins sind dieselben 
werthlos. Der Gewinn, welcher dadurch für die Bank 
entsteht, fällt nicht ihr, sondern dem Reiche zu, indem 
ein dem nicht zuriickj^^ekonimenen Betrage der Noten 
gleicher Theil der Activa der Bank, bez. des nach Art. 
16 hinterlegten Baarbetrags, der Keichscasse überwiesen 
wird. 

(Das Frindp ist in ctern 6. B. a. nidit enthalteD. — 19. oben 
S. 7& — Mein & 2^ S. 59, «75.] 

Art. 18. 

Zettelbanken sind veipüchtet: 

1. sp&testens am 5. jedes Monats den Staad ihrer 
Activa und Passiva vom letzten Tage des vorausgegan- 
genen Monats; 

2. spätestens drei Monate nach dem Schlüsse des Ge- 
schäftsjahres eine genaue Bilanz ihrer Activa und Passiva, 
sowie den Jahresabschluss des Gewinn- und Verlust- 
Gonto's; * 
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3. den Procenteatz, zu welchem sie discontiren oder 
zinsbare Darlehen gewähren, sowie den Proeentsatz und 
die Kttndigiiiigsbediiigaiigeii, welche sie für yendnaliche 
D^pQsiteii festsetsen, durch ehi Tom Retchdiaiider m be- 
seidmendas äffientlidieB Blatt zn verMfeiitJicfaen. 

Die Reichsbank und die in Art. 41 unter Nr. 1 ge- 
nannten 8 Banken haben den Stand ihrer Activa und 
Passiva ausser für den letzten auch für den 8., 15. und 
22. Tag jeden Moiiats in gleicher Weise zu vereffent- 
liehen. 

Die monatliche, bez. viertelmonatliche Veröffentlichung 
mu88 angeben: auf Seite der Passiva den Betrag des ein* 

gezahlten Grundcapitals, des ReseiTefonds, der umlaufen- 
den Banknoten, der sonstigen täglich fälligen Verbindlich- 
keiten, der an eine Kündigungsfrist gebundenen Verbind- 
lichkeiten, mit Unterscheidung derselben nach einer 
Kündigungsfrist von 2—8, Uber 8—30, Uber 30—90 Tagen 
und nach längerer Frist; — auf Seite der Activa: den 
Metallbestand, den Bestand an Reichscassenscheinen , an 
Noten der Reichsbank, Noten anderer Banken, an Wechseln, 
an Lonibardforderungen, an Effecten, an sonstigen Activa. 
Auf der Activ- und Passivseite ist die Bilanz zu ziehen. 

Welche Kategorieen der Activa und Passiva in der 
Jahresbilanz noch weiter gesondert nachzuweisen sind und * 
welche Einzelhelten das Gewinn- und Verlust-Gonto nach- 
weisen muss, bestimmt der Bandesrskh. 

[G. R. a. § 8 u. § 20 Nr. 3, amendirt. — S. ohea S. 84. — 
Hein S. Z. S. 7^-119, 678.] 

Art. 19. 

Die beiden Oentralstellen f ftr BioNSsung und Umtausch 
der Banknoten (Art. 7) haben bis sp&testens zum 5. Tage 
jedes Monats eine Uebersicht ihrer Operationen im ver- 
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flopsenen Monate und spätestens im zweiten Monate nach 
dem Schlüsse des Geschäftsjahres eine f?enauere Uebei-sicht 
ihrer Operationen während des Jahres nebst einem Bericht 
darüber in einem ymn Beiobskander ni bezeichnenden 
Blatte zn terAffentiichen. Die monatliehe Ueberaditmuss 
enthalten: den Betrag fremder Banknoten, welchen jede 
einzelne Bank zur Einlösung oder zum Umtausch an die 
Einlösungsstelle übersendet hat; den Betrag, welcher 
von den Noten jeder Bank durch dio Einlösungsstelle 
eingelöst oder umgetauscht worden ist; den Betrag des 
Baarrorraths, welchen jede einzebie Bank und dieselben 
insgeeammt bei der EinloBungHBteDe am ScfalosBe des Mo- 
nats stehra hatten. Den, spedelleren Inhalt des Jahres- 
answeises bestimmt der Bundesrath unter Beirath der 
Verwaltung der Einlösungsstellen. 

[Zusate in diesem Entwürfe.] 

Art. 20. 

Der Reichskanzler ist jederzeit befugt, sich nöthigen- 
ialls durch commissarische Einsichtnahme von den Büchern, 
GoBchfiftslocalen und Gassenbestflnden der Zettelbanken 
und der EudOsnngsstellen die Ueberzeugung zn verschaffen, 
dass dieselben die durch Gesetz oder Statut festgesteDten 
Bedmgungen für die Ausgabe und Einlösung der Bank- 
noten erfüllen und dass die veröffentlichten viertelmonat- 
lichen, monatlichen und Jahresübersichten (Art. 18 u. 19) 
dei' wirklichen Sachlage entsprechen. Das AuMchtsrecht 
der Landesregierungen wird durch diese Bestimmungen 
nicht berOhrt % 

[G. & a. § 25, amendirt. — Mein S. Z. S. 121—129, 683, 
«68 £] 

Art. 21. 

Wer unbefugt Banknoten od«r sonstige auf den In- 
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haber lautende unverzinsliche, sowohl auf Sicht zahlbare, 
ais keine bestimmte Zahlungszusage enthaltende Schuld- 
Yerschreibungen auagMitt in der Abdcfat, diese Wertb- 
Micheii gleidi den geeetaiich zugelaflsenen Banknoten an 
Geldeestatt drcuiiren xa lassen, ivird mit einer GeldstEafe 
bestraft, welche ißm Zehn&chen des Betrages der yon 
ihm ausgegebenen Werthzeichen gleichkommt, mindestem^ 
aber 3000 Mark beträgt. 
[Q. B. a. § 28, amcndirtl 

Art 22. 

Die lOte^eder des YoiBtands einer Bank werden: 

1. mit Gefängiiiss bis m drei Monaten bestraft, wenn 

sie wissentlich in den in Art. 18 vorpescliricbeuen Ver- 
öffentlichungen den Stand der Verhältnisse der Bank 
unrichtig darstellen oder verdecken; 

2. mit einer Geldstrafe bestraft, welche dem Zehn* 
&cfaen des zuviel ausgegebenen Betrags gleichkommt, 
mindestens aber 8000 M. beträgt, wenn sie mehr Noten 
ausgeben, als der Bank nach Art. 41 gestattet ist; 

3. mit einer (ieldstrafe von 1000 10000 Mark be- 
straft, wenn sie durch ihre Schuld die in Art. 42, bez. 29 
vorgeschriebene Notendeckung verletzen, oder wenn an- 
dere als die nach diesem Gesetze ubd nach den Bank- 
statuten, soweit dieselben durch dieses Gesetz nicht 
ausser Kraft gesetzt sind, zulässige Geschälte von der 
Bank betrieben worden sind (Art. 44 — 46, bez. 95). 

Die unter Nr. 2 und 3 genannte Strafe wird nicht 
verhängt, wenn die in Art. 15 genannte Voraussetzung 
sich erftlllt, dass der Bundesrath die Uebei-schreitung des 
Gesetzes dui ch die allgemeinen Verhältnisse des Verkehrs 
als entschuldigt ansieht 

Die ontar Nr. 1 genannte Strafe trifft auch die Mit- 



— 174 — 



glieder des Vorstands der Centraleinlösungsstellen bei 
Veröffentlichung unrichtiger Ausweise (Art. 10). 
[G. B. a. § 31, amencUrt. — Mein S. Z. S. 120, 681.] 

II. Besondere Bestimmungen fUr die Deutsche 

Reichs hank. 

Art 23. 

Die Preussiscfae Bank wird bis zum 1. Januar 1876 
in eine allgemeine Reichsbank verwandelt und üQhrt als- 
dann den Namen ,,Deut8che Reichsbank mit dem Sitze 

in Berlin. 

[S. oben S. 147. — Mein 8. Z. S. ti38— 646.j 

Art 24. 

Zu diesem Behufe erfolgt eine Auseinandersetzung 

zwischen der Preust^ischen Bank und deni Preussischen 
Staate, indem letzterer aus seiner BetheiliLfung am Ge- 
schäftsfonds und Gewinn der Bank und im Ganzen, sowie 
mit allen seinen Behörden aus jeder Beziehung zur Bank, 
insbesondere auch was die gerichtlichen und sonstigen 
Depositen anlangt (§§ 21 bis 26 der Bankordnung), aus- 
sdiddet lieber die Art und Weise der Auseinander- 
setzung wird zwischen dem Preussischen Staate und dem 
Deutschen Reiche ein Uebereinkommen geschlossen, wel- 
ches dem Reichstage und soweit nöthig, dem preussischen 
Landtage, zur Genehmigung vorgelegt wird. Das Deut- 
sche Reich tritt alsdann in die Rechte und Pflichten des 
Preussischen Staats gegenüber der Bank, soweit dieses 
Gesetz nichts Anderes bestimmt. Bis zur voUstllndigen 
Organisation der Deutschen Reichsbank bleibt die Leitung 
und Verwaltung der Preussischen Bank unverändert. 
[S. oben S. 156 £] 

Art. 25. 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, spätestens drei 
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Monate nachdem das in Art. 24 genannte Tlebereinlvommen 
zwischen Preussen und dem Deutschen Keiche Rechts- 
kraft erlangt hat, mit der Versammlung der Meist- 
betheiligten der Preussischen Bank einen Vertrag Ober 
die Umwandlnng der letzteren in eine Deutsdie Beichs- 
bank unter den Bestimmungen dieses Gesetzes (Art. 27) 
abzuschliessen. Dieser Vertrag ist dem Reichstage zur 
Genehmigung vorzulegen. 

Art 26. 

Gelingt dem Reichskanzler der Abschluss eines sol- 
chen Vertrages nicht, so ist derselbe verpflichtet, Ver- 
handlungen über die Errichtung einer neuen Aetien- 
gesellschaft einzuleiten und mit derselben einen Vertrag 
über die Uebemahme der Reichsbank unter den Be- 
stimmungen dieses Gesetzes (Art. 27) abzuscliliessen. 

Dieser Vertrag ist dem Reiclistagc zur Genehmigung 
vorzulegen. Erfolgt dieselbe, so hat der Reichskanzler 
zu dem frühesten zulässigen Termine die Zuiilckzahlung 
des eingeschossenen Capitals der Bankantheilseigner der 
bisherigen Preussischen Bank nach den Bestimmungen 
der Bankordnung anzukündigen und vornehmen zu lassen 
(§16 und 19 der Preuss. Bankordnung), worauf die neue 
Actiengesellschaft die Bank übernimmt 
[S. oben S. 149 £f., 158.] 

Art 27. 

Für den mit den Bankantbeilseignem der Preussi- 
schen Bank oder mit einer neuen Actiengesellscliaft ab- 
zuschliessenden Vertrag sind ausser den in den Art. 28 
bis 39 enthaltenen Vorschriften folgende Bestimmungen 
massgebend: 

1. Die Reichsbank eriiilt einen rein privaten Cha- 
racter hinsichtlieh ihres Capitals und wird in der Form 
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einer Aetiengesellscliaft errichtet Eine Garantie für 

sie oder für die von ihr auspreprebenen Banknoten wird 
vom Reiche nicht übernommen. Soweit dieses Gesetz 
nicht Ausnahmen festsetzt, tritt die ßeiehsbank unter 
die Vorschriften des Deutschen Handelsgesetzbuchs und 
des Gesetzes vom 11. Juni 1870 Uber Actiengesellschaften. 

2. Das Gnmdcapital der BoLchsbank besteht aus 
120 Min. Mark. Eine weitere Erhöhung desselben bis 
150 Mill. Mark kann jederzeit sowohl von der Bankgesell- 
schaft, als vom Bundesrathe einseitig beschlossen werden. 
Zu einer Erhöhung über diesen Betrag hinaus ist ein 
übereinstimmender Beschluss der Bankgesellschaft und 
des Bundesraths erforderlich^ welcher der Grenehmigung 
des Bdchtags bedsdl 

Tritt der Fall ein, dass die Gesellsdiaft der bis- 
herigen Bankantheilseigner der Preussischen Bank die 
Reichsbank übernimmt, so bildet sich das Grundcapital 
der letzteren zunächst aus den 20 Mill. Thlni. (60 Mill. 
Mark) Bankantheilen, welche in Actien verwandelt wer- 
den. Durch Ausgabe neuer Actien ist dieses Capital so- 
fort zu verdoppeln. 

8. Während der Dauer ihres Privilegs zur Ausgabe 
von Banknoten darf das Grundcapital der Reichsbank nur 
auf Antrag der Gesellschaft mit Genehmigung des Reichs- 
tags durch Rückzahlungen vermindert werden. 

4. Der Reservefonds der Reichsbank ist bis auf 
20 Procent des eingezahlten Capitals zu bringen. Zu 
diesem Zwecke fliesst ihm das Agio der neu auagegebe- 
nen Bankactien, sowie ein Sechstel des jährlichen Beinr 
gewinns, höchstens aber in einem Jahre 2 Mill. Mark, so 
lange zu, als er 20 Procent des eingezahlten Capitals noch 
nicht oder nicht mehr erreicht. Als Reingewinn wird 
hierbei deijenige Betrag gerechnet; welcher nach Abzug 
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sämmtlicher laufender Yerwaltungskosten und einer Divi- 
dende von 5 Procent für das Grundcapital übrig bleibt 
(Kr. 5 dieses Artikels). 

Erfolgt die Uebernabuie der Reichsbank durch die 
bisherigen Preussischen Bankantheilseigner, so geht die 
Hatfte des bisherigen Besenrefonds der Preussischen Bank 
(3 Min. Thlr. oder 9 m\L Mark, § 19 der Preussischen 
Bankordnung) als Beservdbnds auf die Beldubank mit 
über. 

5. Für die Gewährung des Privilegs zur Ausgabe 
von Banknoten (Art. 29) unterliegt die Beichsbank zu 
Gunsten des Beichs einer Steuer in der Form eines An- 
theils am jährlichen ReiDgewinn. 

Für die Berechnung dieses Antheils gelten folgende 
Grundsätze: vom Bohertrage der Bank gehen zunächst 
s&mmtliche Yerwaltungskosten (einschliesslich der etwa 

gezahlten Connnuniila))gal)en) , ferner etwaige Verhiste, 
welche nicht aus dem Reservefonds getragen werden, so- 
wie, bis ziuu vertragsmässigen Endtermine, die Kosten ab, 
welche die Preussische Bank jährlich zu der Preussischen 
Anleihe von 1856 zu bestreiten hat, welche Summe die 
Beichsbank der K. Preussischen B^gierung bis zu diesem 
Termin noch zu zahlen hat. Vom Beste des Gewinns er- 
halten die Actionäic zunächst 5 Procent Dividende. Aus 
dem danach verbleibenden Reste erfolgt die Dotation 
des Reservefonds gemäss Nr. 4 dieses Artikels. Der 
danach übrige Rest fällt zur Hälfte dem Reiche, zur 
anderen Hälfte bis zu einer Dividende von 7 Procent den 
Actionären zu. Darüber hinaus fällt auch diese zweite 
Hälfte wieder zur Hälfte an das Boich und nur die andere 
Hälfte derselben bis zin Zalilun.or eines achteii Dividenden- 
procents an die Actionäre, uiid nach derselben Regel wird 

A. W a g a c r , Zettclbuiikretorru. 12 
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mit einem etwaigen weiteren Ueberschusse zur Zahlung" 
eines neunten Dividendenproceuts u. s. w. fortgefahren. 

Ausser der genannten Steuer und den etwaigen 
Steaern fiir die Grundstücke und Gebäude ist die Bank 
keiner directen Reichs^ oder Staatssteuer unterworfen. 
Die Gommunalstenem der Bank richten sich nach der 
Landesgesetzgebung. Die Banknoten sind stempelfrei. 
Im Uehrigen geniesst die Bank weder Stempel-, noch 
Portofrei h ei t. 

6. Eine freiwillige Auflösung der Bank vor Ablauf 
des Privilegs fordert die Uebereinstimmung der Bank- 
gesellschaft und des Bundesraths und unterliegt der Ge- 
nehmigung des Beidistags. Im Falle der Auflösung geht 
die Hälfte des Reservefonds an das Rdch über, soweit 
der dann vorhandene Reservefonds nicht aus der Ueber- 
nahme des den Bankantheilseignern trehörenden Antheils 
am Reservefonds noch aus dem Agio von neuen Actien 
herrührt. In diesem Falle haben die Actionäre den gan- 
zen Reservefonds zu beanspruchen. Zum Behuf der Ab- 
rechnung hierüber wird angenommen, dass Verluste zu- 
nächst aus den Jahresdotationen des Reservefonds ge- 
deckt worden sind. 

[S. oben S. 154, 156. — Mein S. Z. S. 615 fi., 642 , 424 S,, 

463 fL, 607.] 

Art 28. 

Die Beichsbank wird von Beichsbeamten, weldie nicht 
pecuniär an der Bank betheiligt sein dürfen, geleitet. 

Die Controle der Leitun^r der Bank erfolp^t durch eine 
Vertretung der Actionäre. Die auf die Leitung, Ver- 
waltung und Controle der Bank bezüglichen Bestimmungen 
der Preussischen Bankordnung werden nach der Vor- 
schrift des Art 37 dieses Gesetzes behandelt Die Stel- 
lung zur Bank, welche der preussische Handelsminister 
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bisher als Chef der Preussischen Bank einnahm, geht auf 
den Reichskanzler über. 

[S. oben 8. 150 ff. — Mein S. S. 640, 645, 614» 619.J 

Art. 29. 

Die Reichsbank erhält zunächst auf 15 Jahre, d. i. 
bis zum 31. Dec. 1890, das Eecht, Banknoten yon 100 
Mark nnd dem Viel&chen von 100 Mark (Art 6) in ziffer- 
mflssig nicht begrenzter Menge auszugeben. Der zweite 
Absatz des Art. 6 findet auch auf die Beichsbank An- 
weudung. 

Sämmtliche umlaufende Banknoten der Reichsbank 
müssen stets zu mindestens einem Dnttheil mit baarem 
Gelds der Beichswährung oder mit Gold in Barren oder 
in fremden Goldmünzen, das Pfund fein Gold zu 1391 
Mark berechnet, femer zum Beste yollstandig mit Beidis- 
cassenscheinen nnd discontirten Wechseln yon höchstens 
3 Monat Verfallzeit und mit in der Regel 3, mindestens 
aber 2 ^nien Unterscliriften gedeckt sein. 

Für eine Verletzung dieser Deckungsvorschriften ist 
die oberste Leitung der Bank nach der in Art. 22 Nr. S 
füt den Vorstand einer Bank festgestellten B^el yerant- 
wortlich und strafbar. Die Rechtsfolge des Art 15 Nr. 3 
tritt aber auch in diesem Falle nur unter der Bedingung 
des Art 30 ein. 

[Vgl. G. 11. a. §. 19 Nr. 2 und 13 iind 14. — S. oben 
S. 79 ff., 152 ff. — Mein S. Z. S. 240 ff., 252 ff:, 264—371, 449, 
454 ff., 599, 644.J 

Art. 80. 

Durch einseitigen Verzicht der Actiengesellschaft er- 
lischt die Befugniss zur Notenausgabe der Beichsbank 
während der Dauer des Privilegs nicht Es bedaif einer 
rdehsgesetzUchen Genehmigung dazu. 

IS* 
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Durch richterliclies Krkenntniss kann der Reichsbnnk 
diese Befugniss nur entzogen werden, wenn der Reichs- 
kanzler in den im Art. 15 unter Kr. 1 , 3 und 4 vor- 
gesehenen F&Uen 2u einem solchen Antrag an das Han- 
delsgericht durch ein Beichsgesetz ermächtigt worden ist 
Ordnet ein Reichsgesetz nichts Anderes an, so tritt als- 
dann das Verfahren des Art. 16 ein. 

Zur £röi{hung des Concurses über die Reichsbank 
ist die Zustimmung des Bundesraths erforderlich. 

[Mein S. Z. S. 617» 642.] 

Art 31. 

Für die Koten der Reichsbank gelten die Vorschriften 
der Art 3, i, 6 bis 12 und 17 dieses Gesetzes mit folgen- 
den Abänderungen: 

1. Die Keichsbank ist verpflichtet, ilire Noten auf 
Verlangen stets an ihrer Gasse in Berlin und bei ihrer 
Filiale in Frankfurt sofort einzulösen (Art. 7 Nr. 2). Für 
die Eänlösusg an den anderen Filialen bewendet es bei 
den Bestimmungen der Preussischen Bankordnung im 
§ 32 und bei der bisherigen Praxis der Preussischen 
Bank (Art. 7 Kr. 3). 

2. Die Reichsbank ist verpflichtet, unter der in Art. 
10 Absatz 1 angegebenen Voraussetzung, die Noten aller 
derjenigen Banken, welche in Berlin eine Einlösungs- 

stelle haben, an ihren Gassen in Berlin, und die Koten 
derjenijren Banken, welche in Fi"ankfui't eine Kinlitsuii^^s- 
stelle haben, bei ihrer Filiale in Frankfurt in Zahlung 
anzunehmen. Bei ihren Übrigen Filialen braucht sie nur 
die Noten deijenigen Banken anzunehmen, welche in der- 
selben preussischen Prorinz' oder in demseltien deutschen 
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Bundesstaate (ausserlialb Preussens) ihieu Sitz liabeu, wo 
die Filiale besteht. 

[Vgl. G. R. a. § 19 Nr. 3 u. 4. — S. oben S. 71, 74. — Mein 

S. Z. S. 450, 598^ 645.] 

Axt. 32. 

Die Rdchsbank ttbernimmt die Verpflichtang, auf 

Verlangen Noten gepen detitsche Goldmünze und, sobald 
die deutschen Münzstätten in der Lage sind, im erforder- 
lichen Umfange für Private zu prägen, auch gegen Gold- 
barren unter Anrechnung der Prägekosten und eines 
Disconts von 4 Pi'ocent pr. a. für die Zeit, welche von 
den Münzanstalten für die Prägung in Anspruch genom- 
men wird, hinauseugeben. 

[Mein S. Z. S. 598, 645.j 

Art. 33. 

Die Bank führt unentgeltlich die Cassengeschäfte des 
Reichs und g^en eine festzusetzende Provision nach ver- 
tragsmässigem Uebereinkommen diejenigen von einzelnen 

Bundesstaaten. 

Geschäfte mit der Reichs- oder einer einzelnen 
Staatsre^ierung, in welchen die Bank auf andere als die 
diesem Gesetze und der Reichsbankordnung (Art 37) 
entsprechenden Deckungen Credit gewährt, sind nur nach 
Yorechriften zulässig, welche unter Benutzung des §. 91 
der Preussischen Bankordnung vom Bundesrathe in die 
Reichsbankordnung aufgenommen und vom Reichstage ge- 
nehmigt worden sind. 

Solche ( ieschäfte unterliegen der Controle der Reichs- 
schulden-Commission und sind in dem Jahresberichte der 
letzteren an den Reichstag anzuführen. 

Der Präsident und die Mitglieder des Hauptbank- 
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directoriums haben in Bezag auf diesen Art. 88 und die 

dazu gehörigen Bestimmungen der Reichsbankordnung 
denselben Eid vor dem Reichsoberhandelsgencht abzu- 
legen, welcher dem Voi-sitzendon und den Mitgliedern 
des Reichsinvalidenfonds im § 12 des Gesetzes betr. die 
GrOndong und Verwaltung des Reichsinyalidenfonds vom 
23. Mai 1878 (R-G.-B. S. 117) vorgesdirieben ist 

[S. oben S. 152. — Mein S. Z. S. 610, 612, 618, 642.] 

Axt 34. 

Die Beiehsbank bat das Recht, an jedem ihr passend 

erscheinenden Orte des Reichs Filialen zu errichten. Sie 
übernimmt die VerpÜiclitiiii^' in allen deutsclien Städten 
über 20,000 Einwohner, in welchen sich ein Bedürfniss 
dazu herausstellen sollte, auf den durch eine Bundes- 
regierung oder direct durch eine Handelskanuner an den 
Bundesrath gestellten und von diesem gutgeheissenen An- 
trag Filialen zu errichten. Mehr als 10 neue Filialen in 
einem Geschäftsjahre zu enichten, ist die Bank indessen 
nicht gebunden, wobei diejenigen, welche sie freiwillig 
errichtet, mitgezählt werden. Die bedeutenderen Plätze 
sollen im Allgemeinen mit ihrem Anbruch auf eine Fi- 
liale den minder wichtigen voran gehen, falls nicht der 
Bundesrath einen abweichenden Bescbluss der Bank billigt. 

[Vgl. dagegen G. R. a. § 17, § 20 ächlusssatz. — S. oben 
S. 144. — Mein S. Z. S. 603 ff., 644.] 

Art. 35. 

Der Reichsbank sind nur folgende Geschäfte gestattet : 

1. An- und Verkauf von Gk)ld und Silber, in Barren 

und fremden Mun/eii. 

2. An- und Verkauf von börsenp^ängigen Wei*th- 
papieren auf fremde Rechnung und g^eu vollständige 
Deckung. 
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3. ErÜidlung von Anweisungen auf ihre Filialen 
oder von diesen auf die Hauptbank oder unter einander, 
sowie auf dritte Banken und Banquiers im In- und Aus- 

lande, gegen vollständige Deckung. 

4. DihCüiitiruiig oder Ankauf von Wechseln und 
wechselmässigen Anweisungen, welche höchstens drei 
Monate laufen und in der Kegel drei, mindestens aber 
zwei gute Untei-schriften ti'agen. 

5. Discontirnng oder Ankauf von deutschen Reichs-, 
Staats*, Provinzial-, Oonununalpapieren und Eisenbahn- 
priorität&Obligationen, welche spätestens nach 8 Monaten 
mit einem festen Geldbetrage fällig sind, desgleichen von 
Coupons dieser Papiere unter derselben Voraussetzung. 

6. Ertheilung zinsbarer Darlehen (Lombarddaiiehen) 
auf höchstens 3 Monate auf bewegliche Pfänder von Gold 
und Silber, gemfinzt und UDgemttnzt; von Wechseln mit min- 
destens zwei guten Unterschriften; von deutschen Reichs-^ 
Staats-, Provinzial- und Oommunalpapieren, von deutschen 
Eisenbahnstammactien und Prioritätsobligationen und von 
deutschen Pfandbriefen; von im Inlande lagernden Kauf- 
mannswaai'en und von Lagerscheinen über solche, welche 
inländische öfientliche Waarenniederlagen, Zoll- und Steuer- 
ämter ausgest^t haben. Die zu beleihenden Werth- 
papiere mossen auf den Inhaber lauten und verzinslich 
sein. Die näheren Bestimmungen Uber das Lombard- 
geschäft werden in einem, dem Bundesrath zur Ge- 
nehmigung vorzulegenden Reglement von der obersten 
Leitung der Bank festgestellt 

7. An- und Verkauf von curshabenden Werthpapieren 
der unter Nr. 6 bezeichneten Art, mit Ausschluss de^r 
Actien, sowie von englisdien Schatzkammerscheinen und 
Consols, auf eigene Rechnung. Jedoch darf der gleich- 
zeitig im Besitz der Bank behndliche Betrag solcher 
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Effecten die Hälfte ihres eingezahlten Grimdcapitals nicht 
übersteigen. 

8. Annahme von Werthpapieren, Documenten, Pre- 
tiosen, Gold und Silber zur Aufbewahrung, sowohl in ver- 
schlossenen Depots,- als offen und Besorgung der mit den 
Werthpapieren und Documenten ihrer Deponenten ver- 
knöpften Geldgeschäfte gegen Deckung. 

9. Betreibung des sogenannten Depositengeschäfts 
in allen üblichen oder der Bank passend erscheincn<len 
Formen und in Verbindung mit dem Contocorrent- und 
Girogeschäft, sowohl mit Privaten, als mit dem Reiche 
oder einzeben Bundesstaaten, mit Gemeinden, Corpora- 
tionen und Gesellschaften. Die Bank darf jedoch für die 
in weniger als Monatsfrist fälligen Depositen, Girocapita- 
lien u. s. w. nur Wechsel- und Lombarddeckung neben 
der Baardecluii)^ und muss für die in weniger als 8 Tagen 

'fälligen Gelder mindestens Vierteibaardeckung iiaben. 

Grundstucke darf die Bank nur für ihre Geschäfts- 
bedürfhisse erwerben« 

Alle anderen Geschüfte, insbesondere Acceptirung 
von Wechseln, An- und Verkauf von Waaren oder curs- 
habcnden Werthpapieren auf Zeit oder Bürgschaftsüber- 
nahrae für die Erfüllung solcher Kaufs- und Verkaufs- 
geschäfte, Gewährung von Darlehen gegen Verpfändung 
von Immobilien (Hypothekengeschäft) u. A. m. sind der 
Beichsbank untersagt. 

Die Uebemahme von Effecten, Immobilie, Hypo- 
theken im Goncurse oder zur nachträglichen Sidierstel- 
lung von Forderungen der Bank ist durch dieses Verbot 
nicht ausgeschlossen. Doch sind diese Werthe baldmög- 
lichst zu veräusseni. 

Die oberste Leitung der Bank ist für die Innehaltung 
der Vorschriften dieses Artikels verantwortlich und straf- 
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bar wie der Vorstand einer Bank nach Art 22 Kr. S 

dieses Gesetzes. 

[VgL G. B. a. § 20. — S. oben 8. 81 ff. — üeber aUe diese 
Qeschftfte und deren Geeigneüheit f. Zettelbanken s. mein 8. Z. 
8. 254r-d71, 878-422, 602.] 

Art. 36. 

Das Privileg der Reichsbank zur Ausgabe von Bank- 
noten kann- vor Ablauf der in Art. 29 gestellten Frist auf 
Antrag der Bankgesellschaft mit reichsgesetzlicher Ge- 
nehmigung verlängert werden. Zn diesem Behufe hat die 
Gesellschaft im Laufe des zweiten Jahres vor diesem Ter- 
mine ihre Anträge zu stellen. Geschieht dies nicht und 
kündigt weder die Gesellschaft noch das Reich ausdrück- 
lich bis zum letzten Tage des zweiten Jahres vor Ablauf 
des Privilegs dem anderen Theile auf, so dauert das Pri- 
vileg und die Beichsbank unter den Bedingungen dieses 
Gesetzes stillschweigend immer ein Jahr weiter, unter 
Vorbehalt eiiijahriger Ettndigang. Beim Erloschen des 
Privilegs zur Notenausgabe ist das Reich berechtigt, die 
Bank mit allen Aetivis und Passivis zu übernehmen, gegen 
Rückzahlung des Nennwerths der Actien zuzüglich des 
in Art. 27 Nr. 6 bezeichneten Theils des Reservefonds 
an die Aetionäre. Ein bei der Auflösung der Bank oder 
bei dem Eriöschen des Privilegs sich ergebender Verlust 
am Grundcapital der Bank wird Tom Reiche und von 
den Actionären gemeinsam im Verhältniss des von bei- 
den Theilen , und zwai* von den Actionären über die 
5procentige Di\idende hinaus, seit dem Jahre 1876 be- 
zogenen Reingewinns getragen. 

[VgL 6. a. § 19 Nr. 6. — Mein S. Z. S. 611, 618, 648.] 

Art. 37. 

Soweit dieses Gesetz nicht Abänderungen bestimmt, 
eriblgt die Organisation, Einrichtung und Verwaltung 
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der Reiehsbank nach der Preaasischm Bankordnung und 

nach den für die Pieussische Bank geltenden Reglements. 
Die gesamnite Bankordnung wird unter Beirath der 
obersten Leitung der Bank vom Bundesrathe einer Re- 
vision unterzogen nnd neu redigirt, wobei die Vorschriften 
dieses Gesetzes in sie mit aufzunehmen sind. Biese 
neue Bankordnung wird dem Reichstage zur Kenntniss- 
nahme und Erinnerung und hinsichtlich des in Art. 33 
angegebenen Puncts zur Genehmigung vorgelegt und als- 
dann unter dem Namen Reichsbankordnung im Reichs- 
gesetzblatt YeröÖ'entlicht. 

Art. 38. 

Alle aUgemdnen Bestimmungen dieses Gesetzes 
(Abschn. I Art 1—22) gelten ausdrücklich auch für die 

Reichsbank, vorbehaltlich der Abweichungen, welche die- 
ses Gesetz verordnet. 

Art. 39. 

Die Rechnungen der Reiehsbank unterliegen, der 
Prüfung der Oberrechnungskammer. 

III. Besondere Bestimmungen für die übrigen 

Zettelbanken. 

Art. 40. 

Die übrigen bestehenden deutschen Zettelhanken er- 
langen das Recht des freien Umlaufe ihrer Banknoten im 
ganzen Deutschen Reiche (Art. 3). 

Sie dürfen an allen Orten des Reichs die ihnen nach 
diesem Gesetze und , soweit dasselbe nicht Einschrän- 
kungen enthält, nach ihren Statuten gestatteten Bankge- 
schäfte durch Zweiganstalten betreiben oder durch Agen- 
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ten für ihre Rechnung betreiben lassen oder als stille 
oder offene Theilhaber an Bankgeschäften sich bethei- 
ligen. 

[Vgl. dagegen G. B. a. § 17, 18, 19, AIm. 1, 20, AI». 1. — 
S. oben S. 66. — Hein S. Z. S. 646 ff, 650 ff, 660^ 661.] 

m 

Art. 41. 

Die Befugniss zur Notenausgabe wird für jede der 
bestehenden deutschen Zettelbanken, mit Ausnahme der 
Preussischen Bank, auf den in diesem Artikel genannten 
unUberscli reitbaren Betrag festgestellt: 

1. fXlx die acht folgenden Banken, nemlich für die 
Baierische Hypotheken- und Wechselbank in München 
auf 60 Mill. Mark; far die Sächsische Bank in Dresden 
auf 60 Mill. Mark ; für die Leipziger Bank auf 20 Mill. 
Mark; für die Würteinbergische Bank in Stuttgart auf 
20 Mill. Mark; für die Budische Bank in Mannheim auf 
20 Mill. Mark; für die Bank für Süddeutschland in Darm- 
Stadt auf 20 MiU. Mark.; für die Frankfurter Bank auf 
50 Mill. Mai-k; für die Bimer Bank auf 15 Mill. Mark; 

2. für die 17 folgenden Banken, nemlich für die 
8 Preussischen Privatbanken zu Berlin (Berliner Casseu- 
verein), Danzig (Danziger Privatbank), Posen (Provinzial- 
actienbank des Grossherzogthums Posen), Breslau (Städ- 
tische Bank), Görlitz (Conimunalständische Bank der Ober- 
lausitz), Stettin (Ritterschafbliche Privatbank für Pommern), 
Ma^eburg (Magdebuiger Privatbank), Cdln (Cölnische 
Privatbank), femer für den Leipziger Gassenverein, die 
Landständische Bank zu Bautzen, die Oldenburgische 
Landesbank auf je 3 Mill. Mark; fUr die Hannoversche 
Bank auf 8 Mill. Mark; für die Rostoker Bank auf 
3^/4 Mill. Mark; für die Lübecker Gommerz- und die Lü- 
becker Privatbank auf je 2^5 Mill. Mark; für die Land- 
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giäflich Hessische Landesbank in Homburg auf 1 MilL 
Mark; für die Chemnitzer Stadtbank auf %o Müh Mark; 

3. fiir die 8 folgenden Banken, nemlich für die 
Weimarer Bank auf 4'/io Mill. Mark; für die Gothaer 

Privatbank auf 2-'/io ^^iH- Mark; für die Geraer Bank auf 
3^/i() Mill. Mark; für die Mitteldeutsche Creditbank in 
Meiniiigcn auf 6®/io Mill. Mark ; für die Thüringische Bank 
in Sondershausen auf 3^/io Mill. Mark ; für die Anhalt- 
Dessauische Landesbank in Sondershausen auf 2 Mill. 
Mark; für die Braunschweigische Bank auf 6 Mill. Mark; 
für die Niedersächsische Bank inBttekeburg auf VIiqMHL 
Mark. 

Die Erweiteruni: der Befu,Rniss zur Notenausgabe an 
die Baierische Hypotheken- und Wechselbank auf 60 ]\Iill. 
Mark wird an die Bedingung geknüpft, dass diese Bank 
auf das ihr nach dem Baienschen Gesetze v. 1. Juli 1834 
§ 2 zustehende ausschliessliche Recht, im Umfange des 

• 

Königreichs Baiem Banknoten auszugeben, vei'zichte. 

[Vgl. dagegen G. R. a. § 13, 14, 19, 20. — S. oben S. 110 Ii'., 
bes. S. 117. — Mein S. Z. iS. m tf., G50., bes. 647, 668.] 

Art. 42. 

Die im Art. 41 genannten Banken haben stets fUr 
ihren Notenumlauf dieselbe Deckung zu halten, welche im 
Art 29 für die Beichsbank vorgeschrieben ist 

Sie unterliegen hinsichtlich ihrer Banknoten allen 

Bestimmungen, welche in den Art. 3, 4, G— 17 festge- 
stellt sind. 

[Vgl 6. a a. § 19 Nr. 2.] 

Art 43. 

Eine Verminderung ihres Grundcapitals unter den 
zur Zeit des Erlasses dieses Gesetzes eingezahlten Betrag 
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ist keiner Zettelbank ohne Genehmigung des Bundesraths 
gestattet. Diese wird nur ertheilt, sofern die Bank auf 
ihre Befugniss zur Notenausgabe verzichtet. 

[Vgl. weitere Beschraakuugen ia § 24 d. G. K. a.J 

Art. 44. 

Der Geschäftskreis jeder der in Art. 41 genunnteii 
Banken riclitet sich nach den Statuten oder dem bis- 
herigen Grundgesetz der Bank, soweit nicht gegenwärtiges 
Gesetz Aenderungen vorßchreibt (Art. 45 und 46). Für 
Abänderungen der Statuten ist die Grenehmigung des 
Bundesrathes einzuholen, welche nur versägt werden 
darf, wenn die Deckung der Banknoten dadurch ver- 
schlechtert wird. 

[VgL G. B. a. § 24.] 

Art. 45. 

Der Geschäl'tskreis der in Art 41 unter Nr. 1 ge- 
nannten 8 Banken wird auf diejenigen Geschäfte be- 
schränkt, welche nach Art. 35 der Ileichsbank gestattet 
sind. Die Vorschriften über den Umfang und die Be- 
triebsweise dieser Geschäfte gelten gleichfalls f&r diese 
8 Banken. 

Eine Ausnahme von dieser Bestimmung findet für die 

Baierische Hypotheken- und Wechselbank statt, welche 
die ihr durcli ilire Statuten gestatteten anderweiteu Ge- 
schäfte auch fernerhin säminÜich betreiben darf. Hin- 
sichtlich, der Abänderungen von Statutensatzungen Uber 
solche Geschäfte dieser Bank, welche in Art S5 nicht 
als zulässig mit aufgeführt sind und auch nidit die Bank- 
notenausgabe betreffen, bewendet es bei den bestehenden 
Vorschriften. Auch solche Abänderungen sind jedoch dem 
Buiulesrathe zur Keuntnissnahnie niitzutiieilen. 
[Vgl. G. Ii. a. § 20. — S. obeu S. 81 flf,, 143.J 
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Art. 46. 

Für die unter Nr. 2 und 3 des Art. 41 genannten 
Banken gilt die Vorschrift des Art 35 unter Nr. 9 Inn- 
sichtlich der Deckung der hier bezeichneten Depositen 
gldchfiüls. 

Art. 47. 

Die Dauer der in Art. 41 gewährten Befugniss zur 
"Notenausgabe einer Bank richtet sich nach ihrem ur- 
sprünglichen Privileg, bei der Baierischen Bank jedoch 
nur für den Betrag ihres bisherigen Privilegs (12 Mill. fl.), 
für die ihr nach Art. 41 zugestandene Erweiterung auf 
die Zeit bis Ende 1890. 

Läuft ein Privileg yor dem Jahre 1890 ab, so muss 
es vom Bundesrathe auf Verlangen der Bank unter den 
Bedingungen dieses Gesetzes bis zum Ende des Jahres 
1890 verlängert werden. Jedoch muss sich die Bank 
einjährige Kündigung vom Schluss des Jahres 1889 an ge- 
fallen lassen und vom Zeitpunete der Verlängerung ihres 
Privilegs an die in Art 48 festgestellte Beichsstener ent- 
richten. 

Unterliegt ein Privileg bereits jetzt oder vor dem 
Jahre 1890 einer vom Staate oder einer öffentlichen Be- 
hörde ausgehenden Kündigung, so tritt diese Kündigung 
zum frühesten zulässigen Termine kraft gegenwärtigen 
Gesetzes ein. Die hiervon ge^ffene Bank kann aber 
gleich&ns dne Verlängerung des Privilegs unter den im 
Schlusssatz des vorigen Absatzes gesteDten Bedingungen 
bis zum Ende des Jahres 1890 verlangen. 

Die Entscheidung, ob und unter welchen Bedin- 
gungen ein mit Ende 1890 erlöschendes oder aul einjäh- 
riger Kündigung stehendes Recht einer Bank zur Koten- 
ausgabe tkber diesen Termin hinaus verlängert werden 
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soll, wird fcleichzeitig mit der P^.ntscheidung über die 
Reichsbank (Art. 36) getroffen. Dauert die Reichsbank 
stillschweigend immer ein Jahr, vorbehaltlich eiiyähiiger 
Kündigung, weiter, so gilt dasselbe für diejenigen anderen 
Zettelbanken, deren Privileg schon vor dem Jahre 1890 
auf einjähriger Kündigung steht, sowie für diejenigen 
Banken, deren Privileg nach dem Jahre 1890 erlischt, 
von dem betreffenden Zeitpimcte an. Auf die Baierische 
Hypotheken- und Wechselbank finden diese Bestimmungen 
hinsichtlich de^enigen Mehrbetrags der Notenausgabe 
Anwendung, welcher derselben nach Art 41 über ihre 
bisherige Befugniss hinaus zugestanden worden ist 

[Vgl. dagegen & R. a. § 19 Nr. 6.-8. oben 8. 142. — 
Mein 8. Z. 8. 642.] 

Art. 48. 

DiejcDigen Zettelbanken, deren Befugniss zur Noten- 
ausgabe nach den Bestimmungen des Art. 48 verlängert 
wird, haben eine Reichssteuer nach Massgabe ihres Bein- 
gewinns von dem ersten Jahre der Prolongation ihrer Be- 
fugniss an zu entrichten. 

Dieselbe beträgt bei den unter Nr. 1 des Art. 41 ge- 
nannten Banken den diitten Theil, bei den unter Nr. 2 
und 3 des Art. 41 genannten Banken den vierten Theil 
desjenigen Reingewinns, welcher nach Zahlung einer Divi- 
dende von 5% und nach einer Jahresdotation des Reserve- 
fonds von 1% des eingezahlten Grundcapitals übrig bleibt 
Sobald und so lange der Reservefonds 10% des einge- 
zahlten Betrags erreicht, wird seine Dotation bei der Be- 
rechnung der Steuer nicht in Abzug gebracht. Steigt die 
Dividende bei den unter Nr. 1 Art. 41 aufgeführten Ban- 
ken auf 7%, so fjillt von dem Reste des Gewinns dem 
Reiche wieder die Hälfte als Steuer zu. 
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Solchen Zetteibanken, welche notorisch ihre 5 Frocent 
übersteigende Dividende dem Depositen- ond Girogeschafte 
oder anderen Geschäftszweigen als der yerzinsliehen 

Deckung des Notenumlaufs jjanz oder grösstentheils ver- 
danken, nuiss auf ihren motivirten Antrag der auf sie 
entfallende Steuerbetrag ganz oder tbeilweise vom Bundes- 
rathe erlassen werden. 

Diejenigen Zettelbanken, welche schon nach ihrem 
bisherigen Privileg oder Statut einen Gewinnanthefl oder 
eine andere Steuer flClr die Gewährung der Befugnis» zur 
Notenausgabe an einen Bundesstaat zu entrichten haben, 
unterliegen dieser Abgabe bis zum Ablauf ilii es bisherigen 
Privilegs (Art. 47) zu Gunsten der Reichscasse. Von 
diesem Termine an zahlen sie die Steuer nach Massgabe 
der Bestimmungen dieses Artikels. 

Die Banknoten sind von allen Beichs- und Staats- 
stempelsteuem frei. 

[Vgl. dagegen G. R. a. §§ 13, 14. — S. oben S. 142, 52, 
106, 156 ff. — Vgl. auch S. Z. S. 451, 400 ff.] 

IV. Schlussbestimmungen. 
Art. 49. 

Deutsche Corporationen, welche, ohne Zettelbanken 

zu sein, beim Pnlass dieses Gesetzes im Besitze der Be- 
fugniss zur Ausgabe von Noten oder ähnlichen Werth- 
zeichen sind, haben dieselben an ihrem Sitze und bei 
einer der beiden Centraleinlösungsstellen in Berlin oder 
Frankfurt sofort auf Verlangen einlösbar zu machen. Im 
Uebrigen gelten fOr diese Noten oder Werthzeichen, bez. 
für die sie ausgebenden Corporationen die Art. 1, 3, 4, 
6 Absatz 1, 8, 9, 11, 12, 14, 15 Nr. 1 u. 2, 16, 17, 22 
Nro. 2 dieses Gesetzes. Die Corporationen sind ver- 
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pflichtet, jährlich den Betrag ihrer Noten, welche im 
Duxtlisdiiiitt des letzten Jahres in Umlauf waren, za Ter> 
öffentlichen. 

Die Kündigung des Beehts zur Ausgabe solcher No- 
ten oder Werthzeiclicn tritt zum frühesten zulässigen Ter- 
mine kraft dieses Gesetzes ein. Eine Verlängerung dieses 
Beehts über den ursprüngliclicn Termin hinaus wird nicht 
ertheilt. Zahlen solche Corporationen für die ihnen er* 
theilte Befugniss eine Abgabe, so fliesst dieselbe vom Er- 
lass dieses Gesetzes an in die Beichscasse. 

[Vgl. G. E. a. §. 26. — 8. oben 8. 86.] 

Art. 50. 

Solange nicht sämmtliche deutsche Zettelbanken die 
in Art 48 festgestellten Abgaben fQr das Privileg der 
Notenausgabe in die Beichscasse entriditen, findet für 
die in diesem Gesetze (Art 27 Nr. 5, Art 48 , 49) ge- 
nannten, in die Beichscasse fliessenden Abgaben eine ge- 
trennte Verrechnung auf die Matricularbeiträ^'e der ein- 
zelnen Bundesstaaten statt. Zu diesem Zwecke wird die 
gesammte Einnahme der Beichscasse aus diesen Abgaben 
nach Maassgabe der Bevölkerung auf die einzelnen Staaten 
vertheilti jedoch die Bevölkerung deijenigen Bundesstaa- 
ten, bez. deijenigen preussischen Provinzen, in welchen 
sich Zettelbanken befinden, die noch nicht der genannten 
Reichssteuer unterliegen, nur mit ihrer halben Höhe an- 
gesetzt. 

[Vgl. G. B. a. I. 13—16. — 8. oben 8. 158.] 
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